Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache IV/ 3799 


Mündlidie Anfragen 

gemäß § 111 der Gesdiäftsordnung (Fragestunde) 
für die Zeit vom 20. Juli bis 15. Oktober 1965 
sowie die dazu erteilten schriftlichen Antworten 


I. Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 

1. 1. Abgeordneter Läßt die Meldung in der Nummer 822 vom 

Matthöfer 1. Juli 1965 des falangistischen Organs 

„7 Fechas", Staatssekretär von Hase habe sich 
vom spanischen Botschafter spanische Presse- 
erzeugnisse vorlegen lassen und dabei den 
Wunsch ausgedrückt, schnell eine Lösung der 
Probleme der spanischen Presse in Deutsch- 
land zu finden, darauf schließen, daß die 
Bundesregierung beabsichtigt, an Stelle der 
„7 Fechas" ein anderes, der offiziellen spani- 
schen Zensur unterliegendes, damit notwen- 
digerweise antidemokratisches, antigewerk- 
schaftliches Gedankengut verbreitendes Blatt 
für die spanischen Gastarbeiter aus Steuer- 
mitteln zu beziehen? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs von Hase 
vom 25. Juli 1965 

Im Presse- und Informationsamt der Bundesregierung bestehen 
keine Pläne, statt der Zeitschrift „7 Fechas" ein anderes spani- 
sches Publikationsorgan zur Verteilung an spanische Gastarbei- 
ter zu beziehen. 


I. 2. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Herstellungs- und Auf- 
Dr. Müller-Emmert führungskosten des Films „Ludwig Erhard — 
Portrait eines Staatsmannes'" aus Kap. 04 03 
Tit. 314 des Bundeshaushalts bezahlt werden, 
dessen Mittel zur Aufklärung über Sozialin- 
vestitionen bestimmt sind, mit denen also der 
kleine Mann, der nicht über einen Rechtsan- 
walt oder Wirtschaftsberater verfügt, darüber 
aufgeklärt werden soll, welche Vorteile ihm 
die Bundesgesetzgebung, z. B. hinsichtlich des 
312 DM-Gesetzes, der Ausbildungs- und Stu- 
dienförderung, des Kindergeldes, der Wohn- 
und Mietbeihilfen u. ä. bietet? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs von Hase 
vom 9. August 1965 

Es trifft nicht zu, daß die Herstellungs- und Aufführungskosten 
des Filmes „Ludwig Erhard — Portrait eines Staatsmannes" aus 
Kap. 04 03 Tit. 314 des Bundeshaushalts finanziert werden. 
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I. 3. Abgeordneter Aus welchem Haushaltstitel wird der Film 
Dr. Müller-Emmert „Ludwig Erhard — Portrait eines Staatsman- 
nes" finanziert? 


Schriftliche Antwort des Staatssekretärs von Hase 
vom 2. September 1965 

Das Presse- und Informationsamt der Bundesregierung hat die 
Aufgabe, die deutsche Bevölkerung über die politischen Ziele 
und die Arbeit der Bundesregierung zu unterrichten. Im Rahmen 
dieser Aufgabe und aus den hierfür zur Verfügung stehenden 
Mitteln wurde auch die Herstellung des Films „Ludwig Erhard — 
Portrait eines Staatsmannes" finanziert. 


11. Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


II. 1. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Einrichtung einer Luft- 

Dr. Bücher hansa-Linie von Frankfurt (Main) nach Mos- 

kau unterbleiben muß, weil die drei alliierten 
Mächte ihre Genehmigung hierfür versagen? 


11. 2. Abgeordneter Ist es richtig, daß die Engländer und Fran- 

Dr. Bücher zosen selber eine Fluglinie über Moskau 

nach dem fernen Osten betreiben wollen? 


II. 3. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung — - falls die 
Dr. Bücher Fragen II/l und II/2 bejaht werden — für 

vereinbar mit dem Sinn des Deutschlandver- 
trages, daß unter diesen Umständen die Ein- 
richtung einer solchen Luftlinie an der Nicht- 
genehmigung der drei Westalliierten schei- 
tert? 


Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Dr. Carstens 
vom 30. August 1965 

Die Alliierten haben ihre Genehmigung zur Einrichtung einer 
Lufthansa Fluglinie von Frankfurt nach Moskau erteilt. Die 
Bundesregierung beabsichtigt, demnächst der Regierung der 
UdSSR die Aufnahme des gegenseitigen Fluglinienverkehrs 
vorzuschlagen. 

Von den alliierten Luftverkehrsgesellschaften führen z. Z. die 
British European Airways und die Air France Fluglinien nach 
Moskau, und zwar die British European Airways zweimal wö- 
chentlich auf der Fluglinie London — Warschau und die Air France 
dreimal wöchentlich auf der Fluglinie Paris — Warschau — Moskau. 
Uber etwaige Pläne dieser Gesellschaften für eine Verlängerung 
nach dem Fernen Osten ist nichts bekannt, doch kann eine soldie 
Möglichkeit nicht ausgeschlossen werden. Bislang hat die Regie- 
rung der UdSSR noch keiner ausländischen Luftverkehrsgesell- 
schaft Verkehrsrechte von Moskau über Sibirien nach dem 
Fernen Osten gewährt. Nach Pressemitteilungen hat jedoch der 
sowjetische Minister für Zivilluftfahrt, General Loginow, kürz- 
lich auf einer Pressekonferenz in Oslo die Möglichkeit angedeu- 
tet, daß die Sibirienstrecke demnächst für den internationalen 
Fluglinienverkehr freigegeben werden könnte. 
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IL 4. Abgeordneter Aus weichem Grunde hat die Bundesregie- 
Gerlach rung es unterlassen, eine Besitzstandsrege- 

lung für die Traktatbauern in Schwartenberg 
und Hebelermeer (Kr. Meppen) über ihre 
Traktatländereien in den deutsch-niederlän- 
dischen Grenzvertrag aufzunehmen? 


II. 5. Abgeordneter Welche Bemühungen hat die Bundesregierung 
Gerlach unternommen, um die Traktatländereien in 

Schwartenberg und Hebelermeer zurückzuer- 
werben und sie den Traktatgeschädigten, die 
ihren Rechtsanspruch aus dem Grenzvertrag 
zwischen dem Königreich Preußen und dem 
Königreich der Niederlande vom 2. Juli 1824 
herleiten — Artikel 1 des deutsch-niederlän- 
dischen Grenzvertrages — , wieder zu über- 
eignen? 


Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Dr. Carstens 
vom 2* September 1965 

Ob den deutschen und niederländischen Traktatbauern durch 
die Grenzverträge von Aachen (1816), Kleve (1816) und Meppen 
(1824) das Eigentum garantiert worden ist, mag dahingestellt 
bleiben. Jedenfalls mußte sich die Bundesrepublik Deutschland 
in Teil 6 Artikel 3 und 5 des Vertrages zur Regelung aus Krieg 
und Besatzung entstandener Fragen - — Überleitungsvertrag — 
(BGBL 1955 II S. 405) verpflichten, gegen die Wegnahme der 
Traktatländereien als „Feindvermögen'' keine Einwendungen 
— aus welchem Rechtsgrund es sei — zu erheben. Infolgedessen 
bestand bei den späteren Verhandlungen über den Ausgleichs- 
vertrag keine Möglichkeit mehr, irgendwelche Rechtsansprüche 
geltend zu machen. Es konnte nur noch versucht werden, eine 
„Wohlwollensklausel" zu vereinbaren, was nach hartnäckigen 
Verhandlungen schließlich auch erreicht worden ist (Artikel 82 
des Grenzvertrages sowie Artikel 1 und 14 des Schlußprotokolls 
zum Grenzvertrag). 

Die Traktatbauern von Schwartenberg und Hebelermeer Kreis 
Meppen wurden im deutsch-niederländischen Ausgleichsvertrag 
in gleicher Weise behandelt wie die übrigen etwa 1000 Trak- 
tatbauern an der deutsch-niederländischen Grenze von Aachen 
bis an den Dollart. 

Mit der Übertragung der von der niederländischen Regierung, 
der Provinz Groningen und der Gemeinde Bergen (Artikel 75 
und 80 des Grenzvertrages) zum Rückkauf angebotenen Flächen 
auf die deutschen Erwerber wurde die Deutsche bauernsiedlung 
GmbH in Düsseldorf beauftragt. Die Bundesregierung hat dieses 
Siedlungsunternehmen noch besonders auf die Möglichkeiten 
der Beschaffung von Ersatzland auf deutschem Hoheitsgebiet 
zur Milderung von Härtefällen hingewiesen. Weitere Siedlungs- 
träger wurden von den Bundesländern Nordrhein-Westfalen 
und Niedersachsen hinzugezogen. Demzufolge haben u. a. sieben 
schwer betroffene Traktatbauern aus Schwartenberg Neusiedler- 
stellen auf Flächen erhalten, die im Rahmen der Erschließung 
des Emslandes kultiviert worden sind. Ihre dadurch freigewor- 
denen Grundstücke konnten zur Aufstockung anderer Betriebe 
in der Gemeinde verwendet werden. Auf diese Weise dürften 
die Flächenverluste, die in Schwartenberg durch die Wegnahme 
der Traktatländereien entstanden sind, nahezu ausgeglichen 
worden sein. 
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Im einzelnen haben sich die Eigentumsverhältnisse an den 
Traktatländereien der Landwirte von Hebelermeer und Schwar- 
tenberg wie folgt verändert: 

a) Hebelermeer 

Im Jahre 1945 von der Regierung 

der Niederlande beschlagnahmte Fläche 96,41.45 ha 

Zurückgegeben auf Grund 

„Entfeindung" 11,80.35 ha 

Zurückgekauft von der Deut- 
schen Bauernsiedlung auf 
Grund des deutsch-nieder- 
ländischen Ausgleichsvertrages 71,72.40 ha 

Zurückgekauft aus nieder- 
ländischer Privathand 8,61.00 ha 92,13.75 ha 

In niederländischer Hand verblieben 4,27.70 ha 

Die nicht zurückgegebenen 4,27.70 ha waren früher Eigentum 
der politischen Gemeinde Hebelermeer. Die Traktatbauern 
haben somit ihre Grundstücke wieder restlos zurückerhalten. 

# 

b) Schwartenberg 

Im Jahre 1945 von der Regierung der 

Niederlande beschlagnahmte Fläche 203,69.52 ha 

Zurückgegeben auf Grund „Entfeindung" 47,85.58 ha 

In niederländischer Hand verblieben 155,83.94 ha 

Die nicht zurückgegebenen 155,83.94 ha sind, wie der größte 
Teil aller beschlagnahmten Traktatgrundstücke, in den Jah- 
ren um 1950, also vor Beginn der Ausgleichsverhandlungen, 
durch den niederländischen Staat (Beheersinstituut) an nie- 
derländische Landwirte verkauft worden. Eine Rückgabe im 
Rahmen des Ausgleichsvertrages hätte die Enteignung der 
niederländischen Bauern zur V^oraussetzung gehabt. Dafür 
besteht aber keine gesetzliche Möglichkeit. 


II. 6. Abgeordneter Teilt die Bunderegierung die Auffassung des 

Ertl früheren Bundeskanzlers Dr. Adenauer, wo- 

nach der Vorschlag der Vereinigten Staaten 
bei der Abrüstungskonferenz in Genf zur 
Folge hat, daß Europa den Kommunisten 
überlassen wird? 


Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Carstens 
vom 16. September 1965 

Die Bundesregierung hat am 17. August 1965 ihre Stellung- 
nahme zu dem in Genf vorgelegten amerikanischen Entwurf 
eines Abkommens zur Verhinderung der Verbreitung von Atom- 
waffen veröffentlicht. Nach Auffassung der Bundesregierung 
stellt der amerikanische Vertragsentwurf einen wichtigen Bei- 
trag für die Lösung des in Frage stehenden Problems dar. 
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III. Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


III. 1. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 

Drachsler das geplante Sportstadion in München mit 

einem Zuschuß aus den Mitteln des „Goldenen 
Plans" finanziell zu unterstützen? 


Schriftliche Antwort des Bundesministers Höcherl 
vom 2. August 1965 

Ihre Frage, ob die Bundesregierung eine Möglichkeit sehe, 
das geplante Sportstadion in München mit einem Zuschuß aus 
den Mitteln des „Goldenen Plans" zu unterstützen, kann ich 
bejahen. 

Einzelheiten werde ich zu gegebener Zeit mit der Landesre- 
gierung des Freistaates Bayern und der Stadtverwaltung Mün- 
chen absprechen. 


III. 2. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung nicht für ange- 
Schmitt- bracht, daß die begrüßenswerten Hinweis- 

Vockenhausen Schilder an stark besuchten Grenzübertritten 

„Bitte Lichtbildseite aufschlagen!" auch durch 
die gleiche Aufforderung in den gebräuch- 
lichen Fremdsprachen ergänzt werden? 


Schriftliche Antwort des Bundesministers Höcherl 
vom 12. August 1965 

Nach Einholung eines Berichts der Grenzschutzdirektion möchte 
ich auf Ihre Frage erwidern, daß Schilder der von Ihnen erwähn- 
ten Art bisher auf überörtliche Anordnung hin nur an stark fre- 
quentierten bayerischen Grenzübergängen versuchsweise aufge- 
stellt worden sind. Dies ist auch nach meiner Auffassung an sich 
zu begrüßen. An vielen Übergängen gibt es aber häufig so viel 
andere Verkehrs- und Reklameschilder und dergleichen, daß 
die Reisenden einen der Beschleunigung der Ausweiskontrolle 
dienenden Hinweis leicht übersehen. 

Unter diesen Umständen beabsichtige ich, an dafür geeigneten 
Übergängen prüfen zu lassen, ob der Verkehrsablauf durch aku- 
stische Hinweise (Lautsprecher) beschleunigt werden kann. Sol- 
che Hinweise würden dann, soweit erforderlich, auch mehrspra- 
chig gegeben werden. 


in, 3. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß ein 
Dr. Wuermeling japanischer Sittenfilm, gegen den nach Presse- 
meldungen auch das Publikum in Berlin we- 
gen der gezeigten perversen Sexualitäten mit 
Entrüstungsstürmen protestiert hat, trotz 
nachdrücklichen Einspruchs der „Japanischen 
Vereinigung der Filmproduzenten" und trotz 
Protestes des japanischen Generalkonsuls in 
Berlin bei den XV. Berliner Filmfestspielen 
aufgeführt wurde? 
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Schriftliche Antwort des Bundesministers Höcherl 
vom 19. August 1965 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß bei den XV. Internatio- 
nalen Filmfestspielen Berlin ein Spielfilm japanischer Produk- 
tion aufgeführt wurde, der wegen seines als anstößig empfunde- 
nen Inhalts beim Publikum und in der Fachkritik auf heftige 
Ablehnung gestoßen ist und dessen Vorführung zu einem Pro- 
test des Generalkonsuls von Japan in Berlin geführt hat. Ihr ist 
ferner bekannt, daß die Japanische Vereinigung der Filmprodu- 
zenten gegen die ihr mitgeteilte Entscheidung des Auswahlkomi- 
tees, den Film als Festspielbeitrag einzuladen, Einspruch erhob, 
weil sie ihn als für Japan nicht repräsentativ ansah. Der Film ist 
von einem der Vereinigung nicht angehörenden Produzenten her- 
gestellt worden; diese sogenannten Outsider-Produzenten bestrei- 
ten insgesamt etwa ein Drittel der japanischen Filmproduktion. 


III. 4. Abgeordneter Welche und von wem bestellte Personen ge- 
Dr. Wuermeling hörten der Auswahlkommission für die bei 
der XV. Berlinale aufgeführten Filme an, die 
trotz der Proteste des Herstellungslandes die 
Aufführung des in Frage III/3 erwähnten ja- 
panischen Sittenfilmes durchgesetzt hat und 
damit für die Schädigung des deutschen An- 
sehens in der Welt in sittlicher und politischer 
Hinsicht verantwortlich ist? 


Schriftliche Antwort des Bundesministers Höcherl 
vom 19. August 1965 

Das Auswahlkomitee für die XV. Internationalen Filmfest- 
spiele Berlin setzte sich unter Vorsitz des Festspielleiters aus 
den 18 Mitgliedern des Festspielbeirats und fünf vom Senator für 
Wissenschaft und Kunst in Berlin im Benehmen mit dem Bundes- 
minister des Innern berufenen Filmkritikern zusammen. 


IIL 5. Abgeordneter Wer und von wem beauftragt ist insbesondere 
Dr. Wuermeling Frau Ilse Urbach, die sich nach Pressemeldun- 
gen trotz der japanischen Proteste intransi- 
gent für die Aufführung des auch von der 
Fachkritik allgemein scharf verurteilten japa- 
nischen Sittenfilmes auf der XV. Berlinale 
eingesetzt haben soll? 


Sdiriftliche Antwort des Bundesministers Hödierl 
vom 19. August 1965 

Die genannte Filmkritikerin gehörte zwar dem Auswahlkomi- 
tee an, war jedoch seinerzeit verhindert, an der Vorführung des 
japanischen Films teilzunehmen. Sie hat demzufolge auch nicht 
an der Entscheidung über die Einladung des Films mitwirken 
können. Meldungen, wonach diese Filmkritikerin sich für die 
Aufführung des Films besonders eingesetzt haben soll, sind 
unzutreffend. 
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III. 6. Abgeordneter Hält die Bundesregierung die Bekanntma- 
Bartsch chung Nr. 14 im Gemeinsamen Ministerial- 

blatt 1965 S. 118, die Ausstellung einer Dienst- 
laufbahnbescheinigung betreffend, für aus- 
reichend, daß auch der letzte Heimkehrer, 
Angehörige von Gefallenen usw. über Mög- 
lichkeiten und Wege informiert ist? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Höcherl 
vom 25. August 1965 

Die Veröffentlichung der Bekanntmachung über den Nachweis 
militärischer Dienstzeiten im Gemeinsamen Ministerialblatt 
1965 Nr, 14 S. 117 stellt weitgehend sicher, daß die zuständigen 
Dienststellen über die Möglichkeit dieses Nachweises unter- 
richtet sind. Diese sind damit in der Lage, den betreuten Perso- 
nenkreis im Bedarfsfälle auf diese Möglichkeit hinzuweisen. 
Ferner ist die Bekanntmachung in der Juli-Ausgabe des Organs 
des Verbandes deutscher Soldaten „Soldat im Volk" abgedruckt 
worden. Sie dürfte daher auch in den interessierten Kreisen 
schon weitgehend bekanntgeworden sein. 


III. 7. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, über 
Bartsch die in Frage III/6 erwähnte Bekanntmachung 

hinaus Aufklärung zu schaffen, um Betroffene 
vor Schaden zu bewahren, und ist sie insbe- 
sondere bereit, über die Länder alle zustän- 
digen Behörden zu unterrichten und gegebe- 
nenfalls die Bekanntmachung in den Zeit- 
schriften des Deutschen Städte-, Land-, Kreis- 
und Gemeindetages zu veranlassen? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Höcherl 
vom 25. August 1965 

Ich habe die das G 131 durchführenden obersten Dienstbe- 
hörden des Bundes und der Länder gebeten, die zuständigen 
Dienststellen auf die Bekanntmachung besonders hinzuweisen. 
Ferner habe ich die kommunalen Spitzenverbände gebeten, in 
ihre Zeitschriften einen Hinweis auf die Bekanntmachung auf- 
zunehmen. 


III. 8. Abgeordneter Was hat der Bundesverkehrsminister unter- 

Junghans nommen, um dem Entschließungsantrag des 

Ausschusses für Inneres — Drucksache 
IV/3624 — zur Verbesserung der Arbeitszeit 
für das Betriebs- und Verkehrspersonal bei 
der Deutschen Bundesbahn nachzukommen? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Dr. Schäfer 
vom 2. September 1965 

Der Herr Bundesminister für Verkehr hat auf meine Bitte den 
Vorstand der Deutschen Bundesbahn aufgefordert, im Sinne der 
Entschließung des Deutschen Bundestages vom 23. Juni 1965 
alsbald Vorschläge zur Verbesserung der Arbeitszeitregelung 
und der Richtlinien für die Gewährung von Dienstpostenzulagen 
bei Ableistung von Diensten zu ungünstigen Zeiten vorzulegen. 
Die im einzelnen zu treffenden Verbesserungen bedürfen sorg- 
fältiger Prüfung und Abwägung. Zur Änderung der Richtlinien 
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für die Gewährung von Dienstpostenzulagen sind nach Erörte- 
rungen auf der Grundlage des § 23 Abs. 2 des Bundesbahnge- 
setzes und des § 24 Abs. 2 des Postverwaltungsgesetzes erfor- 
derlich, in denen auch die Anliegen der Bundesbahn und der 
Bundespost miteinander abgestimmt werden müssen. Die Haupt- 
vorstände der Eisenbahnergewerkschaften sind durch den Herrn 
Bundesminister für Verkehr über den Sachstand unterrichtet 
worden. 

Unabhängig von der Entschließung des Deutschen Bundestages 
hat der Vorstand der Deutschen Bundesbahn zur Verbesserung 
der Dienstdauervorschriften bereits mit Verfügung vom 9. Au- 
gust 1965 wesentliche Änderungen angeordnet, die zum Fahr- 
planwechsel (26. September 1965) in Kraft treten: Der Geltungs- 
bereich der Dienstdauervorschriften wird eingeschränkt, bei Son- 
derschichten einschließlich der Sonderbereitschaften werden 
Mindestdienstschichten vorgeschrieben, die Ruhezeiten werden 
verlängert, die Zahl der auf Sonn- und Feiertage fallenden 
Ruhetage wird vermehrt und die Höchstdauer der Dienstschichten 
wird vermindert. 

III. 9. Abgeordneter Hat die Bundesregierung die Anweisung an 
Flämig den Vorstand der Deutschen Bundesbahn ge- 

geben, er möge jene Maßnahmen ergreifen, 
die vom Bundestag in seiner Entschließung 
vom 23. Juni 1965 — ■ Drucksache IV/3624 — 
einstimmig verabschiedet und als Mindest- 
maßnahmen zur Beseitigung von Ungerechtig- 
keiten in den Dienstdauervorschriften für 
ßahnbeamte unbedingt für erforderlich ge- 
halten wurden? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Dr. Schäfer 
vom 2. September 1965 

Der Beschluß des Deutschen Bundestages vom 23. Juni 1965 
ist mir am 30. Juni 1965 zugestellt und von mir dem Herrn 
Bundesminister für Verkehr mit Schreiben vom 8. Juli 1965 zu- 
geleitet worden. Dieser hat daraufhin den Vorstand der Deut- 
schen Bundesbahn am 12. August 1965 aufgefordert, zur Durch- 
führung der Entschließung geeignete Vorschläge zu machen. 
Wegen der zu erwartenden nicht unbeträchtlichen finanziellen 
Auswirkungen hat sich der Bundesminister für Verkehr zuvor 
mit dem Bundesminister der Finanzen abstimmen müssen. 

III. 10. Abgeordneter Wann ist damit zu rechnen, daß auch in den 
Flämig Dienstzweigen, in denen die Arbeitszeitrege- 

lung noch nach Zeitwerten erfolgt, von dieser 
Regelung abgegangen und außerdem ange- 
ordnet wird, daß von dem in einer Dienst- 
schicht anfallenden „Dienst in Bereitschaft" 
eine Stunde für eine Verlängerung der regel- 
mäßigen wöchentlichen Arbeitszeit nicht be- 
rücksichtigt wird? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Dr. Schäfer 
vom 2. September 1965 

Wie mir der Herr Bundesminister für Verkehr mitteilte, wird 
er um die beschleunigte Verwirklichung der Entschließung be- 
müht sein. Da Vorschläge seitens des Vorstandes der Deutschen 
Bundesbahn noch nicht vorliegen, kann die Frage, wann mit 
einer endgültigen Regelung zu rechnen ist, leider noch nicht be- 
antwortet werden, 
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Unabhängig von der Entschließung des Deutschen Bundestages 
hat der Vorstand der Deutschen Bundesbahn zur Verbesserung 
der Dienstdauervorschriften bereits mit Verfügung vom 9. Au- 
gust 1965 wesentliche Änderungen angeordnet, die zum Fahr- 
planwechsel (26. September 1965) in Kraft treten: Der Geltungs- 
bereich der Dienstdauervorschriften wird eingeschränkt, bei Son- 
derschichten einschließlich der Sonderbereitschaften werden 
Mindestdienstschichten vorgeschrieben, die Ruhezeiten werden 
verlängert, die Zahl der auf Sonn- und Feiertage fallenden Ruhe- 
tage wird vermehrt und die Höchstdauer der Dienstschichten 
wird vermindert. 


III. 11. Abgeordneter Was ist aufgrund des Beschlusses geschehen, 
Flämig wonach bei den Betriebsverwaltungen der 

Deutschen Bundesbahn und der Deutschen 
Bundespost darauf hinzuwirken ist, daß die 
Richtlinien über die Gewährung von Dienst- 
postenziilagen wegen „Dienstleistungen zu 
ungünstigen Zeiten" verbessert werden? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Höcherl 
vom 6. September 1965 

Zwischen den zuständigen Bundesressorts und der Haupt- 
verwaltung der Deutschen Bundesbahn laufen z. Z. Verhandlun- 
gen mit dem Ziele, eine Verbesserung der Regelungen über 
Dienstpostenzulagen bei Bundesbahn und Bundespost entspre- 
chend der Entschließung des Deutschen Bundestages und eine 
Koordinierung bei den beiden Betriebsverwaltungen herbeizu- 
führen. Die Vorschläge der Bundesbahn und der Bundespost 
werden in Kürze erwartet. Sie sollen nach Möglichkeit noch im 
Laufe des Monats September erörtert werden. Das Bundesmini- 
sterium des Innern ist um eine möglichst baldige Durchführung 
der Entschließung bemüht. 


III. 12. Abgeordneter flat die Bundesregierung den durch einstim- 
Folger mig angenommenen Entschließiingsantrag des 

Deutschen Bundestages, betreffend Maßnah- 
men zur Arbeitszeitregelung für Bedienstete 
der Bundesbahn — Drucksache IV/3624 • — 
empfangenen Auftrag so rechtzeitig an den 
Vorstand der Deutschen Bundesbahn weiter- 
gegeben, daß er noch vor dem nächsten Fahr- 
planwechsel korrekt erfüllt werden kann? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Dr. Schäfer 
vom 2. September 1965 

Der Beschluß des Deutschen Bundestages vom 23. Juni 1965 
ist mir am 30. Juni 1965 zugegangen und von mir dem Herrn 
Bundesminister für Verkehr mit Schreiben vom 8. Juli 1965 zii- 
geleitet worden. Dieser hat daraufhin den Vorstand der Deut- 
schen Bundesbahn am 12, August 1965 aufgefordert, zur Durch- 
führung der Entschließung geeignete Vorschläge zu machen. 
Wegen der zu erwartenden nicht unbeträchtlichen finanziellen 
Auswirkungen hat sich der Bundesminister für Vorkehr zuvor 
mit dem Bundesminister der Finanzen abstimmen müssen. V/ie 
mir der Herr Bundesminister für Verkehr mitteilte, wird er um 
die beschleunigte Verwirklichung der Entschließung bemüht 
sein. Da Vorschläge seitens des Vorstandes der Deutschen Bun- 
desbahn noch nicht vorliegen, kann die Frage, ob noch Maßnah- 
men vor dem nächsten Fahrplanwechsel erfolgen können, leider 
nicht endgültig beantwortet werden. 
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Unabhängig von der Entschließung des Deutschen Bundestages 
hat der Vorstand der Deutschen Bundesbahn zur Verbesserung 
der Dienstdauervorschriften bereits mit Verfügung vom 9. Au- 
gust 1965 wesentliche Änderungen angeordnet, die zum Fahr- 
planwechsel (26. September 1965) in Kraft treten: Der Geltungs- 
bereich der Dienstdauervorschriften wird eingeschränkt, bei 
Sonderschichten einschließlich der Sonderbereitschaften werden 
Mindestdienstschichten vorgeschrieben, die Ruhezeiten werden 
verlängert, die Zahl der auf Sonn- und Feiertage fallenden Ruhe- 
tage wird vermehrt und die Höchstdauer der Dienstschichten 
wird vermindert. 


III. 13. Abgeordneter Um wieviel wird die Beteiligung des Bundes 
Dr. Emde an den laufenden Kosten des Theater- und 

Konzertwesens der Bundeshauptstadt im Jah- 
re 1966 die Mittel von 1965 übersteigen? 


Schriftliche Antwort des Bundesministers Höcherl 
vom 20. September 1965 

Im Haushaltsplan 1965 des Bundesministeriums des Innern sind 
als Bundeszuschuß für das Theater- und Konzertwesen der Stadt 
Bonn 1 000 000 DM angesetzt; im Entwurf zum Haushaltsplan 
1966 beträgt der Ansatz 1 840 000 DM. Mit diesem Betrag würde 
ein Drittel des Fehlbetrages beim Theater- und Konzertwesen 
der Stadt Bonn abgedeckt, die restlichen zwei Drittel sollen von 
der Stadt selbst und dem Land Nordrhein-Westfalen aufgebracht 
werden. Diese Regelung entspricht der Kostenverteilung zwi- 
schen Stadt, Land und Bund bei der Errichtung des Theaterneu- 
baues. 

Es wäre zu wünschen, wenn trotz der angespannten Haushalts- 
tage des Bundes der Bundeszuschuß für 1966 in der vorgesehenen 
Höhe bereitgestellt werden könnte. 


III. 14. Abgeordneter Hält die Bundesregierung neben dem finan- 
Dr. Emde zielten auch ihr ideelles Engagement für das 

Bonner Kulturwesen einschließlich der Förde- 
rung der bildenden Künste und der Museen 
für ausreichend? 


Schriftliche Antwort des Bundesministers Höcherl 
vom 20. September 1965 

Neben den seit 1955 in langsam ansteigendem Maße bewillig- 
ten Bundeszuschüssen für das Theater- und Konzertwesen der 
Stadt Bonn hat der Bund, soweit dazu Anlaß, Zuständigkeit und 
finanzielle Möglichkeit gegeben waren, auch für die musealen 
Zwecke der Stadt Bonn finanzielle Hilfe gewährt. Der Bund ist 
grundsätzlich bereit, dies auch künftig im Rahmen der gerade 
vom Land Nordrhein-Westfalen wachsam beachteten Aufgaben- 
verteilung auf kulturellem Gebiet zwischen Bund und Ländern 
fortzusetzen. 
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Sieht die Bundesregierung eine sachliche Not- 
wendigkeit dafür, daß in amtlichen Eintra- 
gungen, Dokumenten und Briefen (Grund- 
buch, Handelsregister, Erbschein usw.) der 
Name weiblicher Personen mit der unter- 
schiedlichen Bezeichnung des Familienstandes 
(Fräulein, Frau, Witwe) verbunden wird, 
während bei männlichen Personen und bei 
Geschiedenen allgemein ein entsprechender 
„Titel" offensichtlich nicht erforderlich ist? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Höcherl 
vom 12. Oktober 1965 

Es gibt keine gesetzlichen Bestimmungen, die vorschreiben, 
in amtlichen Eintragungen oder Urkunden den Namen weiblicher 
Personen mit der unterschiedlichen Bezeichnung Frau, Fräulein 
oder Witwe zu verbinden. Diese Bezeichnung gehört nicht zum 
Namen, mit dem eine Einzelperson im Rechtsverkehr auftreten 
kann (§§ 1616, 1706, 1719, 1736, 1758, 1772, 1355 BGB, §§ 25, 54 ff., 
37 EheG, §§ 25, 26 PStG). Es besteht daher keine sachliche Not- 
wendigkeit, in amtlichen Eintragungen (Grundbuch, Handelsre- 
gister, Erbschein usw.) und Urkunden dem Namen einer Frau 
eine Bezeichnung voranzusetzen, aus der sich ihr Personenstand 
ergibt. Entsprechendes gilt für amtliche Schreiben. 

Es gibt allerdings Fälle, in denen der Personenstand klarge- 
stellt werden muß, wie etwa im Personenstandsrecht, nach § 47 
Grundbuchordnung, im Steuerrecht, bei statistischen Erfassungen 
usw. Jedoch ist es hierzu nicht erforderlich, dem Namen eine 
entsprechende Bezeichnung voranzusetzen, vielmehr genügt es, 
wenn der Familienstand des Betroffenen durch einen Zusatz 
wie „ledig", „verheiratet", „geschieden" oder „verwitwet" ge- 
kennzeichnet wird. Von dieser Kennzeichnung werden nicht nur 
weibliche, sondern auch männliche Personen betroffen, so daß 
der Grundsatz der Gleichberechtigung nach Artikel 3 Abs. 2 GG 
nicht berührt wird. 


III. 15. Abgeordnete 

Frau Funcke 
(Hagen) 


III. 16. Abgeordnete Ist die Bundesregierung bereit darauf hinzu- 

Frau Funcke wirken, daß in amtlichen Dokumenten, Ein- 

(Hagen) tragungen und Briefen Hinweise auf den Fa- 

milienstand oder den Tod des Ehegatten als 
Titel oder Anrede der bezeichneten Personen 
— außer dem Zusatz des Mädchennamens bei 
verheirateten Frauen — entfallen? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Höcherl 
vom 12. Oktober 1965 

Die Anrede „Frau" oder „Fräulein" gegenüber der ledigen, 
vor allem der älteren Frau ist im Personenstandswesen schon 
mehrfach Gegenstand ministerieller Erlasse und Verfügungen 
gewesen. Es hat sich die Auffassung durchgesetzt, daß die Be- 
zeichnung „Frau" weder eine Personenstandsbezeichnung noch 
ein Teil des Namens — worauf schon zu Frage III/15 hingewie- 
sen wurde — noch einen Titel darstellt; der Fragenbereidi ist 
mehr der Sitte und dem gesellschaftlichen Verhalten zuzuordnen. 

Mit fortschreitender Integration der Frau in Beruf und Gesell- 
schaft strebten auch ledige Frauen mehr und mehr nach der 
Anrede „Frau". Dem trägt der Runderlaß meines Amtsvorgängers 
betr. Führung der Bezeichnung „Frau" vom 9. Februar 1955 
— 14 138 B — 710/54 — (GMBl. 1955, S. 47) Rechnung. Danach 
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sind unverheiratete weibliche Personen auch im amtlichen Ver- 
kehr mit „Frau'' anzureden, wenn sie dies wünschen. Der Wunsch 
muß erkennbar geäußert werden. 

Der Fragenbereich, der zur Zeit zunehmend erneut diskutiert 
wird, wird im Rahmen der Enquete über die Situation der Frau 
in Beruf, Familie und Gesellschaft — Drucksache IV/2771 — mit- 
behandelt. Erst nach Vorlage des ersten Berichts der Bundesre- 
gierung und seiner Erörterung im Bundestag — auch der Herr 
Vorsitzende des Innenausschusses hat sich insoweit Beratung 
Vorbehalten — wird geprüft werden, ob ein erneuter Runderlaß 
geboten erscheint. 


IV. Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 

IV. 1. Abgeordneter Wird die Bundesregierung bei der Landes- 
Dröscher regierung Rheinland-Pfalz darauf hinwirken, 

daß die 2 amerikanischen Soldaten, die am 
22. Juni 1965 den Taxifahrer Arno Somrey 
aus Windsheim (Bad Kreuznach) überfallen 
und schwer verletzt haben, vor einem deut- 
schen Gericht abgeurteilt werden? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Dr. Weber 
vom 3. September 1965 

Das Hauptquartier der Armee der Vereinigten Staaten in 
Europa, Heidelberg, hat mir mitgeteilt, daß gegen die beiden be- 
schuldigten amerikanischen Soldaten, Pfc Bond und Pfc Winsor, 
am 30. August 1965 die Hauptverhandlung vor dem zuständigen 
Oberen Militärgericht stattgefunden hat. Die beiden Angeklag- 
ten sind des versuchten Raubes, begangen an dem amerikani- 
schen Soldaten Coello, und des vollendeten Raubes, begangen 
an dem deutschen Taxifahrer Arno Somrey, schuldig befunden 
und ein jeder wie folgt bestraft worden: Zwölf Monate Freiheits- 
strafe bei harter Arbeit (confinement at hard labor), Einbehal- 
tung des Soldes bis zur Höhe von 600 Dollar und unehrenhafte 
Entlassung aus der Armee. 


IV. 2. Abgeordneter Trifft es zu, daß für die Zurücknahme des 
Dröscher Widerrufsrechtes bei der Strafverfolgung von 

Tätern, die den alliierten Streitkräften ange- 
hören, in Rheinland-Pfalz nicht die örtliche 
Staatsanwaltschaft zuständig ist, sondern in 
jedem Fall das Justizministerium in Mainz 
entscheidet? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Dr. Weber 
vom 3. September 1965 

Für die Rücknahme des allgemeinen Verzichts auf die deutsche 
Gerichtsbarkeit ist nach Artikel 3 des Gesetzes zum NATO- 
Truppenstatut und zu den Zusatzvereinbarungen vom 18. Au- 
gust 1961 (BGBl. II S. 1185) die Staatsanwaltschaft zustän- 
dig. Demgemäß wird auch in Rheinland-Pfalz eine etwaige Er- 
klärung über die Rücknahme des Verzichts von der zuständigen 
Staatsanwaltschaft abgegeben. Der Herr Justizminister des 
Landes Rheinland-Pfalz hat mir mitgeteilt, daß er sich im Einzel- 
fall die Zustimmung zu einer solchen Erklärung Vorbehalten 
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habe, um eine möglichst einheitliche Behandlung der in Betracht 
kommenden Fälle sicherzustellen. In der vorliegenden Sache 
habe er nicht verkannt, daß angesichts der Schwere der Tat 
auch Gründe für die Ausübung der deutschen Gerichtsbarkeit 
vorhanden seien. Wenn der Oberstaatsanwalt in Bad Kreuznach 
mit seiner Zustimmung davon abgesehen habe, den allgemeinen 
Verzicht zurückzunehmen, so seien dafür folgende Gründe maß- 
gebend gewesen: 

„Im Hinblick darauf, daß die amerikanischen Behörden hin- 
sichtlich der von den Beschuldigten zum Nachteil des ameri- 
kanischen Soldaten Coello begangenen Straftat gemäß Artikel 
VII Abs. 3 a (i) des NATO-Truppenstatuts in der Ausübung 
der Gerichtsbarkeit bevorrechtigt sind und diese Straftat nur 
im Falle einer — hier nicht zu erwartenden — Abgabe nach 
Artikel 19 Abs. 5 a des Zusatzabkommens vor einem deut- 
schen Gericht hätte abgeurteilt werden können, hätte die Zu- 
rücknahme des allgemeinen Verzichts auf das Vorrecht der 
deutschen Gerichtsbarkeit dazu geführt, daß sowohl vor einem 
amerikanischen Gericht als auch vor einem deutschen Gericht 
ein Verfahren hätte durchgeführt werden müssen. Dies erschien 
jedoch weder aus prozeßökonomischen Gründen zweckmäßig 
noch angesichts des zwischen den beiden Tatkomplexeii be- 
stehenden engen Zusammenhangs sachdienlich. Es kam hinzu, 
daß angesichts des Alters der Beschuldigten (zur Tatzeit war 
Bond I 7 V /2 und Winsor 18^/4 Jahre alt) ein deutsches Gericht 
— im Gegensatz zu einem amerikanischen Militärgericht — 
von Amts wegen hätte prüfen müssen, ob der Beschuldigte 
Winsor als Heranwachsender nach seiner Entwicklung zur 
Tatzeit noch einem Jugendlichen gleichstand oder seine Tat 
als eine typische Jugendverfehlung anzusehen ist. Bei dem 
Jugendlichen Bond hätte untersucht werden müssen, ob nach 
seinem Vorleben und seiner Veranlagung auf Erziehungsmaß- 
regeln oder Zuchtmittel oder Jugendstrafe zu erkennen ist. 
Zur Klärung dieser Fragen hätte es schon deshalb einer ein- 
gehenden psychiatrischen Begutachtung der Beschuldigten 
bedurft, weil nach ihrer Einlassung die Ursache ihrer Straf- 
taten darin gelegen haben soll, daß sie zu Unrecht der Homo- 
sexualität verdächtigt worden seien. Die Erstattung eines 
solchen Gutachtens hätte erfahrungsgemäß zu einer erheb- 
lichen Verzögerung des Verfahrens geführt, an dessen baldigem 
Abschluß den amerikanischen Behörden schon im Interesse 
der Truppendisziplin besonders gelegen ist." 


V. Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 

V. 1. Abgeordneter Sind in der Berechnung der Reserven des 

Dr. h. c. Jaksch Ausgleichsfonds des Bundesausgleichsamts 

vom 23. November 1964 als durchschnittlicher 
jährlicher Zuwachs des Vermögensteuerauf- 
kommens 1964/79 9'Vo zugrunde gelegt wor- 
den oder nur ca. 3 V 2 U 0 ? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Dr. Dahlgrün 
vom 18. August 1965 

Die Schätzung des Vermögensteueraufkommens in den Jahren 
1964 bis 1979, auf der die Schätzung des Präsidenten des Bundes- 
ausgleichsamtes nach dem Stande vom 1. Januar 1964, veröffent- 
licht in den Statistischen Informationen des Bundesausgleichs- 
amtes vom 23. November 1964, Teil II Buchstabe A Spalte A 6, 


13 



Drudcsadie IV/3799 Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


beruht, ist von meinem Hause vorgenommen worden. Das Ver- 
mögensteueraufkommen ist an Hand fortgeschriebener Vermö- 
genstatistik entsprechend dem fortgeschriebenen Vermögen- 
steueranteil am fortgeschriebenen Bruttosozialprodukt ermittelt 
worden. Für den in Frage stehenden Zeitabschnitt errechnet sich 
eine durchschnittliche Zuwachsrate von 3,9lVo bzw. rund 4Vo. 


V. 2. Abgeordneter Aus welchem Grunde wurde, wenn es nicht 

Dr. h. c. Jaksch die in Frage V/1 erwähnten 9Vo sind, auf 

der 198. Sitzung des Bundestages vom Bun- 
desfinanzminister von 9% gesprochen? 


Schriftliche Antwort des Bundesministers Dr. Dahlgrün 
vom 18. August 1965 

Ich habe bei meiner Äußerung in der 198. Sitzung des Deut- 
schen Bundestages am 23. Juli 1965 die Ihnen bekannte Schät- 
zung des Lastenausgleichsausschusses im Bund der Vertriebenen 
(„Bemerkungen" zu der Gesamtschätzung des Präsidenten des 
Bundesausgleichsamtes vom 26. Januar 1965) im Auge gehabt. 
Bei der Ermittlung des Vermögensteueraufkommens für die 
Jahre 1964 bis 1979 ist der Bund der Vertriebenen von dem Auf- 
kommen in den vorangegangenen 9 Jahren ausgegangen und 
hat bei einem Sicherheitsabschlag von lO^/o eine Zuwachsrate 
von jährlich 14,5^/o zugrunde gelegt. Diese Zahl ist mit der Zu- 
wachsrate nach der Gesamtschätzung des Präsidenten des Bun- 
desausgleichsamtes nicht vergleichbar. Auch in den „Bemerkun- 
gen" wird unterstellt, daß die bisherige Zuwachsrate von 14,5Vo 
stetig bis auf einen Viertelwert von 3, 6*^/0 absinkt. Die durch- 
schnittliche jährliche Zuwachsrate nach der Schätzung des Bundes 
der Vertriebenen beträgt also keinesfalls 14,5^/o; sie liegt viel- 
mehr zwischen 14,5^/o und 3,6^Vo. 

Der aus den „Bemerkungen" stammenden Zahl 14,5 ^/ü als Zu- 
wachsrate in den letzten 9 Jahren habe ich die Zahl 9^/o, die in 
dem Bericht des Vorsitzenden des Finanzausschusses des Bundes- 
rates in der 286. Sitzung des Bundesrates am 16. Juli 1965 ge- 
nannt worden war, gegenübergestellt. Die durchschnittliche jähr- 
liche Zuwachsrate an Vermögensteuer in den Jahren 1960 bis 
1965 beträgt 9^/o bei einem Sicherheitsabschlag von 10‘Vo. Dieses 
zeitnähere Ergebnis ist richtiger als die Ausgangszahl von 14,5®/o. 
Dazu bemerke ich aber, daß das Vermögensteueraufkommen 
für 1964, das von meinem Hause mit 2 Mrd. DM geschätzt wor- 
den ist, nur 1930,7 Mio DM betrug; es ist weiterhin bereits abzu- 
sehen, daß das für 1965 gleichfalls mit 2 Mrd. DM geschätzte 
Aufkommen voraussichtlich 1900 Mio DM kaum oder nur ge- 
ringfügig übersteigen wird. Es ergibt sich hieraus, daß die 
Schätzungen meines Hauses, soweit sie nach den Istzahlen für 
die Jahre 1964 und 1965 überprüfbar sind, realistisch, ja sogar 
optimistisch sind. 


V. 3. Abgeordneter Wieviel Fälle von Manöverschäden im Be- 
Bading reich der Oberfinanzdirektion Frankfurt (Main) 

sind im vergangenen Jahr gemeldet und wie 
viele von diesen sind durch Auszahlung von 
Entschädigungen ausgeglichen worden? 
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V. 4. Abgeordneter Ist die Bundesregierung oder der Ressort- 
Bading minister bereit anzuordnen, daß wirtschaftliche 

Betriebe auch für laufend entstehende Un- 
kosten entschädigt werden, die dadurch ver- 
ursacht werden, daß über Anträge auf Be- 
gleichung von Manöverschäden nicht zügig 
entschieden wird, obwohl die Schuldfrage 
einwandfrei festgestellt wurde, wie im Falle 
der Edertalbrücke bei Viermünden (Kreis 
Frankenberg)? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Dr. Dahlgrün 
vom 11. Oktober 1965 

Manöverschäden, die durch ausländische Stationierungsstreit- 
kräfte verursacht werden, sollen nach Möglichkeit gütlich durch 
Vereinbarung geregelt werden. Flierfür sind die Behörden der 
Verteidigungslastenverwaltung der Länder, in Hessen als Organ 
dieser Verwaltung die Oberfinanzdirektion Frankfurt, zuständig. 
Kommt es nicht zu einer gütlichen Einigung über die Entschädi- 
gung, so wird diese im formellen Verfahren nach dem Bundes- 
leistungsgesetz von den Festsetzungsbehörden der Inneren Ver- 
waltung der Länder festgesetzt. Da Sie in Ihren Anfragen auf 
die Tätigkeit der Oberfinanzdirektion Frankfurt zu sprechen ge- 
kommen sind, gehe ich davon aus, daß sie sich nur auf das Ver- 
fahren einer gütlichen Einigung beziehen. 

Nach dieser Vorbemerkung möchte ich Ihre beiden Anfragen 
wie folgt beantworten: 

1. In der Zeit vom 1. Januar bis 31. Dezember 1964 sind 11 158 

Anträge auf Abgeltung von Manöverschäden bei der Oberfi- 
nanzdirektion Frankfurt eingegangen. In diesem Zeitraum 
hat sie davon 5493 Anträge durch Auszahlung erledigt. Zu 
berücksichtigen ist aber, daß im Jahre 1964 noch Anträge aus 
dem Jahre 1963 zu bearbeiten waren. Insgesamt hat die Ober- 
finanzdirektion Frankfurt im Jahre 1964 11 647 Anträge 

erledigt. 

2. Die Behörden haben über die gestellten Anträge nach den 
gesetzlichen Bestimmungen, die u. a. auch eine Verzinsung 
der Entschädigung vorsehen, zu entscheiden. Für eine Anord- 
nung, eine zusätzliche Entschädigung zu gewähren, sehe ich 
keine rechtliche Grundlage. 


V. 5. Abgeordneter Was wird die Bundesregierung tun, damit die 
Folger Platznot im Münchener Hauptzollamt an der 

Landsberger Straße durch Rückgabe eines 
Teiles der von der amerikanischen EES (Euro- 
pean Exchange System) in Anspruch genom- 
menen, aber nicht benützten Flächen und An- 
lagen endlich behoben wird? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Dr. Dahlgrün 
vom 8. September 1965 

Die Freimachung des von den amerikanischen Streitkräften 
noch teilweise in Anspruch genommenen Hauptzollamtes in Mün- 
chen, Landsberger Straße, ist Gegenstand eines zwischen dem 
Bundesministerium der Verteidigung und dem Hauptquartier 
der amerikanischen Armee in Europa geschlossenen Abkom- 
mens. Danach wird das Hauptzollamt freigegeben, sobald die 
in einer besonderen Anlage zu dem Abkommen aufgeführten 
Ersatzbauforderungen der amerikanischen Streitkräfte erfüllt 
sind. 
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Seit der Unterzeichnung des Abkommens wurde vom Bundes- 
ministerium der Finanzen ständig auf eine vorzeitige Freima- 
chung von weiteren Teilen des Hauptzollamtes gedrängt, um die 
dort immer schwieriger werdenden Abfertigungsverhältnisse im 
Rahmen der gegebenen Möglichkeiten zu mildern. 

In einer gemeinsamen Besprechung und Ortsbesichtigung in 
München am 28. Januar 1964 haben die amerikanischen Vertreter 
erklärt, daß die Freigabe des Hauptzollamtes erst dann möglich 
sei, wenn die erforderlichen Umbauarbeiten in den Gebäuden 
Nr. 1 und Nr. 2 der McGraw-Kaserne in München durchgeführt 
und insbesondere in der amerikanischen Kaserne in Dachau ein 
Lkw-Umschlagplatz für Bahngüter errichtet worden sei. 

Nach langwierigen und zähen Verhandlungen konnte die vor- 
zeitige Freigabe der östlichen Hälfte des Erdgeschosses zur Er- 
weiterung des Zollbodens (etwa 1000 qm) sowie die Freigabe der 
westlichen Ausfahrt zur Einrichtung eines bei der Enge des Zoll- 
hofes unbedingt erforderlichen Durchgangsverkehrs für Last- 
kraftwagen mit Zollgütern erreicht werden. Die Überlassung der 
zu der freizumachenden Hälfte des Erdgeschosses gehörenden 
Laderampe auf der Südseite war jedoch nicht zu erreichen. 

Da die Umbauarbeiten in den vorgenannten Gebäuden der 
McGraw-Kaserne in der Durchführung begriffen sind und die 
Erstellung des Lkw-Umschlagplatzes für Bahngüter in der Ka- 
serne in Dachau voraussichtlich noch bis zum Ende d. J. mög- 
lich sein wird, dürfte demnächst mit der gänzlichen Freimachung 
des Hauptzollamtes in München gerechnet werden können. 


V- 6. Abgeordneter Ist dem Herrn Bundeskanzler der Brief des 

Erler Bundesministers der Finanzen vom 18. Au- 

gust 1965 an den Bundesminisier für Woh- 
nungswesen, Städtebau und Raumordnung 
mit dem folgenden Wortlaut bekannt: 

„Betr.: Einschränkung der öffentlichen För- 
derung des Wohnungsbaues 

Im Hinblick auf die erheblichen weiteren 
Ausgabeverpflichtungen, die auf den Bun- 
deshaushalt zukommen, hat die Bundesre- 

gierung am 14. Juli 1965 u. a. beschlossen, 
daß die Ressorts ihre Anmeldungen zum 
Entwurf des Bundeshaushalts 1966 zu über- 
prüfen und die Ausgabeansätze rigoros zu 
kürzen haben. Die Schwierigkeiten für den 
notv/endigen Ausgleich des Haushalts 1966 
sind in nicht geringerem Maße auch für die 
Haushalte der folgenden Jahre zu erwarten. 
Es ist deshalb ein unabweisbares Erfor- 
dernis, rechtzeitig Vorsorge zu treffen, daß 
die für die künftigen Jahre bisher vorge- 
sehenen Ausgaben, wie sie sich aus den 
Vorschauen — ■ für den Epl. 25 aus der mit 
Ihrem Schreiben vom 15. Oktober 1964 
- Z V 2 - 17 02 00 - 2 - übersandten Über- 
sicht — ergeben, ebenfalls rigoros herab- 
gesetzt werden. Bei diesen Überlegungen 
sollte in erster Linie in Betracht gezogen 
werden, Aufwendungen für solche Aufga- 
ben einzuschränken, die überv/iegend er- 
füllt sind oder in der Dringlichkeit nunmehr 
hinter andere zurücktreten können. 
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Zu den Aufgaben, deren Ausmaß und 
Dringlichkeit sich verringert haben, ist auch 
die öffentliche Förderung des sozialen 
Wohnungsbaues zu rechnen. Dank der er- 
folgreichen, zahlreichen Förderungsmaßnah- 
men ist es gelungen, das im Zweiten Woh- 
nungsbaugesetz gesteckte Ziel, von 1957 
bis 1962 möglichst 1,8 Millionen Wohnun- 
gen des sozialen Wohnungsbaues zu schaf- 
fen, weit zu übertreffen. Die Inanspruch- 
nahme des Kapitalmarktes - — zum Teil mit 
Hilfe von Bürgschaften der öffentlichen 
Hand — hat es ferner ermöglicht, in großem 
Umfang steuerbegünstigte und frei finan- 
zierte Wohnungen zu errichten. Durch die 
Fertigstellung von 8 225 800 Wohnungen in 
den Jahren von 1949 bis 1964 ist die Wohn- 
raumversorgung so stark verbessert wor- 
den, daß Ende 1964 auf 1000 Einwohner 
314 Wohnungen gegenüber 270 Wohnungen 
im Jahre 1939 entfielen. Künftig kann die 
Förderung des Wohnungsbaues deshalb 
nicht mehr als Aufgabe des Bundes ange- 
sehen werden. 

Ich darf Sie aus diesen Gründen bitten, mir 
baldmöglichst Vorschläge zu machen, wie 
die öffentliche Förderung des sozialen 
Wohnungsbaues bundesseitig in den näch- 
sten Jahren eingeschränkt werden kann. 
Das Anliegen ist für den Bundeshaushalt 
und die Länderhaushalte von gleicher Be- 
deutung. Ich bin mir darüber klar, daß es 
sich bei den einzuschränkenden Aufwen- 
dungen zum großen Teil um gesetzliche Ver- 
pflichtungen handelt. Diese müßten durch 
Gesetzesänderungen entsprechend herabge- 
setzt oder aufgehoben werden. Ich denke 
dabei sowohl an die Höhe der bereitzustel- 
lenden Haushaltsmittel als auch an die 
Zweckbindung der Rückflüsse. Auch der 
Flüchtlingswohnungsbau bedarf m. E. keiner 
Hilfe des Bundes mehr. Die Bindungser- 
mächtigungen sollten ebenfalls stark ein- 
geschränkt werden. Insbesondere die mehr- 
jährigen Zinszuschußprogramme legen die 
Ausgaben für künftige Jahre durch die 
Kumulierung der Jahresraten während der 
Laufzeit weiterer Programme in nicht län- 
ger vertretbarem Maße fest. 

Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie durch 
eine nachhaltige Einschränkung der Woh- 
nungsbauförderung des Bundes dazu bei- 
tragen würden, den notwendigen Ausgleich 
der künftigen Haushalte zu ermöglichen. 
Ohne rigorose Sparmaßnahmen sind Gefah- 
ren für die Stabilität der Währung nicht 
mehr abzuwehren. Derartig schwerwiegen- 
de Folgewirkungen sollten nicht zuletzt auch 
im Interesse des Wohnungsbaues vermie- 
den werden. 
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Abschrift dieses Schreibens habe ich dem 
Herrn Bundesminister für Wirtschaft zuge- 
leitet. 

gez. Dahlgrün" 

Schriftliche Antwort der Bundesminister Dr. Dahlgrün und Lücke 
vom 10. September 1965 

Wie der Herr Bundeskanzler bereits durch den Sprecher der 
Bundesregierung erklären ließ, ist ihm das Schreiben des Bun- 
desministers der Finanzen vom 18. August 1965 an den Bundes- 
minister für Wohnungswesen, Städtebau und Raumordnung be- 
kannt. Der Bundeskanzler hat die Bundesminister für Wohnungs- 
wesen, Städtebau und Raumordnung, der Finanzen und für Wirt- 
schaft zu einem Gespräch gebeten, wobei die in dem Brief des 
Bundesministers der Finanzen aufgeworfenen Fragen zum frü- 
hestmöglichen Zeitpunkt erörtert werden sollen. 


V. 7. Abgeordneter Ist dem Herrn Bundeskanzler bekannt, daß 
Erler das am 28. August 1965 im Bundesgesetzblatt 

verkündete Wohnungsbauänderungsgesetz 
1965 vom 24. August 1965 die Bereitstellung 
von jährlich 210 Millionen DM im Bundes- 
haushalt vorschreibt? 


V. 8. Abgeordneter Was hat der Herr Bundeskanzler unternom- 
Erler men, um die Durchführung des Wohnungsbau- 

änderungsgesetzes 1965 vom 24. August 1965 
zu sichern, nachdem der Bundesfinanzminister 
offenkundig nicht zur Durchführung dieses 
Gesetzes bereit ist? 


Schriftliche Antwort der Bundesminister Dr. Dahlgrün und Lücke 
vom 10. September 1965 

Wie der Herr Bundeskanzler weiterhin durch den Sprecher 
der Bundesregierung erklären ließ, ist es selbstverständlich, daß 
der Bund seine gesetzlichen Verpflichtungen im Rahmen der 
Förderung des sozialen Wohnungsbaus erfüllen wird. Das gilt 
also auch für das Wohnungsbauänderungsgesetz 1965. Die 
Stabilität der Währung ist, wie die Bundesregierung immer 
wieder betont hat, oberstes Gebot, dem alle staatlichen Auf- 
gaben untergeordnet sind. Um diesem zwingenden Gebot Rech- 
nung zu tragen und um den Ausgleich der künftigen Haushalte 
zu sichern, hat das Bundeskabinett beschlossen, daß alle aus- 
gabewirksamen Gesetze sowie alle nicht auf Gesetz beruhenden 
Ausgaben ausnahmslos darauf überprüft werden sollen, ob die 
Ausgaben im Rahmen einer mehrjährigen Rangordnung der 
Aufgaben teilweise oder zeitweise zurückgestellt und ob auf 
diese Weise Einsparungen erzielt werden können. 

Der Bundesminister der Finanzen hat mit seinem Schreiben 
vom 18. August 1965, das von der Sorge um den Ausgleich der 
künftigen Haushalte getragen ist, deshalb den Bundesminister 
für Wohnungswesen, Städtebau und Raumordnung ebenso wie 
die anderen Ressorts um Prüfung und Vorschläge gebeten, wie in 
seinem Geschäftsbereich der Haushalt in künftigen Jahren ent- 
lastet werden kann. Es besteht Übereinstimmung zwischen den 
Unterzeichneten, daß z. B. der Wohnungsbau für alte Menschen, 
kinderreiche und junge Familien, der durch das Wohnungsbau- 
änderungsgesetz 1965 besonders gefördert werden soll, kaum 
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geeignet ist, nennenswerte Einsparungen zu ermöglichen. Da- 
gegen wird der Haushalt des Bundesministers für Wohnungs- 
wesen, Städtebau und Raumordnung genauso wie die Haushalte 
der anderen Ressorts darauf zu überprüfen sein, ob in anderen 
Ausgabepositionen Kürzungen und zeitliche Verlagerungen mög- 
lich und vertretbar sind. 

Ziel der Untersuchungen ist auch, die Leistungen des Bundes 
und der Länder besser als bisher aufeinander abzustimmen und 
die Aufwendungen der öffentlichen Hand im gesamten Bausektor 
mit der Leistungsfähigkeit der Bauwirtschaft in Einklang zu 
bringen. Dabei kann nicht außer acht gelassen werden, daß die 
Länder ihre Aufwendungen für den sozialen Wohnungsbau in 
den letzten Jahren wesentlich erhöht haben, so daß die für den 
sozialen Wohnungsbau insgesamt zur Verfügung stehenden 
Mittel seit dem Rechnungsjahr 1957 erheblich zugenommen 
haben. 


VI. Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


VI. 1. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 

Dr. GÖtz Reisegewerbekarten eine sehr umfangreiche 

mißbräuchliche Verwendung zur Deckung des 
privaten Bedarfs finden? 


VI. 2. Abgeordneter Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesre- 

Dr. GÖtz gierung zum Schutze des Handels zu ergrei- 

fen, um der in Frage VI/1 genannten miß- 
bräuchlichen Verwendung zu begegnen? 


Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Dr. Langer 
vom 9. August 1965 

Es ist der Bundesregierung bekannt, daß in der Vergangenheit 
Reisegewerbekarten gemäß § 55 Gewerbeordnung in gewissem 
Umfang von Privatpersonen zum verbilligten Einkauf für den 
privaten Bedarf benutzt worden sind. Die Frage dieser miß- 
bräuchlichen Verwendung ist daher wiederholt mit den für die 
Durchführung gewerberechtlicher Vorschriften zuständigen Wirt- 
schaftsministerien der Länder erörtert worden. Hierbei wurde 
übereinstimmend die Auffassung vertreten, daß die Verwaltungs- 
behörde die Ausstellung einer Reisegewerbekarte wegen man- 
gelnden rechtlichen Interesses ablehnen kann, wenn festgestellt 
wird, daß der Antragsteller ein Reisegewerbe im Sinne des § 55 
Gewerbeordnung nicht ausüben, sondern die Karte lediglich zur 
verbilligten Deckung seines Eigenbedarfs verwenden will. 

In diesem Sinne sind die zuständigen Vollzugsbehörden bereits 
unterrichtet worden. Eine entsprechende Ergänzung der von den 
Ländern herausgegebenen Durchführungserlasse zum Titel III 
der Gewerbeordnung (Reisegewerbe) befindet sich in Vorberei- 
tung; in diese für die Vollzugsbehörden bestimmten Verwal- 
tungsvorschriften sollen zusätzliche Richtlinien über das Ver- 
fahren bei der Beantragung und Erteilung von Reisegewerbe- 
karten aufgenommen werden. 
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Auf Grund der Gegenmaßnahmen der Verwaltungsbehörden 
ist, wie berichtet wird, die Zahl der Mißbrauchsfälle bereits 
merklich zurückgegangen. Die Bundesregierung wird die weitere 
Entwicklung, insbesondere die Auswirkungen der obenerwähn- 
ten Maßnahmen, sorgfältig beobachten. Erforderlichenfalls wird 
gemeinsam mit den Wirtsdiaftsministerien der Länder geprüft 
werden, ob weitere Maßnahmen zu ergreifen sind. 

VI. 3, Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß in Aus- 

Strohmayr Wirkung des oligarchischen Verhaltens der 

großen Mineralölgesellschaften gegenüber den 
stationären Eigentümern der Tankstellen, be- 
sonders herbeigeführt durch die Vorenthal- 
haltung einer längst fälligen Provisionser- 
höhung (die letzte wurde vor 10 Jahren vor- 
genommen), immer mehr Tankstellenbesitzer 
gezwungen werden, in ein Pachtverhältnis 
zu den Mineralölgesellschaften überzugehen? 

VL 4. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß in be- 

Strohmayr zug auf das in Frage VI/3 Gesagte im Gegen- 

satz zu 1960 heute das Verhältnis Pächter 
zu Eigentümer nicht mehr 25 zu 75 beträgt, 
sondern gerade umgekehrt im neuen Ver- 
hältnis von 75 zu 25? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Dr. Langer 
vom 12. August 1965 

Amtliche Statistiken über den Anteil der Tankstellen, die vom 
Eigentümer selbst oder in einem Pachtverhältnis betrieben wer- 
den, werden nicht geführt. Nach Angabe der Mineralölwirtschaft 
ist der Anteil der Eigentümer- und Pächtertankstellen bei den 
einzelnen Gesellschaften unterschiedlich. Nach einer groben 
Schätzung dürfte der Anteil der Eigentümertankstellen auch 
heute noch insgesamt bei etwa 75Vo liegen. In den letzten Jahren 
ist allerdings eine geringe Verschiebung zugunsten der Pächter- 
tankstellen eingetreten. Diese Veränderung dürfte ihre Haupt- 
ursache darin haben, daß sich die Investitionskosten für eine 
moderne Tankstelle beträchtlich erhöht haben und vielfach die 
finanziellen Möglichkeiten des an dem Betrieb einer Tankstelle 
unmittelbar interessierten Personenkreises übersteigen. Die Ge- 
schäftspolitik der großen Mineralölgesellschaften kann für diese 
Entwicklung insoweit nicht verantwortlich gemacht werden, zu- 
mal die Provisionssätze für Pächtertankstellen erheblich niedriger 
liegen als die für Eigentümertankstellen. 

Es ist zwar zutreffend, daß die den Tankstelleninhabern ge- 
währten Provisionssätze beim Absatz von Vergaserkraftstoff 
seit 1955 in der Regel nicht mehr erhöht worden sind. Das ist 
jedoch in erster Linie auf den sich verschärfenden Wettbewerb 
auf dem Benzinmarkt zurückzuführen, der seinen Niederschlag 
auch in einer Stabilität der Benzinpreise gefunden hat. Wenn- 
gleich in der genannten Zeitspanne eine Erhöhung der Provisi- 
onssätze nicht erfolgte, wirkte sich andererseits die starke Zu- 
nahme des Benzinverbrauchs in der Bundesrepublik für das 
Tankstellengewerbe günstig aus. Seit 1955 hat sich der durch- 
schnittliche Umsatz je Tankstelle etwa verdoppelt. Da die Provi- 
sionssätze nach der Umsatzhöhe gestaffelt sind, führte diese 
Umsatzsteigerung vielfach gleichzeitig zu einer Erhöhung des 
Provisionssatzes. 
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VI. 5. Abgeordneter Ist die Bundesregierung im Besitz von Gut- 
Riedel achten oder ist sie bereit, Gutachten über die 

(Frankfurt) Sicherstellung des Energiebedarfs Deutsch- 

lands zu beschaffen unter dem Gesichtspunkt 
der Notwendigkeit und des Umfangs der 
Kohlenförderung auch im Verteidigungsfall? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Dr. Langer 
vom 13. August 1965 

Die Bundesregierung ist im Besitz von Gutachten über die 
Sicherstellung des Energiebedarfs. In diesen Gutachten ist die 
Notwendigkeit und der Umfang der erforderlichen Kohlenförde- 
rung im Verteidigungsfall geprüft worden. Die Ergebnisse der 
Untersuchungen haben ihren Niederschlag u. a. in den entspre- 
chenden Bestimmungen der inzwischen verabschiedeten Gesetze 

über bauliche Maßnahmen zum Schutz der Zivilbevölkerung 

(Schutzbaugesetz) 

über den Selbstschutz der Zivilbevölkerung 

(Selbstschutzgesetz) und 

über die Sicherstellung von Leistungen auf dem Gebiet der 

gewerblichen Wirtschaft sowie des Geld- und Kapitalverkehrs 

(Wirtschaftssicherstellungsgesetz) 

gefunden. 

Die Vorsorge der Bundesrepublik für den Verteidigungsfall 
wird durch das inzwischen verabschiedete Gesetz über Mindest- 
vorräte an Erdöl und Erdölerzeugnissen und den Beschluß des 
Bundeskabinetts über die Einlagerung von 4 Millionen t Stein- 
kohle erleichtert. 

Ein Engpaß auf dem Gebiet der Steinkohleversorgung der 
Bundesrepublik im Verteidigungsfall wird überdies in abseh- 
barer Zeit nicht erwartet, denn die Vorräte, die in der Bundes- 
republik bei den Produzenten, dem Handel und bei den Ver- 
brauchern lagern, sind im Durchschnitt so umfangreich, daß sie 
bei der Beschränkung des Verbrauchs auf lebens- und verteidi- 
gungswichtige Zwecke für einen größeren Zeitraum ausreichen 
dürften. 


VI. 6. Abgeordneter Kann der Bundeswirtschaftsminister Auskunft 
Jiinghans geben, warum die Strompreise für Industrie- 

unternehmen in einigen Teilen des Zonen- 
randgebietes, wie z. B. im Landkreis Fulda, 
mit 14 Pf/kWh weit über einem sonst üblichen 
Preis von etwa 8 Pf/kWh liegen? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Dr. Neef 
vom 30. September 1965 

Das Hessische Ministerium für Wirtschaft und Verkehr hat mir 
die Stromlieferungsbedingungen der Uberlandwerk Fulda AG, 
die den Landkreis Fulda größtenteils unmittelbar versorgt, mit- 
geteilt. Vergleicht man die Strompreise, die kleine und mittlere 
industrielle Stromabnehmer bei jeweils völlig gleichen Abnahme- 
bedingungen bei der Uberlandwerk Fulda AG und der Elektrizi- 
täts-AG Mitteldeutschland (EAM), einem für die Stromversorgung 
des Zonenrandgebietes repräsentativen Unternehmen, zu zahlen 
haben, so liegen die Strompreise der Uberlandwerk Fulda AG 
im allgemeinen nur wenig, höchstens jedoch 1,5 bis 2,0 Pf/kWh, 
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über den Strompreisen der EAM. Diese Preisunterschiede dürften 
sich aus der verschiedenen Struktur der Versorgungsgebiete, den 
verschiedenen Standortbedingungen und der nicht völlig gleichen 
Preiskalkulation beider Unternehmen erklären. Aufgrund der 
Freigabe der Kohlepreis- und Lohnklauseln in Sonderabnehmer- 
verträgen durch die Verordnung PR Nr. 18/52 sind die Versor- 
gungsunternehmen in der Festsetzung ihrer Strompreise im Rah- 
men der Vorschriften des Preisgesetzes und des Wirtschaftsstraf- 
gesetzes frei. 

Ich darf im übrigen darauf hinweisen, daß der Durchschnittser- 
lös aus der Stromabgabe der öffentlichen Elektrizitätswirtschaft 
an alle Sonderabnehmer, einschließlich der Groß- und Größtab- 
nehmer, im Jahr 1964 in der Bundesrepublik Deutschland 
7,3 Pf/kWh betragen hat. Jedoch liegt der Durchschnittserlös für 
die Lieferung an kleinere und mittlere Inustriestromverbraucher 
wegen der verschiedenen den Strompreis bestimmenden Fak- 
toren, wie in Anspruch genommene Leistung und Arbeit, Jahres- 
benutzungsdauer, Nachtstromanteil, Blindstrombelastung usw., 
bei weitem über diesem Betrag. 

Die von Ihnen genannten Strompreisunterschiede von 14 zu 
8 Pf/kWh erlauben es ohne weitere Anhaltspunkte nicht, den 
von Ihnen gemeinten Fall sachlich aufzuklären. Zur Entgegen- 
nahme von Einzelbeschwerden wegen überhöhter Strompreise 
sind im übrigen die Landeskartellbehörden und die Preisbil- 
dungsstellen der Landesregierungen zuständig. 


VI. 7. Abgeordneter 

Schmidt 

(Kempten) 


Entspricht es den Tatsachen, daß die ameri- 
kanische Regierung Erwägungen dahin ge- 
hend anstellt, den ermäßigten Zollsatz von 
35Vo für die Einführung von Glasschmuck 
wieder auf 55®/o anzuheben und damit ent- 
gegen den sonstigen Gepflogenheiten im Rah- 
men der Kennedy-Runde zu handeln? 


Schriftliche Antwort des Bundesministers Schmücker 
vom 14. Oktober 1965 

Es trifft zu, daß der Zollsatz für sog. Phantasieschmuck ein- 
schließlich Glasschmuck in den USA von gegenwärtig 35% vom 
Wert auf 55% erhöht werden soll. Nach meinen Informationen 
ist ein entsprechendes Gesetz bereits von beiden Häusern des 
amerikanischen Kongresses verabschiedet worden. Die Zoller- 
höhung tritt am 7. Dezember 1965 in Kraft. 

Mit dieser Zolltarifmaßnahme soll der Zollsatz für Phantasie- 
schmuck, der anläßlich der sehr komplizierten und langwierigen 
US-Zolltarifreform im Jahre 1963 unbeabsichtigt gesenkt worden 
war, wieder auf seine alte Höhe angehoben werden. Erst nach 
Inkrafttreten des neuen US-Zolltarifs war diese irrtümliche Sen- 
kung neben einer Reihe anderer Versehen bemerkt worden. 
Insgesamt enthält das o. a. Gesetz daher etwa 100 Zolltarifände- 
rungen, und zwar -/s Senkungen und V.3 Erhöhungen, mit denen 
jetzt — wie beim Phantasieschmuck — Fehler der US-Zolltarif- 
reform korrigiert werden sollen. Der Gesetzesvorlage waren 
lange Verhandlungen mit den betroffenen Exporteuren, Impor- 
teuren und Produzenten sowie deren Regierungen vorausge- 
gangen. Hieraus erklärt es sich, daß das Gesetzgebungsvorfahren 
erst jetzt abgeschlossen ist. 
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VL 8. Abgeordneter 

Schmidt 

(Kempten) 


Ist die Bundesregierung bereit, zur Erhaltung 
des für die Gablonzer Industrie notwendigen 
Exportanteils in den Vereinigten Staaten über 
die diplomatische Vertretung der Bundesre- 
gierung in Washington auf die amerikanische 
Regierung dahin gehend einzuwirken, daß die- 
se geplante Zollanhebung unterbleibt? 


Schriftliche Antwort des Bundesministers Schmücker 
vom 14. Oktober 1965 

In Verhandlungen über die US-Zolltarifreform zwischen ame- 
rikanischen Delegationen und Vertretern der EWG-Kommission 
und der EWG-Mitgliedstaaten im Rahmen des Allgemeinen Zoll- 
und Handelsabkommens (GATT) sind die Forderungen der Ex- 
portwirtschaft der EWG-Mitgliedstaaten eingehend erörtert wor- 
den. Dabei haben die Vertreter der Bundesrepublik auch aus- 
drücklich auf die Unzuträglichkeiten hingewiesen, die sich aus 
der Wiederanhebung des Zollsatzes für Phantasieschmuck er- 
geben würden. Audi die deutsche Botschaft in Washington hat 
auf mein Ersuchen mehrfach, zuletzt noch während der Beratung 
des Gesetzes im amerikanischen Senat, auf die Beibehaltung des 
Zolles von 35Vo gedrungen. 

Die amerikanischen Stellen haben demgegenüber immer wieder 
erklärt, daß die Hersteller in den USA die Wiederanhebung des 
irrtümlich auf 35^/o gesenkten Zolles auf seine frühere Höhe von 
55^/o gefordert hätten und daß man sich dieser Forderung nicht 
verschließen könne; dies gelte um so mehr, als der Zollsatz im 
GATT mit 55^/o gebunden sei und daher kein Anspruch auf 
Beibehaltung des niedrigeren Zollsatzes bestehe. Letzteres ist 
unbestreitbar, so daß auch die sehr intensiven Bemühungen der 
Bundesregierung nicht zum Erfolg führten. 


VI. 9. Abgeordneter 

Schmidt 

(Kempten) 


Ist die Bundesregierung bereit, für den Fall, 
daß die amerikanische Regierung dennoch 
den Weg zur Zollanhebung beschreitet, den 
Zollsatz für die Einfuhr von amerikanischer 
Bijouterie ebenfalls entsprechend anzuheben? 


Schriftliche Antwort des Bundesministers Schmücker 
vom 14. Oktober 1965 

Abgesehen davon, daß die Bundesrepublik eine Zollerhöhung 
des von Ihnen erwähnten Inhalts nur auf Grund eines entspre- 
chenden Beschlusses des EWG-Ministerrats vornehmen könnte, 
wäre eine solche Maßnahme mit den Bestimmungen des GATT 
unter den geschilderten Umständen nicht vereinbar und könnte 
berechtigte Gegenaktionen auslösen. 

Ich hätte Ihnen im Interesse der deutschen Schmuckwaron- 
industrie gern eine andere Antwort gegeben. Da die Rechts- 
lage aber eindeutig das amerikanische Vorgehen zuläßt und zur 
Zeit offensichtlich alle Verhandlungsmöglichkeiten ausgenutzt 
sind, muß ich mich leider auf diese Feststellung des Tatbestandes 
beschränken. Ich hoffe aber, daß auch hier ein erfolgreicher Ab- 
schluß der Kennedy-Runde Erleichterung bringen wird, und habe 
meine Mitarbeiter gebeten, diese Position bei den Verhandlun- 
gen in Genf besonders im Auge zu behalten 
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VIL Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

VII. 1. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, 
Logemann daß in letzter Zeit in zunehmendem Umfange 

durch gewerblich-industrielle Veredelungs- 
betriebe den bäuerlichen Familienwirtschaften 
Erzeugungschancen genommen werden? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Schwarz 
vom 3. August 1965 

Die Bundesregierung verfolgt mit Aufmerksamkeit die in letz- 
ter Zeit zunehmenden Berichte über das Eindringen gewerblicher 
Unternehmen in das Gebiet der tierischen Veredelungswirtsdiaft, 
insbesondere der Eierproduktion, aber auch der Erzeugung von 
Jungmastgeflügel und Mastschweinen. 

Nach neuesten Schätzungen der Landwirtschaftsminister der 
Bundesländer dürften unter Zugrundelegung der steuerlichen 
Abgrenzungssätze gegenwärtig Tierhaltung gewerblich betrei- 
ben: 

5t Legehennenbetriebe mit einem Bestand von mehr als je 

10 000 Hennen, geschätzt insgesamt auf 1 000 000 Tiere, 

11 Geflügelmästereien mit einer Jahresproduktion von mehr als 
je 100 000 Stück, geschätzt insgesamt auf 1 500 000 Stück, 

53 Schweinemästereien mit einer Jahresproduktion von mehr als 
je 1000 Stück, geschätzt insgesamt auf 1 000 000 Stück. 

Die aufgeführten Veredelungsbetriebe entfallen nicht nur auf 
gewerblich-industrielle Unternehmen, sondern sie befinden sich 
zu einem Teil in der Hand landwirtschaftlicher Betriebe. 

Zu den schon zur Zeit bestehenden als gewerbliche Tierhaltung 
anzusprechenden Beständen kommen noch etwa 10 im Aufbau 
befindliche oder geplante Veredelungsbetriebe, die Legehennen- 
bestände von rund 100 000 bis 300 000 Tieren zu halten beabsich- 
tigen, geschätzt insgesamt auf 2 000 000 Stück. 

Die Bundesregierung verkennt die sich anbahnenden Entwick- 
lungstendenzen nicht; sie ist jedoch der Ansicht, daß der gegen- 
wärtige Anteil der gewerblich-tierischen Veredelungsproduktion 
an der Marktbelieferung die landwirtschaftliche Veredelungs- 
produktion zwar regional beeinflußt, insgesamt jedoch noch nicht 
ernstlich bedroht. 


VIL 2. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
Logemann eine weitere Verlagerung der landwirtschaft- 

lichen Veredelung in landwirtschaftsfremde 
Bereiche zu verhindern? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Schwarz 
vom 3. August 1965 

Die Bundesregierung prüft zur Zeit die Frage, ob der 
landwirtschaftlichen Veredelungsproduktion auf gesetzlicher 
Grundlage über die ihr im Bewertungsgesetz bereits eingeräum- 
ten steuerlichen Vorteile hinaus ein weiterer Schutz gewährt 
werden kann. Im Augenblick ist noch nicht zu übersehen, wie 
weit derartige Schutzmaßnahmen reiciien können; insbesondere 
läßt sich noch nicht beurteilen, in welchem Ausmaß wirtschafts- 
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politische und verfassungsrechtliche Gründe solchen Begünsti- 
gungen der landwirtschaftlichen Veredelungsproduktion entge- 
genstehen. Weiterhin muß beachtet werden, daß eine Verlage- 
rung der landwirtschaftlichen Veredelungsproduktion in den 
landwirtschaftsfremden Bereich nur dann erfolgreich verhindert 
werden kann, wenn alle Mitgliedstaaten der EWG auf diesem 
Gebiet gleiche Maßnahmen ergreifen. Die Bundesregierung wird 
sich bei der EWG-Kommission unterrichten, welche Absichten 
in dieser Richtung bestehen, und prüfen, ob und welche Schritte 
gegebenenfalls unternommen werden können. 


VII. 3. Abgeordneter 
Logemann 


Was veranlaßte die Bundesregierung zu dem 
Problem der Begrenzung und Lizenzierung der 
gewerblich-industriellen Veredelung? 


Schriftliche Antwort des Bundesministers Schwarz 
vom 3. August 1965 

Die Beantwortung der Frage VII 3 ist im Zusammenhang mit 
der Beantwortung der Fragen VII/l und VII/2 zu sehen. Die 
Bundesregierung hat aus den oben genannten Gründen bisher 
davon abgesehen, Maßnahmen zur Begrenzung und Lizenzierung 
der gewerblich-industriellen Veredelungsproduktion vorzuneh- 
men. 


VII. 4. Abgeordneter 
Dr. Schmidt 
(Gellersen) 


Trifft es zu, daß die Exportmöglichkeiten für 
Emmentalerkäse, für den der Bundesregie- 
rung vom EWG-Ministerrat ein Erstattungs- 
kontingent von 6410 t zugestanden worden 
war, wegen zunächst unverständlicher Ein- 
wände einzelner Ministerien und der dadurch 
entstandenen Verzögerung nur zu einem 
Viertel der Zuteilung genutzt werden können? 


Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Hüttebräuker 
vom 7. September 1965 

Es trifft nicht zu, daß einzelne Ministerien unverständliche 
Einwände erhoben haben und deshalb die Ausfuhrmöglichkeiten 
für Emmentalerkäse nur zu einem Viertel genutzt werden kön- 
nen. Von Januar bis Juli 1965 wurden insgesamt 4539 t Emmen- 
talerkäse in Länder der Gemeinschaft exportiert, davon allein 
4034 t ohne jegliche Erstattung. Die Gewährung von Erstattungen 
nach EWG-Recht war vom 1. November 1964 bis 11. April 1965 
nur nach Belgien möglich. Von dieser Möglichkeit hat die Bun- 
desregierung vom 11. Dezember 1964 bis 11. April 1965 Gebrauch 
gemacht. 

Mit Beginn des Milchwirtschaftsjahres 1965/66 wurde die Er- 
stattungsmöglichkeit bei der Ausfuhr von Emmentaler, Greyerzer 
und Sbrinz-Käse aus der Bundesrepublik und Frankreich nach 
Mitgliedstaaten durch die Verordnungen Nr. 56/65 und Nr. 
85 65/EWG des Ministorrates für begrenzte Mengen bis zum 
31. Oktober 1965 neu geregelt. Dadurch sollen etwaige auftre- 
tende Wettbewerbsnachteile, die sich durch die GATT-Konsoli- 
dierung gegenüber dritten Ländern ergeben könnten, beseitigt 
werden. Zunächst zeigten sich im neuen Milchwirtschaftsjahr 
für die Bundesrepublik keine Ausfuhrschwierigkeiten. 
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Nachdem aber beim Export von Emmcntalerkäse, insbesondere 
nach Italien und Belgien/Luxemburg, Preissenkungen auftraten, 
hat die Bundesregierung nach Prüfung der wirtschaftlichen Tat- 
bestände von der Erstattungsmöglichkeit nach den Verordnungen 
Nr. 56/65 und Nr. 85/65/EWG des Rates ab 22. August 1965 
Gebrauch gemacht. Die Begrenzung der Erstattung auf eine 
Menge von 1500 t stützt sich auf Angaben der Allgäuer Milch- 
wirtschaft, die diese Menge als den derzeitig auf dem Inlands- 
markt nicht absetzbaren Überschuß bezeichnete. 


VII. 5. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch 
Dr. Schmidt die verzögerte Bewilligung von Exportcr- 

(Gellersen) stattungen für Emmentalerkäse traditionelle 

Exportmärkte für diese deutsche Käsespeziali- 
tät verloren gegangen sind und die grund- 
sätzlich zur Käseherstellung bestimmte Milch 
zum Teil zu Butter verarbeitet werden mußte? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Hüttebräuker 
vom 7. September 1965 

Der Bundesregierung ist bisher nicht bekanntgeworden, daß 
traditionelle Exportmärkte verloren gingen bzw. Käsereimilch 
im Allgäu anstatt zu Emmentalerkäse zu Butter verarbeitet 
wurde. 


VII. 6. Abgeordneter Wird die Bundesregierung rechtzeitig Preis- 

Ertl plänen in der EWG-Kommission entgegentre- 

ten, die nach letzten Informationen auf eine 
Senkung des deutschen Erzeugerpreisniveaus 
für Milch um mindestens 10®/o und für Zucker- 
rüben um mindestens 15V() unter die effektiv 
nachweisbaren Produktionskosten abzielen? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Hüttebräuker 
vom 6. September 1965 

Die EWG-Kommission hat noch keinerlei Vorschläge über das 
künftige gemeinsame Erzeugerpreisniveau für Milch sowie für 
Zuckerrüben vorgelegt. Der Bundesregierung ist auch nicht be- 
kannt, welche genauen Preise die Kommission anstrebt. 

Die Bundesregierung ist jedoch bereits bei den in Gang befind- 
lichen Beratungen über die Zuckermarktordnung mit Nachdruck 
dafür eingetreten, mittels der Festlegung regionaler Produk- 
tionsziele den deutschen Zuckerrübenanbau im jetzigen Umfang 
zu sichern und die Festsetzung eines befriedigenden Zuckerrü- 
benpreises zu ermöglichen. 

Die Bundesregierung hat in Verbindung damit auf den letzten 
Tagungen des Ministerrats der EWG/EAG vom 14. bis 16. Juni, 
vom 28. bis 30. Juni und vom 26. bis 28. Juli 1965 darauf ge- 
drungen, den Grundsatz der Regelung des Zuckerrübenanbaus 
durch regionale Produktionsziele sowie einen befriedigenden 
Zuckerrübenpreis noch in der Phase der einstimmigen Beschlüsse 
im Ministerrat festzusetzen. 

Die Bundesregierung hat ferner auf denselben Tagungen des 
Ministerrats bereits gefordert, den gemeinsamen Erzeugermilch- 
preis auf 39 Pf/kg festzusetzen und die Möglichkeit vorzusehen, 
diesen Preis durch Beihilfen zu sichern, falls und soweit er sich 
nicht über den Markt erzielen läßt. 
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VII. 7. Abgeordneter Trifft es zu, daß der Bundesfinanzminister die 
Dr. Reinhard für die Förderung der Geflügelwirtschaft not- 

wendigen Mittel im Zuge allgemeiner Spar- 
maßnahmen ganz oder teilweise gesperrt hat? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Schwarz 
vom 13. Oktober 1965 

Wegen der angespannten Haushaltslage hat das Bundeskabi- 
nett am 14, Juli 1965 u. a. beschlossen, über die 7 v. H. -Kürzung 
und die 20^*/oige Bausperre hinaus in jedem Einzelplan einen 
Betrag in Höhe von 3 v. H. der um die Personal- und Sachaus- 
gaben verminderten Ausgabensumme zu sperren. Ich habe daher 
anordnen müssen, daß nur noch unabdingbar notwendige Aus- 
gaben zu leisten sind und über die bereits fest zugesagten Mittel 
hinaus weitere Bewilligungen im laufenden Rechnungsjahr nicht 
mehr ausgesprochen werden dürfen. Die bisher für die Förde- 
rung der Geflügelwirtschaft bewilligten Mittel werden von den 
Sparmaßnahmen nicht berührt. 


VII. 8. Abgeordneter Sollen nunmehr auch die für die Werbung 

Dr. Reinhard und die für die Förderung der Qualität über 

Erzeugergemeinschaften vorgesehenen und in 
Aussicht gestellten Mittel unter die in Fra- 
ge Vn/7 erwähnte Sperre fallen? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Schwarz 
vom 13. Oktober 1965 

Es gilt das zur Frage VII 7 Gesagte entsprechend. Qualitäts- 
prämien zur Förderung der Geflügelwirtschaft über Erzeuger- 
gemeinschaften können im Hinblick auf die erwähnten Haus- 
haltsbeschränkungen im Rechnungsjahr 1965 aus Bundesmitteln 
nicht mehr bereitgestellt werden. Ob und in welchem Umfange 
der Absatz von Qualitätsgeflügel im Rahmen der Werbung für 
die neu eingeführten Handelsklassen in diesem Jahre noch aus 
Bundesmitteln gefördert werden kann, wird zurzeit geprüft, über 
das Ergebnis lasse ich Ihnen sobald wie möglich Bescheid zu- 
kommen. 


VII. 9. Abgeordneter Soll — bei Bejahung der Fragen VII/ 7 und 
Dr. Reinhard VII/8 — ■ also nichts geschehen, um die aner- 

kannte Wettbewerbsungleichheit der deut- 
schen Geflügelwirtschaft gegenüber den EWG- 
Partnern, insbesondere gegenüber Frankreich, 
und Drittländern und die daraus resultieren- 
den Schwierigkeiten zu beheben? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Schwarz 
vom 13. Oktober 1965 

Meinem Bemühen, die bestehende Wettbewerbsungleichheit 
zu beheben oder zu mildern, sind durch die erwähnten Sparmaß- 
nahmen für das Rechnungsjahr 1965 Schranken gesetzt. Abge- 
sehen von der bereits in Kraft gesetzten Förderung der Erzeuger- 
ringe für Geflügel kann zurzeit nur durch Erstattungen bei der 
Ausfuhr von Geflügel im Rahmen der geltenden Verordnung ge- 
holfen werden. 
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VII. 10. Abgeordneter Welche agrarpolitischen Maßnahmen gedenkt 

Dr. Schmidt die Bundesregierung zu kürzen, um die Aus- 

(Gellersen) Zahlung der Milchprämie bis zum Jahresende 

sicherzustellen? 


Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Hüttebräuker 
vom 24. September 1965 

Ihre mündliche Anfrage kann ich zurzeit leider noch nicht 
beantworten. Zunächst muß sich die neue Bundesregierung mit 
der Haushaltstage befassen und etwa notwendige Entscheidun- 
gen treffen. 


VII. 11. Abgeordneter 

Kiibitza 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß im Ver- 
trauen auf die landwirtschaftliche Betriebs- 
beratung zahlreiche bäuerliche Betriebe in 
Unterfranken für das Jahr 1965 den Zucker- 
rübenanbau ausgedehnt und nunmehr Schwie- 
rigkeiten beim Absatz der Zuckerrüben haben? 


VII. 12. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, durch geeig- 
Kubitza nete Maßnahmen den Zuckerfabriken zu er- 

möglichen, daß sie die aus der Ausdehnung 
des Zuckerrübenanbaus stammenden Zucker- 
rüben abnehmen und verwerten können? 


Schriftliche Antwort des Bundesministers Schwarz 
vom 19. Oktober 1965 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, daß zahlreiche bäuer- 
liche Betriebe in Unterfranken den Zuckerrübenanbau im Jahre 
1965 ausgedehnt haben. Nach den Meldungen der Zuckerfabriken 
Ochsenfurt und Zeil ist die Anbaufläche dieser Werke vielmehr 
von 26 485 ha in 1964 auf etwa 25 100 ha im Jahre 1965 einge- 
schränkt worden. 

Gemäß § 3 Abs. 1 des Zuckergesetzes werden Anbau, Liefe- 
rung und Abnahme von Zuckerrüben zur Verwertung in Zuk- 
kerfabriken auf der Grundlage von Gesellschafts- oder Anbau- 
verträgen durchgeführt. Soweit die bäuerlichen Betriebe in Unter- 
franken entsprechende Verträge mit den Zuckerfabriken abge- 
schlossen haben, werden sie auch keine Schwierigkeiten beim 
Absatz der kontrahierten Zuckerrübenmengen haben. Ob und 
inwieweit über die vereinbarten Mengen hinaus erzeugte Zuk- 
kerrüben von den Zuckerfabriken übernommen werden, liegt in 
deren Ermessen und wird in erster Linie vom Ausfall der Ernte 
abhängen. Die Bundesregierung hat jedenfalls keine Möglich- 
keit, die Zuckerfabriken zu veranlassen, die aus einer Ausdeh- 
nung des Anbaues stammenden Rüben abzunehmen. Die Werke 
Ochsenfurt und Zeil sind aber nach meiner Unterrichtung bereit, 
Mehrrüben auf Kosten der Lieferanten zu Zuckerschnitzeln zu 
trocknen, soweit dies gewünscht wird. 
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VIII. Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 

VIII. 1. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
Peiter den Verband der Angestellten-Krankenkassen 

e. V. zu veranlassen, den im Heilbäderver- 
zeichnis aufgenommenen Kneippkurort Ma- 
rienberg (veröffentlicht im Gemeinsamen Mi- 
nisterialblatt vom 30. Juli 1964 S. 334) in das 
Verzeichnis der vertragsbereiten und aner- 
kannten Badeorte aufzunehmen und damit 
die Wettbewerbsqleichheit wiederherzustel- 
len? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Dr. Claussen 
vom 9. September 1965 

Der Verband der Angestellten-Krankenkassen e. V. hat zu 
Ihrer Anfrage wie folgt berichtet: 

„Für eine vom Verband der Angestellten-Krankenkassen e. V. 
auszusprechende Anerkennung eines Badeortes (Kneipp-Kur- 
ortes) ist in erster Linie maßgebend, daß die ärztliche Betreu- 
ung der Ersatzkassenmitglieder durch einen am Ort ansässi- 
gen anerkannten Badearzt durchgeführt werden kann. Es gibt 
zahlreiche Kurorte, an denen diese Voraussetzungen fehlen 
oder nach unserer Meinung nur unzureichend bestehen. 

Der Verband der Angestellten-Krankenkassen e. V. hat mit 
Wirkung vom 1. April 1965 mit der Kassenärztlichen Bundes- 
vereinigung unter Mitwirkung des Verbandes Deutscher 
Badeärzte einen neuen Badearztvertrag abgeschlossen. Als 
Folge davon sind wir seit einiger Zeit mit der Überprüfung 
beschäftigt, ob und welche bisher noch nicht anerkannten 
Badeorte für die Versorgung unserer Mitglieder in Zukunft 
evtl, noch in Frage kommen können. Zu diesen Orten gehört 
auch der Kneipp-Kurort Marienberg (Westerwald).“ 

Der Verband der Angestellten-Krankenkassen e. V. wird nach 
Abschluß der Prüfung vom Ergebnis berichten. Ich werde so- 
dann auf die Angelegenheit zurückkommen. 


VIII. 2. Abgeordneter 

Fritsch 


Welches ist der derzeitige Stand der Vorbe- 
reitungsarbeiten für ein Gesetz über die Be- 
rufsausbildung? 


Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Dr. Claussen 
vom 9. September 1965 

Wie die Bundesregierung auf die Große Anfrage der SPD in 
der 112. Sitzung des Deutschen Bundestages mitgeteilt hat, be- 
faßt sie sich seit längerer Zeit mit den Problemen einer Neu- 
fassung des Berufsausbildungsrechts. Sie ist dabei um die Klä- 
rung und Lösung der zahlreichen sachlich und politisch schwie- 
rigen Probleme bemüht. 

Die parlamentarischen Beratungen sind vor allem im Zusammen- 
hang mit dem von allen Fraktionen des Deutschen Bundestages 
eingebrachten Anträge zur Novellierung der Handwerksord- 
nung — Drucksache IV/2335 — - in ein neues Stadium gelangt. 
Sie sind noch nicht abgeschlossen. Das gleiche gilt für die Arbei- 
ten der Bundesressorts. 
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VIII. 3. Abgeordneter Trifft es zu, daß nach Angaben von Prof. Dr. 

Dr. Schmidt Julius Speer am 9. August 1965 in der Sendung 

(Offenbach) „Panorama'' des 1. Deutschen Fernsehens für 

den Fall einer Nichterhöhung der Mittel für 
die Deutsche Forschungsgemeinschaft u. a. 
auch die vorgesehenen Untersuchungen über 
die chronische Bronchitis als Berufskrankheit 
nicht durchgeführt werden können? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Dr. Claussen 
vom 25 . August 1965 

Wie bereits in der Fragestunde des Deutschen Bundestages 
am 23. Juni 1965 (stenographischer Bericht der 191. Sitzung 
S. 9584 und 9585) zum Ausdruck gebracht, habe ich mit Hilfe 
mir zur Verfügung stehender Mittel drei größere Forschungs- 
aufträge zur Lösung arbeitsmedizinischer Probleme auf dem 
Gebiete der chronischen Emphysem-Bronchitis und des chro- 
nischen Lungenemphysems an hierfür geeignete Kliniken und 
Institute vergeben. Diese Untersuchungen sind im Gange und 
werden nach den von mir hierzu herausgegebenen Richtlinien 
durchgeführt. Ihre Finanzierung ist gesichert. 

Die Deutsche Forschungsgemeinschaft ist ihrerseits weiterhin 
bemüht, die medizinischen Fragen der chronischen Bronchitis 
bearbeiten zu lassen. Eine Erhöhung der Haushaltsmittel der 
Deutschen Forschungsgemeinschaft für 1966 ist geplant. Es wird 
darauf hingewiesen, daß die Haushaltsmittel der Deutschen 
Forschungsgemeinschaft nur zu einem Teil vom Bund getragen 
werden. 

VIII. 4. Abgeordneter Wie ist die in Frage VIII/3 getroffene Feststel- 
Dr. Schmidt lung mit der mehrfach vor dem Deutschen 

(Offenbach) Bundestag geäußerten Mitteilung des Bundes- 

arbeitsministers zu vereinbaren, daß die Fi- 
nanzierung dieser genannten Untersuchungen 
gesichert sei? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Dr. Claussen 
vom 25 . August 1965 

Wie bereits in meiner Antwort zu Frage VlII/3 zum Ausdruck 
gebracht, ist die Finanzierung der von mir auf diesem Gebiete 
vergebenen Forschungsaufträge gesichert. 

VIII. 5. Abgeordneter Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 
Fritsch rung zu ergreifen, um der erschreckenden Zu- 

nahme von landwirtschaftlichen Unfällen, ins- 
besondere durch umstürzende Schlepper, zu 
begegnen? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Dr. Claussen 
vom 11 . Oktober 1965 

Von einer erschreckenden Zunahme der Unfälle im Bereich 
der Landwirtschaft kann nicht die Rede sein. Seit dem Jahre 1955 
ist die Zahl der gemeldeten Arbeitsunfälle stark rückläufig. Die- 
ser Rückgang ist in erster Linie die Folge der in letzten Jahren 
betriebenen intensiveren Unfallverhütung, die auch darin ihren 
Ausdruck findet, daß gegenüber 98 technischen Aufsichtsbeamten 
und Betriebsrevisoren im Jahre 1955 jetzt 200 technische Auf- 
sichtsbeamte und Betriebsrevisoren im Bereich der landwirt- 
schaftlichen Unfallversicherung tätig sind. 
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Den besonderen Unfallgefahren beim Schleppereinsatz in der 
Landwirtschaft haben die landwirtschaftlichen Berufsgenossen- 
schaften schon seit Jahren ihr besonderes Augenmerk zugewen- 
det. Zusammen mit der Industrie wurden zahlreiche Verbesserun- 
gen an Schleppern und Schlepperanhängern entwickelt und in die 
Praxis eingeführt. Hierzu zählen z. B. umsturzfeste Schlepper- 
verdecke und voreilend wirkende Bremsen für Schlepperanhän- 
ger. Die landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften führen lau- 
fend Aufklärungsaktionen durch Verteilung von Schriften, Vor- 
führung von Unfallverhütungsfilmen und besondere Ausbildungs- 
lehrgänge durch. Die landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften 
fördern außerdem besondere Maßnahmen in Deula Schulen durch 
besondere Zuwendungen. 

Die Bundesregierung glaubt, daß alle diese Maßnahmen geeig- 
net sind, die den in der Landwirtschaft tätigen Menschen dro- 
henden Gefahren aufzuzeigen und ihnen wirksam zu begegnen. 
Dies haben im übrigen auch die Erfahrungen der letzten Jahre 
bestätigt. 


IX. Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


IX. 


1. Abgeordnete Wann wird sich der Bundesverteidigungs- 

Frau Dr. Flitz minister entscheiden, welche Gebiete im Bin- 
(Wilhelmshaven) nenhafen von Wilhelmshaven und auf dem 
neugewonnenen Rüstersieler Watt in Zukunft 
für Zwecke der Bundeswehr endgültig nicht 
benötigt werden, da diese Entscheidung für 
die wirtschaftliche Entwicklung Wilhelmsha- 
vens von lebensnotwendiger Bedeutung ist? 


Schriftliche Antwort des Bundesministers von Hassel 
vom 26. August 1965 

Schon 1958 hat das Bundesverteidigungsministerium nach 
längeren Verhandlungen mit der Landesregierung Niedersach- 
sen und der Stadt Wilhelmshaven die Binnenhäfen von Wil- 
helmshaven bis auf geringe Ausnahmen zur endgültigen zivilen 
Verwendung freigegeben. 

Von der Bundeswehr werden im wesentlichen nur das Marine- 
arsenal, die Wiesbadenbrücke im Großen Hafen und Teile der 
Alten Torpedowerft im Verbindungshafen genutzt; der ehe- 
malige U-Boot-Stützpunkt im Zwischenhafen wird als Schule 
(Prince Rupert School) z. Z. noch von den britischen Stationie- 
rungsstreitkräften in Anspruch genommen. 

Aufgrund dieser im Einvernehmen zwischen allen Beteiligten 
getroffenen Regelung kann die Stadt Wilhelmshaven über eine 
Uferlänge von rd. 1 1 000 m verfügen. 

ln den seit dem Jahre 1960 zwischen dem Bund, dem Land 
Niedersachsen und der Stadt Wilhelmshaven geführten Ver- 
handlungen ist vereinbart worden, daß nach Aufspülung der 
rd. 420 ha großen Wattfläche dem Bund im Nordteil für künftige 
militärische Vorhaben bis zu 200 ha, der übrige Teil für zivile 
Planungen zur Verfügung stehen. 
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Dessenungeachtet hat das Bundesverleidigungsministerium 
wiederholt zum Ausdruck gebracht, daß es bereit ist zu prüfen, 
ob von den für militärische Zwecke bisher vorbehaltenen Grund- 
stücken Teile für die wirtschaftliche Entwicklung der Stadt Wil- 
helmshaven zur Verfügung gestellt werden können, falls über- 
haupt ein Bedarf auftreten sollte. 

IX. 2. Abgeordneter Treffen Meldungen zu, wonach 80‘Vo der Stu- 
Dröscher denten an den Pädagogischen Hochschulen in 

Koblenz und Trier, die in den nächsten Wo- 
chen ihre Abschlußprüfung als Volksschul- 
lehrer ablegen, zur Ableistung des Grund- 
wehrdienstes zur Bundeswehr einberufen wer- 
den und deshalb trotz des katastrophalen 
Lehrermangels, der wesentlich ursächlich für 
den Bildungsnotstand in Rheinland-Pfalz ist, 
für weitere 18 Monate an den Schulen fehlen? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers von Hassel 
vom 21. September 1965 

Studenten an Pädagogischen Hochschulen unterliegen im Rah- 
men der gesetzlichen Bestimmungen ebenso der Wehrpflicht wie 
andere Studenten. Sofern sie nicht bereits Grundwehrdienst ge- 
leistet und nach Ablegung der Lehramtsprüfung das 25. Lebens- 
jahr noch nicht vollendet haben, können sie zum vollen Grund- 
wehrdienst herangezogen werden. Ich habe stets, auch in der 
Fragestunde des Deutschen Bundestages und gegenüber den 
flerren Kultusministern der Länder, die Ansicht vertreten, daß 
der Lehrermangel nicht dazu führen kann, Wehrpflichtige, die 
den Lehrberuf ergreifen wollen oder das Studium an der Päda- 
gogischen Hochschule beenden, allein deswegen vom Wehrdienst 
zurückzustellen. Ich habe auch wiederholt zum Ausdruck ge- 
bracht, daß gerade die jungen Lehrer, denen die Erziehung der 
Jugend anvertraut ist, ihrer staatsbürgerlichen Pflicht genügen 
und ihren Wehrdienst leisten sollten. Ich verkenne andererseits 
nicht, daß bei dem Mangel an Lehrkräften an manchen Orten die 
Einberufung eines Lehrers zu empfindlichen Störungen des Schul- 
betriebs führen kann. Deswegen habe ich bereits im Februar 1964 
die Wehrersatzbehörden angewiesen, das öffentliche Interesse 
an der Aufrechterhaltung des Unterrichts gebührend zu berück- 
sichtigen und Vorschlägen auf Uk-Stellung von Lehrern zu ent- 
sprechen, wenn durch eine Einberufung im Einzelfall der Unter- 
richtsbetrieb empfindlich gestört würde. Ich bin der Überzeu- 
gung, daß die durch das Wehrpflichtgesetz eröffneten Möglich- 
keiten der Zurückstellung und Uk-Stellung auch der Situation 
bei den Lehrern gerecht werden und ausreichen, im Einzelfalle 
eine angemessene Entscheidung zu treffen. 

Mir sind Meldungen nicht bekannt, wonach 80‘'/o der Absol- 
venten der Pädagogischen Hochschulen von Koblenz und Trier 
einberufen seien. Da die Studenten dieser Anstalten aus den 
Zuständigkeitsbereichen der verschiedensten Kreiswehrersatz- 
ämter stammen, kann auch von hier aus kein bestimmter Prozenl- 
satz festgestcllt werden. 

Die einschlägigen Weisungen sind im übrigen sämtlichen 
Wehrersatzbehörden bekannt und werden beachtet, so daß gene- 
rell nichts zu veranlassen ist. 

IX. 3. Abgeordneter Wer hat im Bundesverteidigungsministerium 
Berkhaii das Hausverbot gegen einen Regieriingsrat 

a. D. veranlaßt und verhängt? 
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Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Gumbel 
vom 16. September 1965 

Der für besondere Fragen des Verkehrs mit der Wirtschaft 
zuständige Referent (ES) hat angeordnet, den Regierungsrat a. D. 
am Betreten aller Anlagen des Bundesministeriums der Ver- 
teidigung (ausgenommen die Unterkunft der Personalabteilung) 
und des Bereichs Bundesamt für Wehrtechnik und Beschaffung 
ohne seine ausdrückliche Zustimmung zu hindern. 


IX. 4. Abgeordneter Aus welchem Grund und aus welchem An- 

Berkhan laß ist das Hausverbot gegen den in Fra- 

ge IX/3 erwähnten Regierungsrat a. D. er- 
lassen worden? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Gumbel 
vom 16. September 1965 

Gegen den Regierungsrat waren wegen verschiedener grober 
Pflichtwidrigkeiten Aufklärungsmaßnahmen wegen des Ver- 
dachts von Dienstvergehen eingeleitet worden. Nachdem ein 
Nervenfacharzt festgestellt hatte, der Regierungsrat sei für 
seine Handlungen nicht voll verantwortlich und dauernd dienst- 
unfähig, wmrde der Regierungsrat nach amtsärztlicher Bestäti- 
gung des nervenärztlichen Gutachtens in den Ruhestand ver- 
setzt. Die eingeleiteten Aufklärungsmaßnahmen wurden nicht 
fortgeführt. 

Der Regierungsrat a. D. versuchte nunmehr, im Bundesamt für 
Wehrtechnik und Beschaffung als Berater verschiedener Firmen 
aufzutreten. Es kam wiederholt zu Schwierigkeiten bzw. zum 
Abbruch der Verhandlungen. Als der Regierungsrat a. D. sich 
daraufhin mit der Bitte um Flilfe an den Unterabteilungsleiter 
für ziviles Personal wandte, wurden ihm die grundsätzlichen 
Bedenken des Bundesministers der Verteidigung gegen das Auf- 
treten ehemaliger Angehöriger der Bundeswehr für Firmen und 
die sich daraus ergebenden Schwierigkeiten eingehend darge- 
legt. Er wurde darauf hingewiesen, daß das Bundesministerium 
der Verteidigung nur aus Fürsorgegründen — wegen seiner 
frühzeitigen Versetzung in den Ruhestand — ausnahmsweise 
seinem Auftreten für eine Firma im Bereich der Bundeswehr 
keine Schwierigkeiten bereiten würde. Er hat zugesagt, nur 
für eine Firma aufzutreten, zu der er in ein festes Anstellungs- 
verhältnis treten würde. 

Im Laufe der folgenden Monate versuchte er allerdings, von 
dieser Zusage mit unzutreffenden Begründungen loszukommen. 
Dabei setzte er auch Mittel ein, die einer Nötigung nahekamen. 
Als trotz erneuter schriftlicher und mündlicher Erörterungen 
Grund zu der Annahme bestand, daß der Regierungsrat a. D. 
gegen den Willen des Bundesministers der Verteidigung bei 
Bundeswehrdienststellen tätig werden würde, ist die unter Fra- 
ge IX/3 erwähnte Anordnung erlassen worden. 

IX. 5. Abgeordneter Aus welchem Grunde wurde die in Frage lX/3 
Berkhan genannte Angelegenheit als Verschlußsache 

behandelt? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Gumbel 
vom 16. September 1965 

Das Bekanntwerden von Anordnungen dieser Art kann für den 
Betroffenen sehr unangenehm sein. Um sicherzustellen, daß die 
Anordnung nur soweit dienstlich notwendig bekannt wird, ist 
sie als „NfD = Nur für den Dienstgebrauch“ eingestuft worden. 


33 



Drucksache IV/3799 Deutsdier Bundestag — 4. Wahlperiode 


IX. 6 . Abgeordneter Stimmt es, daß ein Beamter des Bundesver- 
Eschmann teidigungsministeriums bei der Staatsanwalt- 

schaft erfolglos versucht hat, ein Ermittlungs- 
verfahren gegen den in Frage IX/3 erwähn- 
ten Regierungsrat a. D. einleiten zu lassen? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Gumbel 
vom 16. September 1965 

Ihre Frage, ob ein Beamter des Bundesministeriums der Ver- 
teidigung erfolglos versucht hat, bei der Staatsanwaltschaft ein 
Ermittlungsverfahren gegen den erwähnten Regierungsrat a. D. 
einleiten zu lassen, beantworte ich mit „nein". 

IX. 7. Abgeordneter Warum ist der in Frage IX/3 erwähnte Re- 
Dr. Morgenstern gierungsrat a. D. nicht vor Verhängung des 
gegen ihn vom Bundesverteidigungsministe- 
rium ausgesprochenen Hausverbotes gehört 
worden? 

IX. 8. Abgeordneter Warum wurde dem in Frage IX/3 erwähnten 

Dr. Morgenstern Regierungsrat a. D. die entsprechende Anord- 

nung nicht eröffnet? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Gumbel 
vom 16. September 1965 

Wie in der Antwort auf die Frage IX/4 des Herrn Abgeord- 
neten Berkhan näher erläutert, ist der Regierungsrat a. D. 
mehrfach gehört worden. Die Absicht, seine Tätigkeit als „Wirt- 
schaftsberater bei öffentlichen Aufträgen" in Bundeswehrdienst- 
stellen nicht hinzunehmen, wurde ihm schriftlich und mündlich 
eröffnet 

IX. 9. Abgeordneter Aus welchem Grunde ist das Schreiben des 
Dr. Morgenstern mit der in Frage IX/3 genannten Sache be- 
faßten Rechtsanwalts vom 2. Juli 1965 (Dienst- 
aufsichtsbeschwerde und Antrag auf Aufhe- 
bung des Hausverbots) und die Erinnerung 
vom 10. August 1965 trotz offensichtlicher 
Dringlichkeit erst am 18. August 1965 beant- 
wortet worden? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Gumbel 
vom 16. September 1965 

Die Eingabe des Rechtsanwalts wurde trotz der Urlaubszeit in 
angemessener Zeit bearbeitet. 

IX. 10. Abgeordneter Aus welchem Grunde geht der „Bescheid" 

Wienand vom 18. August 1965 an den mit der in Fra- 

ge IX/3 genannten Sache befaßten Rechts- 
anwalt auf die in seinem Schreiben vom 
2. Juli 1965 eindeutig vorgetragenen Vor- 
würfe (erhebliche Verletzung der Fürsorge- 
pflicht des Dienstherrn, grober Verstoß gegen 
§ 79 des Bundesbeamtengesetzes, pflichtwi- 
drige Anordnung der Maßnahme durch Ge- 
heimerlaß, ohne den Beamten zu hören oder 
zu unterrichten) nicht ein? 
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Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Gumbel 
vom 16. September 1965 

Der Bescheid vom 18. August 1965 geht auf die Vorwürfe, die 
der Rechtsanwalt wegen der Behandlung des Regierungsrates 
a. D. vorbrachte, nicht ein, weil der Rechtsanwalt sich nicht legi- 
timiert hatte. 


IX. 11. Abgeordneter Wer ist die „für die Entscheidung zuständige 
Wienand Stelle'" (Schreiben an den mit der in Fra- 

ge IX/3 genannten Sache befaßten Rechts- 
anwalt vom 18. August 1965 — P I 2 — ) für 
die Aufhebung des Hausverbots? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Gumbel 
vom 16. September 1965 

Unter der „für die Entscheidung zuständigen Stelle" ist die 
nach dem Geschäftsverteilungsplan innerhalb des Bundesmini- 
steriums der Verteidigung zuständige Stelle zu verstehen, das 
ist der Referent ES bzw. dessen Vorgesetzte. 


IX. 12. Abgeordneter Was steht einer sofortigen Entscheidung über 

Wienand den Antrag auf Aufhebung des Hausverbots 

gegen den in Frage IX/3 erwähnten Regie- 
rungsrat a. D. entgegen? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Gumbel 
vom 16. September 1965 

Einer Entscheidung über den von dem Rechtsanwalt eingeleg- 
ten Antrag steht nichts mehr im Wege, nachdem der Rechtsan- 
walt sich am 6. September 1965 legitimiert hat. 


IX. 13. Abgeordneter Ist es richtig, daß auf der Kundgebung der 
Langebeck CDU, Kreisverband Lübeck, am 11. August 

1965 Angehörige des 2. Ausbildungs-Batail- 
lons der Marine in Zivil mit einem Ordner- 
ausweis, ausgestellt vom Kreisverband der 
CDU, freiwillig den Ordnerdienst durchführ- 
ten? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Gumbel 
vom 16. September 1965 

Eine dienstliche Befragung der am 7. September 1965 anwesen- 
den Soldaten des 2. Marineausbildungsbataillons hat ergeben, 
daß kein Soldat des Bataillons bei der CDU-Kundgebung Ord- 
nungsdienste versehen hat. 

25 am Tage der Befragung in Urlaub befindliche oder kranke 
Soldaten konnten noch nicht gefragt werden. 


IX. 14. Abgeordneter Wird der Einsatz von Bundeswehrsoldaten 
Langebeck für Parteiveranstaltungen, soweit er nicht 

durch eigene Initiative der Soldaten zustande- 
kommt, von dem Bundesverteidigungsmini- 
ster gebilligt? 
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Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Gumbel 
vom 16. September 1965 

Der dienstliche Einsatz von Soldaten bei Parteiveranstaltun- 
gen ist verboten. Eine Zuwiderhandlung würde einen Verstoß 
gegen § 15 des Soldatengesetzes bedeuten und könnte keinesfalls 
gebilligt werden. 


IX. 15. Abgeordneter Auf welche Weise erfolgte die Anwerbung 

Langebeck von Marinesoldaten für den CDU-Ordnungs- 

dienst? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Gumbel 
vom 16, September 1965 

Da keine Soldaten für den CDU-Ordnungsdienst angeworben 
worden sind, ist die Frage hinfällig. 


IX. 16. Abgeordneter Erfolgte der der deutschen Öffentlichkeit bis- 
Dr. Kohiit her nicht bekannte, von dem amerikanischen 

Nachrichtenmagazin „Time" am 23. Juli 1965 
gemeldete Kriegseinsatz deutscher Flieger 
auf amerikanischen Maschinen in Vietnam 
mit Wissen der Bundesregierung? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Gumbel 
vom 13. September 1965 

Zu Ihrer Anfrage teile ich Ihnen mit, daß das von Ihnen ge- 
nannte amerikanische Nachrichtenmagazin „Time" in der frag- 
lichen Ausgabe vom 23. Juli 1965 in seinem Artikel „Viet Nam 
& Korea: A Comparison" weder über den Kriegseinsatz deut- 
scher Flieger noch überhaupt irgendwelcher Bundeswehrange- 
höriger berichtet hat. 


X. Geschäftsbereich des Bimdesministers für Verkehr 

X. 1. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, den Stand 
Schmidt des Deutschen Fremdenverkehrs aus Halle 28 

(Braunschweig) der Internationalen Verkehrsausstellung 1965 
geschlossen zur Weltsausstellung nach Mon- 
treal zu nehmen? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Dr.-Ing. Seebohm 
vom 5. August 1965 

Die deutsche Ausstellungsbeteiligung an der Weltausstellung 
Montreal 1967 ist in ihrer Thematik noch ungewiß. Voraussicht- 
lich wird nach den Vorstellungen Kanadas durch alle Nationen 
das Generalthema „Der Mensch in seiner Umgebung" 

— „Der Mensch und seine Weit" 

a) der Mensch als Forscher (explorer) 

b) der Mensch als Schöpfer (creater) 

c) der Mensch als Erzeuger (producer) 

d) der Mensch und die Gemeinschaft (community) — 
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zu behandeln sein. Hier sind nach den ersten RessortvorbC' 
sprechungen voraussichtlich alle Aspekte des menschlichen Be- 
reiches, auch des Verkehrs und des Fremdenverkehrs, zu behan- 
deln. An eine selbständige Errichtung etwa eines „Fremden- 
verkehrspavillons" ist nicht gedacht. Fremdenverkehrsthemen 
würden im Rahmen des gesamten deutschen Ausstellungsbeitra- 
ges und im Rahmen der zur Verfügung stehenden Mittel des 
Bundeswirtschaftsministeriums in das zu erwartende Gesamt- 
thema mit einzubauen sein. Das Bundesverkehrsministerium wird 
dafür Sorge tragen, daß die Deutsche Zentrale für Fremdenver- 
kehr — wie es auch auf der Weltausstellung in Brüssel 1958 
geschehen ist — zumindest mit einem würdigen Auskunftsstand 
vertreten ist. 

über die Frage, ob der Stand des Deutschen Fremdenverkehrs 
aus Halle 28 der Internationalen Verkehrsausstellung 1965 ge- 
schlossen zur Weltausstellung Montreal 1967 übernommen wer- 
den soll, kann erst entschieden werden, wenn man sich darüber 
klar geworden ist, ob, inwieweit und wo der deutsche Fremden- 
verkehr innerhalb der deutschen Beteiligung in Erscheinung zu 
treten habe. Von seiten des Bundesverkehrsministeriums wird 
jedenfalls schon aus Ersparnisgründen angestrebt, möglichst 
zahlreiche der bereits vorhandenen Ausstellungsgegenstände zu 
verwenden. 

X. 2. Abgeordneter Welche Mittel werden bei Bejahung der Fra- 
Schmidt ge X/1 voraussichtlich von der Bundesre- 

(Braunschweig) gierung dafür bereitgestellt? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Dr.-Ing. Seebohm 
vom 5. August 1965 

Im Haushalt des Bundeswirtschaftsministeriums ist für den 
deutschen Ausstellungsbeitrag an der Weltausstellung Mont- 
real 1967 ein Betrag von rund 30 Millionen DM vorgesehen. 


X. 3. Abgeordneter Da der Aufsichtsrat der Lufthansa für ein 
Ritzel rechtlich selbständiges Unterstützungswerk 

3 Millionen DM bereitstellt, frage ich, ob aus 
diesem Fonds endlich die Renten der alten 
Lufthanseaten um etwa 50Vo aufgebessert 
werden. 

Schriftliche Antwort des Bundesminister Dr.-Ing. Seebohm 
vom 5. August 1965 

Die in der Bilanz der Deutschen Lufthansa AG zum 31. Dezem- 
ber 1964 ausgewiesene Sonderrücklage in Höhe von 3 Millio- 
nen DM für soziale Zwecke soll einem Unterstützungswerk für 
die in der Bundesrepublik beschäftigten Arbeiter und Angestell- 
ten der Deutschen Lufthansa zugeführt werden. 

In diesem Zusammenhang ist auch die Frage erörtert worden, 
ob aus der genannten Rücklage ein Betrag von 500 000 DM zu- 
gunsten der alten Lufthanseaten zur Verfügung gestellt werden 
sollte. Das war jedoch aus verschiedenen, insbesondere rechtli- 
chen Gründen leider nicht möglich. 

Im übrigen ist bei den Bemühungen um eine Verbesserung 
der Altersversorgung von ehemaligen Lufthanseaten davon aus- 
zugehen, daß die Versorgung durch die Versorgungskasse der 
Deutschen Luftfahrt i. L. eine Zusatzversorgung darstellt. Die 
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betroffenen Personen waren deshalb (wie jeder andere Arbeit- 
nehmer auch) grundsätzlich gehalten, für sich — gegebenenfalls 
im Rahmen der Sozialversicherung — eine angemessene Alters- 
versorgung sicherzustellen. Nach meiner Unterrichtung liegt eine 
solche „Grundversorgung" regelmäßig vor. Die in Ergänzung 
hierzu geleisteten Zahlungen aus der Versorgungskasse erfol- 
gen satzungsgemäß, d. h. wie bei jeder anderen privaten Ver- 
sorgungskasse auf der Grundlage der geleisteten Einzahlungen. 

X. 4. Abgeordneter Wann ist mit dem Bau des vorgeplanten 

Hübner Rhein-Maas-Kanals zu rechnen? 

(Nievenheim) 

X. 5. Abgeordneter Wann kann den betroffenen Gebietskörper- 

Hübner schäften endgültig bekanntgegeben werden, 

(Nievenheim) wie die Trasse des Rhein-Maas-Kanals ver- 

läuft, damit die immer dringlicher werdenden 
örtlichen Planfeststellungen in Übereinstim- 
mung mit den regionalen und strukturellen 
Voraussetzungen getroffen werden können? 

X. 6 . Abgeordneter Empfiehlt die Bundesregierung den Gebiets- 

Hübner körperschaften, über deren Gebiet die vorge- 

(Nievenheim) plante Trasse des Rhein-Maas-Kanals ver- 

läuft, diese in ihre Planungen einzubeziehen? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Dr.-Ing. Seebohm 
vom 5. August 1965 

Die Europäische Konferenz der Verkehrsminister hat im Jah- 
re 1953 die Kanalverbindung Rhein-Maas mit Anschluß von 
Aachen zu einem Wasserstraßenvorhaben von europäischem 
Interesse erklärt. Im Jahre 1956 hat sie eine deutsch-belgisch- 
niederländische Sachverständigengruppe zur Untersuchung des 
genannten Vorhabens eingesetzt. Diese hat den Teil I ihres Gut- 
achtens, den technischen Bericht, im Februar 1962 aufgestellt. Er 
ist inzwischen der Europäischen Konferenz der Verkehrsminister 
zugegangen. Der Teil II des Gutachtens, der wirtschaftliche Be- 
richt, ist z. Z. noch in Arbeit. 

Die Sachverständigengruppe hat in ihrem technischen Gut- 
achten 4 Wahllinien untersucht und ihre Kosten überschläglich 
ermittelt: 

1. Südlinie Neuß (Rhein) — Aachen — Vise (Albert-Ka- 

nal), 

2. Mittellinie Neuß (Rhein) — Born (Julianakanal), mit 

Stichkanal nach Siersdorf (Aachener Raum), 

3. Nordlinie Variante A Orsoy (Rhein) — Arcen (Maas), 

Variante B Krefeld (Rhein) — Venlo (Maas), 

die Nordlinie wird ergänzt durch einen Kanal 
Siersdorf (Aachener Raum) — Born. 

Die Kosten liegen, mit Ausnahme der wesentlich teureren Süd- 
linie, zwischen 700 und 850 Millionen DM (Preisstand 1960). 

Da es sich bei der Kanalverbindung Rhein-Maas mit Anschluß 
von Aachen um ein Vorhaben handelt, das drei Länder berührt, 
ist die Europäische Konferenz der Verkehrsminister in die Be- 
ratungen über das Vorhaben eingeschaltet. Es ist heute noch zu 
früh, sich über die Linienführung zu äußern. Nach Abschluß der 
Bearbeitung wird zunächst die Empfehlung der Europäischen 
Konferenz der Verkehrsminister abzuwarten sein. 
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Ein Termin für die Ausführung des Vorhabens läßt sich heute 
nicht angeben. Bis zu einer Entscheidung dürfte längere Zeit 
vergehen. 

Aus den vorgenannten Gründen ist es unmöglich, den betrof- 
fenen Gebietskörperschaften den Verlauf der Kanaltrasse be- 
kanntzugeben. Aus dem gleichen Grunde kann die Bundesregie- 
rung auch den Gebietskörperschaften nicht empfehlen, eine der 
Kanaltrassen in ihre Planungen einzubeziehen. 

X. 7. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, baldigst die 
Peiter Geldmittel für den Bau der Umgehungsstraße 

Montabaur (B 49) zur Verfügung zu stellen, 
damit die Stadt Montabaur von dem überaus 
starken Durchgangsverkehr entlastet wird? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Dr.-Ing. Seebohm 
vom 5. August 1965 

Mit dem Bau der Umgehungsstraße Montabaur im Zuge der 
B 49 und B 255 wird nach Abschluß des Planfeststellungsver- 
fahrens im Jahre 1966 begonnen werden. Die Fertigstellung die- 
ser Maßnahme ist im 3. Vierjahresplan (1967 bis 1970) vorge- 
sehen. 


X. 8. Abgeordneter Was hat die Bundesregierung getan, damit 

Ramms der auch von Bundesverkehrsminister Dr.-Ing. 

Seebohm geforderte Verkehrsunterricht als 
Pflichtfach an den Schulen eingeführt werden 
kann? 


X. 9. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, ob im Land 
Ramms Berlin die Forderung nach dem Verkehrs- 

unterricht als Pflichtfach an den Schulen be- 
reits erfüllt ist? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Dr.-Ing. Seebohm 

vom 5. August 1965 

1. Die Entscheidung darüber, ob Verkehrsunterricht als Pflicht- 
fach in den Lehrplan der Schulen aufgenommen wird, fällt 
allein in die Zuständigkeit jedes einzelnen Landes; eine 
unmittelbare Einflußnahme der Bundesregierung auf diese 
Entscheidung ist daher nicht möglich. 

2. Die Bundesregierung hat gleichwohl seit 15 Jahren immer 
wieder und auf den verschiedensten Wegen mittelbar darauf 
hingewirkt, daß der Verkehrsunterricht in der Schule als 
Pflichtfach anerkannt wird. In diesem Zusammenhang sind 
beispielsweise zu erwähnen: 

a) Mein Vortrag in der Ständigen Konferenz der Kultusmini- 
ster der Länder am 4./5. November 1954 in Wiesbaden, 
die sich seinerzeit auf meine Anregung hin mit der Frage 
des Verkehrsunterrichts in der Schule grundsätzlidi be- 
faßte; 

b) die Behandlung dieser Fragen auf den Gemeinsamen Ver- 
kehrssicherheitskonferenzen, und zwar der 1. Konferenz 
am 28. Januar 1954, der 2. Konferenz am 3. März 1955, der 

3. Konferenz am 14. März 1956, der 4. Konferenz am 
23. Mai 1957 und der 8. Konferenz am 24. Juni 1965 (vgl. 
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die Hefte 2 , 10, 12, 16 und 27 der Schriftenreihe des 
Bundesministers für Verkehr); an diesen Konferenzen 
waren — abgesehen von den zuständigen Ministern des 
Bundes und den Verkehrs-, Justiz- und Innenministern 
(Senatoren) der Länder — auch die Kultusminister be- 
teiligt,- 

c) Behandlung dieser Fragen — im wesentlichen auf Anre- 
gung der Vertreter meines Hauses — auf der „Tagung von 
Regierungssachverständigen des Straßenverkehrs und des 
Schulwesens", die von der Konferenz der Europäischen 
Verkehrsminister (CEMT) und dem Europarat vom 1. bis 
4. Oktober 1963 in Paris gemeinsam veranstaltet und von 
dem Leiter der Abteilung Straßenverkehr meines Hauses 
geleitet wurde und eine im Ergebnis positive Empfehlung 
beschloß; 

d) die Bereitstellung von Unterrichtsmaterial als wesentlich- 
stes Mittel zur Befruchtung des Verkehrsunterrichts; den 
Schulen stehen bis zum Ende dieses Jahres — abgesehen 
von der kostenlosen Bereitstellung von Fachzeitschriften 
für die Verkehrslehrer, von Jugendverkehrszeitschriften 
für die Hand des Schülers, von Preisausschreiben, Hand- 
zetteln usw. — zur Verfügung: 

286 ortsfeste und transportable Schulverkehrsgärten, 

3672 Schulverkehrszimmereinrichtungen, 

3464 Bildtafelordner, 

2900 Verkehrskisten für Kindergärten; 

e) die Förderung des Schülerlotsendienstes z, B. durch Bereit- 
stellung eines Betrages von 100 000 DM für die finanzielle 
Sicherstellung von Schülerlotsen bei etwaigen Unfällen. 

3. Diese Bemühungen hatten auch Erfolg. Obwohl bisher im 
Hinblick auf Grundsatzerwägungen pädagogischer Natur (Ge- 
samtunterricht statt Aufsplitterung in Einzelfächer) nicht er- 
reicht werden konnte, daß der Verkehrsunterricht als selb- 
ständiges, benotetes Fach im Lehrplan geführt wird, ist doch 
z. Z. in allen Ländern der Bundesrepublik durch entsprechen- 
de Erlasse der Kultusbehörden festgelegt, 

a) daß die Schulen verpflichtet sind, Verkehrserziehung als 
Unterrichtsprinzip zu betreiben, d. h. Fragen des richtigen 
Verhaltens im Straßenverkehr bei allen sich bietenden 
Gelegenheiten im Unterricht zu behandeln; 

b) daß mindestens in allen Grundschulen für die Verkehrs- 
kunde (Vermittlung von Wissenstoff aus dem Gebiete 
des Straßenverkehrs) eine bestimmte Anzahl von Stunden 
im Monat oder im Jahr zu verwenden sind. 


4. Das Land Berlin hat darüber hinaus bisher als einziges Land 
der Bundesrepublik in Übereinstimmung mit den Empfehlun- 
gen der oben zu 2. c) erwähnten internationalen Konferenz 
unter Beibehaltung des Unterrichtsprinzips für die Verkehrs- 
erziehung die theoretische Verkehrskunde als Bildungseinheit 
der „politischen Bildung" und die Verkehrskunde, soweit sie 
technische Fragen betrifft, der „naturwissenschaftlich-tech- 
nischen Bildung" zugewiesen, mit der Folge, daß damit für 
die Fragen des Stundenplans, der Benotung, der Lehreraus- 
bildung und Lehrerfortbildung praktisch dieselben Wirkun- 
gen eintreten wie bei der Anerkennung des Verkehrsunter- 
richts als selbständiges Fach. 
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X. 10. Abgeordneter Sind die auf Anfrage der FDP-Bundestags- 
Rademacher fraktion wiederholt abgegebenen Erklärungen 

des Bundesverkehrsministeriums auch heute 
noch zutreffend, wonach die Koordinierung der 
Flugsicherung zwischen ziviler und militäri- 
scher Luftfahrt jetzt so weit entwickelt ist, 
daß Gefahren nach menschlichem Ermessen 
auf ein Minimum beschränkt bleiben? 


X. 11. Abgeordneter Nimmt die Bundesregierung den in der öster- 
Rademacher reichischen Presse groß aufgemachten Fall 

„ AUA-Caravelle/Düsenjäger der Bundesluft- 
waffe" zum Anlaß, genaue Untersuchungen 
anzustellen und das Ergebnis der sehr beun- 
ruhigten Öffentlichkeit mitzuteilen? 


X. 12. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, alle erdenkli- 

Rademacher chen Konsequenzen für den Fall zu ziehen, 

daß die Untersuchungen Mängel in der Koor- 
dinierung zwischen ziviler und militärischer 
Flugsicherung aufdecken? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Dr.-Ing. Seebohm 
vom 15. August 1965 

Die Begegnung zwischen einer Caravelle der österreichischen 
Luftverkehrsgesellschaft (AUA) und einem in etwa gleicher Höhe 
entgegenkommenden Verband von militärischen Strahlflugzeu- 
gen, angeblich Starfightern, am 22. Juli 1965 im Raume Stutt- 
gart erfolgte nach dem Ergebnis der Ermittlungen zweifelsfrei 
unter Sichtflugwetterbedingungen. Hierbei gelten die Sichtflug- 
regeln, die in der Luftverkehrsordnung vom 10. August 1963 
testgelegt sind und den Richtlinien und Empfehlungen der Inter- 
nationalen Zivilluftfahrt-Organisation (ICAO) entsprechen. Sie 
gelten gleichermaßen für den zivilen und den militärischen 
Luftverkehr. Der Flug der 4 Militärmaschinen durfte somit un- 
kontrolliert von der Flugsicherung durchgeführt werden. Die 
Flugzeugführer haben nach dem gegenseitigen Erkennen richtig 
gehandelt und die der Situation entsprechenden Ausweichbewe- 
gungen durchgeführt. Der Vorfall ist daher nicht die Folge einer 
mangelnden Koordinierung zwischen den zuständigen zivilen und 
militärischen Stellen. 

Zu den einzelnen Fragen wird ausgeführt: 

Zu Frage X; 10 

In der Bundesrepublik Deutschland ist für die Flugsicherung 
die Bundesanstalt für Flugsicherung (BFS) verantwortlich. Soweit 
im Einvernehmen zwischen meinem Hause und dem Bundes- 
minister der Verteidigung einige Aufgaben der Flugsicherung, 
insbesondere die Flughafenkontrolle sämtlicher militärischer 
Flugplätze und die Anflugkontrolle eines Teiles der militärischen 
Flugplätze, von Dienststellen der Bundeswehr wahrgenommen 
werden, arbeiten diese mit den Flugsicherungsstellen der BFS 
ebenso eng zusammen wie diese untereinander. Die Zusammen- 
arbeit wird auf der Ebene der Zentralstelle der BFS durch die 
bei dieser seit 2 Jahren bestehende Verbindungsstelle der Bun- 
deswehr gewährleistet. Die mit Kabinettsbeschluß vom 30. Juni 
1965 gebilligte langfristige Planung der BFS sieht vor, daß alle 
Anflugkontrollen der militärischen Flugplätze künftig von den 
Dienststellen der BFS unmittelbar übernommen werden. Mili- 


41 



Drudisadie lV/3799 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


tärische Luftfahrzeuge, die unter Instrumentenflugwetterbedin- 
gungen nach den Richtlinien der Internationalen Zivilluftfahrt- 
Organisation fliegen, unterliegen bereits jetzt der Flugverkehrs- 
kontrolle der BFS, die die zivile und militärische Luftfahrt koor- 
diniert und nach gleichen Grundsätzen kontrolliert. Die für die 
Koordinierung der zivilen und militärischen Flüge erforderlichen 
Einrichtungen stehen zur Verfügung, und die Verfahren sind so 
weit entwickelt, daß Gefahren für die zivilen und militärischen 
Luftverkehrsteilnehmer nach menschlichem Ermessen auf ein 
Minimum beschränkt bleiben. 

Es wird jedoch immer militärische Flüge geben, die unter dem 
Begriff „operativer Luftverkehr" bekannt sind und die auf Grund 
ihrer Luftverteidigungsaufgaben nicht im Rahmen des normalen 
Flugsicherimgssystems der BFS abgewickelt und kontrolliert 
werden können. Diese Flüge werden meist nach den Sichtflug- 
regeln, wie im vorliegenden Falle, durchgeführt, wenn die ent- 
sprechenden Wetterbedingungen gegeben sind und für die be- 
nutzten Lufträume keine einschränkenden Vorschriften (z. B. 
zeitweiliges Verbot von Sichtflügen) bestehen. Ihr Flugverlauf 
kann mittels RADAR von dem bestehenden militärischen Kon- 
trollsystem, das sich der Mittel des Luftverteidigungssystems 
bedient, überwacht werden. Die Radarüberwachung erfolgt im- 
mer, wenn die Flüge unter Instrumentenwetterbedingungen 
durchgeführt werden. Flugsicherung und Luftverteidigung ar- 
beiten eng zusammen, um einerseits die Sicherheit der Luftfahrt 
zu gewährleisten und andererseits der militärischen Aufgaben- 
stellung gerecht zu werden. 

Zu Frage X/11 

In der Bundesrepublik Deutschland besteht bereits seit mehre- 
ren Jahren ein besonderes Untersuchungsverfahren, das anläuft, 
sobald bei einer Flugverkehrskontrollstelle der BFS die Meldung 
eines Luftfahrzeugführers über eine gefährliche Begegnung 
eingegangen ist. Läßt sich die Identität der an einer solchen 
Begegnung Beteiligten nicht kurzfristig feststellen, wird von der 
BFS (Zentralstelle) fernschriftlich ein Ermittlungsersuchen an 
alle eventuell betroffenen Dienst- und Kommandostellen, flie- 
genden Verbände und Einheiten sowie ggf. Luftverkehrsgesell- 
schaften usw. gerichtet. Diese sind gehalten, in ihrem Bereich 
Ermittlungen anzustellen und die Fahndungsmeldung schnellstens 
zu beantworten. 

Auch im vorliegenden Falle sind die Ermittlungen ohne Ver- 
zug aufgenommen worden. Nach der Rückmeldung des Luftwaf- 
fenamtes der Bundeswehr steht lediglich fest, daß es sich bei dem 
Vorfall am 22. Juli 1965 nicht um Luftfahrzeuge der Bundeswehr 
gehandelt haben kann. Der Flugkapitän der Caravelle hat hierzu 
inzwischen seine Aussage widerrufen. Das Untersuchungsver- 
fahren ist im übrigen noch nicht abgeschlossen. Das Ergebnis 
v/ird zu gegebener Zeit bekanntgegeben. 

Der Erfolg eines eingeleiteten Ermittlungsverfahrens ist in 
jedem Falle abhängig von der Mitarbeit der angesprochenen 
Stellen und der Intensität der von diesen angestellten Nachfor- 
schungen. 

Zu Frage X, 12 

Nach dem bisherigen Untersuchungsergebnis hat der Vorfall 
keine Mängel in dem Flugsicherungssystem der Bundesrepublik 
Deutschland aufgedeckt. Sollten diese sich jedoch noch heraus- 
stellen, wird die Bundesregierung die notwendigen Folgerungen 
ziehen. 
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X. 13. Abgeordneter 
Dr. Schneider 
(Saarbrücken) 


Weiche Unterstützung hält die Bundesregie- 
rung für möglich, um einer Reihe von mittel- 
sländischen Zulieferungsbetrieben der Deut- 
schen Bundesbahn zu helfen, die infolge un- 
zureichender Aufträge der Bundesbahn sowie 
der starken ausländischen Konkurrenz gefähr- 
det sind? 


Schriftliche Antwort des Bundesministers Dr.-Ing. Seebohm 
vom 21. August 1965 

Die Investitionen der Deutschen Bundesbahn mußten von 
3,0 Mrd. DM im Jahre 1964 um 800 Mio DM auf 2,2 Mrd. DM 
im Jahre 1965 gekürzt werden. Da der Anteil der DB-Auf träge an 
der Produktion der einzelnen Branchen im allgemeinen nur 
wenige Prozent beträgt, kann im ganzen gesehen von einer 
Gefährdung der Zulieferungsbetriebe der Deutschen Bundes- 
bahn durch unzureichende Aufträge nicht gesprochen werden. 
Das schließt selbstverständlich nicht aus, daß einzelne Betriebe 
von den Investilionskürzungen der Deutschen Bundesbahn be- 
sonders hart betroffen werden. Von den Auftragnehmern muß 
erwartet werden, daß sie alle iinternehrnerische Initiative ein- 
setzen, um mit den sich aus den Wechselbeziehungen von Ange- 
bot und Nachfrage ergebenden Marktschwankungen fertig zu 
weiden. Bei der derzeitigen konjunkturellen Lage dürften dem 
im allgemeinen keine unüberwindlichen Schwierigkeiten entge- 
genstehen. 


Die Deutsche Bundesbahn ist bemüht, m einzelnen Fällen 
Anschlußaufträge zu vergeben. Diese Maßnahmen sind aller- 
dings nur im Rahmen der Bestimmungen der Verdingungsord- 
nung und der Richtlinien für die Berücksichtigung bevorzugter 
Bewerber denkbar. 


X- 14. Abgeordneter 
Dr. Schneider 
(Saarbrücken) 


Hält die Bundesregierung es für richtig, daß 
angesichts der bedrohlichen Beschäftigungs- 
lage vieler mittelständischer Zulieferungsbe- 
triebe der Deutschen Bundesbahn diese noch 
Aufträge ins Ausland, z. B. Österreich, ver- 
gibt, obwohl die eigenen deutschen Betriebe 
unterbeschäftigt sind? 


Schriftliche Antwort des Bundesministers Dr.-Ing. Seebohm 
vom 21. August 1965 

Der Import der Deutschen Bundesbahn im Jahre 1964 betrug 
55,3 Mio DM. Hiervon entfallen auf NE-Metalle, Mineralöl- 
erzeugnisse und Holz, also Erzeugnisse, für die die Bundesrepu- 
blik Einfuhrland ist, 40 Mio DM. Andere Einfuhren erfolgten im 
Zusammenhang mit dem Devisenausgleichsabkommen der Bun- 
desrepublik Deutschland mit dem Vereinigten Königreich von 
Großbritannien. Waren, die im Ausland billiger bezogen werden 
konnten, hat die Deutsche Bundesbahn im Wert von nur wenigen 
Mio DM eingeführt. Dieser Betrag ist im Vergleich zum Gesamt- 
auftragsvolumen von rd. 4,0 Mrd. DM außerordentlich gering. 
Diese geringen Einfuhren noch weiter einzuschränken, scheint 
auch mit Rücksicht auf etwaige Auswirkungen auf den deutschen 
Export nicht möglich. 
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X. 15. Abgeordneter Ist die Bundesregierung nicht der Auffassung, 
Dr, Sdineider daß Finanzschwierigkeiten bei der Deutschen 
(Saarbrücken) Bundesbahn dadurch überbrückt werden kön- 
nen und eine gleichmäßige Auftragslage für 
Lieferer der Deutschen Bundesbahn erhalten 
bleiben kann, wenn sich die Deutsche Bundes- 
bahn entschließt, wie früher oder wie die 
französische SNCF, zur Bezahlung von Liefe- 
ranten Wechsel zu geben? 

Sdiriftlidie Antwort des Bundesministers Dr.-Ing. Seebohm 
vom 21. August 1965 

Die derzeitige wirtschaftliche Lage der Deutschen Bundesbahn 
gestattet es nicht, die Verschuldung durch Ausgabe kurzfristiger 
Wechsel weiter zu vergrößern. Eine derartige Maßnahme kann 
nicht befürwortet werden. 


X. 16. Abgeordnete Ist dem Bundesverkehrsminister bekannt, daß 

Frau die Deutsche Bundesbahn als Konzessions- 

Pitz-Savelsberg trägerin für die Strecke von Wiesbaden zum 
Flughafen Rhein-Main nur alle zwei Stunden 
einen Bus in jeder Richtung fahren läßt, zu- 
sätzliche Verkehrsmöglichkeiten ■ — außer 
Taxen — • aber nicht eingerichtet werden 
können, da dies den Bestimmungen des Per- 
sonenbefördorungsgesetzes, das für jede 
Strecke nur einen Konzessionsträger vorsieht, 
entgegensteht? 

Sind dem Bundesverkehrsminister die großen 
Nachteile bekannt, die der Stadt Wiesbaden, 
die als Kur- und Kongreßstadt auf den Frem- 
denverkehr angewiesen ist, durch den unzu- 
reichenden Anschluß an das Flugverkehrs- 
netz entstehen? 


Sieht der Bundesverkehrsminister die Mög- 
lichkeit, den Konzessionsträger zu veranlas- 
sen, seine nicht ausgenutzten Rechte einem 
anderen Träger zu übertragen, der aus Grün- 
den der Sorge für die weitere Entwicklung 
der Stadt Wiesbaden das Risiko für einen 
häufigeren Zubringerdienst von und zum 
Flughafen gern auf sich nimmt? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Dr.-Ing. Seebohm 
vom 25. August 1965 

Die Verkehrsverhältnisse zwischen Wiesbaden und dem Rhein- 
Main-Flughafen sind mir bekannt. 

Die Deutsche Bundesbahn ist bereit, den Fahrplan der Omni- 
buslinie 2249/31 Wiesbaden — Frankfurt (Main) Flughafen zu 
verdichten, wenn hierzu ein Verkehrsbedürfnis vorliegen sollte. 
Bei der derzeitigen schwachen Ausnutzung der Linie ist eine 
Ausgestaltung aus wirtschaftlichen Gründen jedoch nicht vertret- 
bar. Die tagsüber eingesetzten Bahnbusse sind während der 
Sommermonate durchschnittlich nur mit 10 bis 11 Personen und 
in den Wintermonaten noch wesentlich geringer besetzt. 


X. 18. Abgeordnete 

Frau 

Pitz-Savelsberg 


X, 17. Abgeordnete 

Frau 

Pitz-Savelsberg 
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Das Personenbeförderungsgesetz steht bei entsprechendem 
Verkehrsbedürfnis einer Ausgestaltung der Linie nicht entge- 
gen. Für eine Ausgestaltung wäre hiernach die Bundesbahn als 
vorhandenes Unternehmen bevorrechtigt. 

Im übrigen hat die Bundesbahndirektion Frankfurt (Main) 
wiederholt, zuletzt mit Schreiben vom 29. Juni 1965 an die 
Stadtwerke Wiesbaden, angeboten, diese als Auftragsunter- 
nehmerin auf der fraglichen Linie einzusetzen. 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß im 
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
Nr. 139 vom 29. Juli 1965 Kritik an der Bun- 
desregierung geübt wird, weil sie nicht ge- 
mäß der Entscheidung des Rats vom 21. März 
1962 Gesetzgebungsvorhaben rechtzeitig zur 
Einleitung des Prüfungs- und Beratungsver- 
fahrens vorlegt? 


Weshalb hat die Bundesregierung das seit 
Monaten zur Beratung im Bundestagsaus- 
schuß für Verkehr, Post- und Fernmeldewe- 
sen vorliegende Anderungsgesetz zum Per- 
sonenbeförderungsgesetz erst am 23. Juni 
1965, also wenige Tage vor der Verabsebie- 
dung im Plenum des Bundestages, an die 
zuständigen Organe der EWG weitergelcitet? 

Sdiriftliche Antwort des Bundesministers Dr.-Ing. Seebohm 
vom 23. August 1965 

Die Frage, in welchem Zeitpunkt des Gesetzgebungsverfah- 
rens Rechtsvorschriften, die geeignet sind, die Verwirklichung 
der gemeinsamen Verkehrspolitik wesentlich zu berühren, der 
EWG-Kommission zur Konsultation vorgelegt werden müssen, 
ist von der Bundesregierung eingehend geprüft worden. In dem 
Bestreben, der EWG-Kommission möglichst die endgültige Fas- 
sung des Entwurfs zur Konsultation vorzulegen, werden Gesetz- 
entwürfe, die wie das Anderungsgesetz zum Personenbeförde- 
rungsgesetz aus der Mitte des Bundestages stammen, erst nach 
der abschließenden Beratung im federführenden Ausschuß des 
Deutschen Bundestages an die Kommission in Brüssel weiter- 
geleitet. Wie die Praxis auch beim Entwurf des „Änderungs- 
gesetzes" gezeigt hat, ist der Entwurf in den Beratungen des 
Verkehrsausschusses noch wesentlich geändert und ergänzt wor- 
den. Im Normalfall reicht die nach der letzten Ausschußbera- 
tung verbleibende Frist bei weitem aus, um das Konsultations- 
verfahren noch vor Abschluß des Gesetzgebungsverfahrens 
durchzuführen. Im Fall des Änderungsgesetzes zum Personen- 
beförderungsgesetz war diese Frist allerdings knapp. Dies lag 
zum Teil daran, daß zunächst Zweifel darüber bestanden, ob 
der Gesetzentwurf geeignet ist, die Verwirklichung der gemein- 
samen Verkehrspolitik wesentlich zu berühren, wie es Artikel 1 
der Konsultationsentscheidung vorschreibt. Eine Verzögerung 
hat sich auch dadurch ergeben, daß die Vorlage nicht unmittelbar 
der Kommission zugeleitet werden konnte, sondern der Weg 
über die Ständige Vertretung eingehalten werden mußte. Hinzu 
kam, daß das Gesetz — bedingt durch das Auslaufen der Legis- 
laturperiode — schon verhältnismäßig kurze Zeit nach Beendi- 
gung der Ausschußberatungen verabschiedet worden ist. 


X. 19. Abgeordneter 

Faller 


X. 20. Abgeordneter 
Faller 



Drucksache lV/3799 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Es ist der Kommission darin zuzustimmen, daß das Ziel der 
Konsultationsentscheidung des Rates vom 21. März 1962 nicht 
erreicht werden kann, wenn — wie im vorliegenden Fall — ein 
Gesetzentwurf zur Konsultation bei der EWG-Kommission vor- 
gelegt wird, der bereits wenige Tage nach Eingang des Konsul- 
tationsschreibens vom Bundestag verabschiedet wird. 

Ich werde dafür Sorge tragen, daß künftig die Möglichkeiten, 
das Vorlageverfahren zu beschleunigen, noch wirksamer ausge- 
nutzt werden. 

X. 21. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, 
Seibert daß die Finanzierung dringender Investitions- 

vorhaben der Deutschen Bundesbahn im Falle 
eines Emissionsstopps für Anleihen der Son- 
dervermögen des Bundes ernstlich gefährdet 
würde? 

X. 22. Abgeordneter Welche Schritte hält die Bundesregierung für 
Seibert möglich, um der durch die Entwicklung des 

Kapitalmarktes bedingten Verzögerung in der 
Durchführung von Investitionen im Bereich 
der Deutschen Bundesbahn künftig vorzubeu- 
gen? 

X. 23. Abgeordneter Wie wird die Bundesregierung dem Ansteigen 
Seibert der Zinsbelastung der Deutschen Bundesbahn 

entgegenwirken, die sich durch die Entwick- 
lung am Anlcihenmarkt erhöhen wird? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Dr.-Ing. Seebohm 
vom 27. August 1965 

Die von der Bundesregierung eingeleiteten Maßnahmen haben 
keinen Emissionsstopp zum Ziel. Die Bundesregierung hat ledig- 
lich Schritte eingeleitet, um die auf dem Kapitalmarkt auftreten- 
den Bedürfnisse aufeinander abzustimmen und eine zeitweilige 
Überforderung des Marktes zu verhindern. Von einer Gefähr- 
dung der im Wirtschaftsplan der Deutschen Bundesbahn vorge- 
sehenen Investitionen kann keine Rede sein. Mit der nächsten 
Bundesbahnanleihe m Höhe von voraussichtlich 260 Mio DM 
kann noch im Laufe des Monats September gerechnet werden. 

Die vorgenannten Maßnahmen der Bundesregierung verfolgen 
auch das Ziel, durch Dämpfung der Nachfrage eine Erhöhung 
des Zinsniveaus zu vermeiden. Ein Ansteigen der Zinsbelastung 
der Deutschen Bundesbahn durch die Entwicklung auf dem Kapi- 
talmarkt ist daher nicht zu befürchten. Die Bundesregierung hat 
die Deutsche Bundesbahn bisher stets in die Lage versetzt, 
ihren Verpflichtungen nachzukommen. Sie wird auch künftig 
hierfür sorgen. 

X. 24. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, der Deutschen 
Mischnick Bundesbahn die Genehmigung zu erteilen, 

einen Finanzierungsvertrag mit der Stadt 
Frankfurt (Main) über die teilweise unterir- 
dische Streckenführung der Bundesbahn ab- 
zuschließen, der in seinen Grundsätzen dem 
Vertrag zwischen der Deutschen Bundesbahn 
und der Stadt München entspricht? 
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Schriftiiche Antwort des Bimdesministers Dr.-Ing. Seebohm 
vom 24. August 1965 

Der Beschluß der Bundesregierung, sich an der Finanzierung 
der V-Bcihn in München zu beteiligen und den Beitritt der Deut- 
schen Bundesbahn in die Münchener Tunnel-Gesellschaft in die 
Wege zu leiten, beruht auf besonderen Umständen. Die Deutsche 
Bundesbahn hat die Trasse der V-Bahn in München schon vor 
über fünf Jahren aus eigen v/irtschaftlichen Gründen gegen die 
ursprüngliche Planfeststellung der Stadt durchgesetzt. Auf Grund 
dieser Entscheidung sind die Planungen der Deutschen Bundes- 
bahn und der Stadt in der Zwischenzeit in bautechnischcr, be- 
trieblicher und verkehrlicher Hinsicht aufeinander optimal abge- 
stiniint und vor allem aruTi in ihrer wirtschaftlichen Auswirkung 
ermittelt worden. Demgegenüber liegt eine Wirtschaftlichkeits- 
berechnung für das Nahverkehrsprojekt Frankfurt noch nicht 
vor. Vielmehr sind dafür noch planerische Arbeiten nötig und 
insbesondere die eingeleiteten Untersuchungen über das zu er- 
wartende Verkehrsaufkommen noch nicht abgeschlossen. 

Nach alledem besteht zwischen dem V-Bahn-Projekt in Mün- 
chen und dem in Frankfurt ein nicht unerheblicher Unterschied 
in der Pianungsreife. Sie werden deshalb verstehen, daß die 
Bundesregierung im jetzigen Zeitpunkt noch keine bindende 
Erklärung zu einem Finanzierungsvertrag zwischen Deutscher 
Bundesbahn und Stadt Frankfurt über die teilweise unterirdi- 
sche Streckenführung der Bundesbahn abgeben kann. Die Bun- 
desregierung ist jedoch nach wie vor ernsthaft bemüht, den 
Empfehlungen der Sachverständigen-Komniission über eine Un- 
tersuchung von Maßnahmen zur Verbesserung der Verkehrsver- 
hältnisse der Gemeinden soweit wie möglich zu entsprechen. 

X. 25. Abgeordnete Sieht die Bundesregierung in dem Grund- 

Frau Frey satzbeschluß über die Zusammenarbeit von 

(Frankfurt) Stadtverwaltung und Bundesbahn bei Ab- 

schnitten der Münchener U-Bahn einen Prä- 
zedenzfall für andere Großstädte mit ähn- 
lichen gemeinsamen Projekten von Bundes- 
bahn und Städten? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Dr.-Ing. Seebohm 
vom 3. September 1965 

Der Beschluß der Bundesregierung betr. die Zusammenarbeit 
zwischen der Landeshauptstadt München und der Deutschen 
Bundesbahn bei dem Bau der V-Bahn in München ist aus den 
zu Frage XAG genannten Gründen auf die besonderen Verhält- 
nisse dieses Projektes abgestellt. Er kann deshalb nicht als 
präjudiziell angesehen werden. Dem entspricht auch, daß in 
einem Gespräch zwischen dem Herrn Bundeskanzler und dem 
Herrn Ministerpräsidenten des Freistaates Bayern am. 9. Juli 1965 
in Bonn Einvernehmen darüber bestanden hat, daß eine gesetz- 
liche Regelung über eine Gemeinschaftsfinanzierung von Nah- 
verkehrsanlagcn durch Bund und Länder unberührt bleibt. 

X. 26. Abgeordnete Wie begründet die Bundesregierung ihre bis- 
Fraii Frey herige unterschiedliche Haltung gegenüber 

(Frankfurt) gemeinsamen Planungen der Bundesbahn und 

der Städte München bzw. Frankfurt im 
U-Bahn-Bau, zumal in Frankfurt bereits am 
Bauabschnitt Hauptwache mit der Durchfüh- 
rung gemeinsamer Planungen begonnen wur- 
de? 
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Schriftliche Antwort des Bundesministers Dr.-Ing. Seebohm 
vom 3. September 1965 

Der Beschluß der Bundesregierung, sich an der Finanzierung 
der V-Bahn in München zu beteiligen und den Beitritt der Deut- 
schen Bundesbahn in die Münchener Tunnel-Gesellschaft in die 
Wege zu leiten, beruht auf besonderen Umstanden. Die Deutsche 
Bundesbahn hat die Trasse der V-Bahn in München schon vor 
über fünf Jahren aus eigenwirtschaftlichen Gründen gegen die 
ursprüngliche Planfeststellung der Stadt durchgesetzt. Auf Grund 
dieser Entscheidung sind die Planungen der Deutschen Bundes- 
bahn und der Stadt in der Zwischenzeit in bautechnischer, be- 
trieblicher und verkehrlicher Hinsicht aufeinander optimal ab- 
gestimmt und vor allem auch in ihrer wirtschaftlichen Auswir- 
kung ermittelt worden. Demgegenüber liegt eine Wirtschaftlich- 
keitsberechnung für das Nahverkehrsprojekt Frankfurt noch 
nicht vor. Vielmehr sind dafür noch planerische Arbeiten nötig 
und insbesondere die eingeleiteten Untersuchungen über das 
zu erwartende Verkehrsaufkommen noch nicht abgeschlossen. 
Zwischen dem V-Bahn-Projekt in München und dem in Frank- 
furt besteht nach alledem ein nicht unerheblicher Unterschied 
in der Planungsreife, der die bisherige Haltung der Bundesre- 
gierung gegenüber gemeinsamen Planungen der Deutschen Bun- 
desbahn und der Städte München und Frankfurt begründet. 


X. 27. Abgeordneter Ich frage den Bundesverkehrsminister, ob das 
Dr. Kohut Zugunglück bei Lampertheim am 12. Au- 

gust 1965 auch hätte eintreten können, wenn 
die Strecke mit Gleisbildstellwerken ausge- 
rüstet worden wäre? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Dr.-Ing. Seebohm 
vom 3. September 1965 

Der Bahnhof Lampertheim hat eine mechanische Stel [Werksan- 
lage. Bei diesen Anlagen ist, bevor eine Zugfahrt zugelassen 
wird, durch Augenschein zu prüfen, ob der Fahrweg und die 
einmündenden Gleisabschnitte bis zu den Grenzzeichen frei 
sind. Wo zur Prüfung des Fahrweges der Bahnhof in Fahrweg- 
prüfbezirke eingeteilt ist, ist in jedem Bezirk für die Prüfung 
der dafür bestimmte Beamte verantwortlich. Bei ordnungsge- 
mäßer Fahrwegprüfung ist — in Verbindung mit der mechani- 
schen und elektromechanischen Einrichtung — eine völlige Si- 
cherheit gewährleistet. In Lampertheim hat jedoch der für die 
Prüfung verantwortliche Beamte versagt. Er hat sich nicht davon 
überzeugt, daß das Ende des in das Überholungsgleis eingefah- 
renen Güterzuges die durch das Grenzzeichen bestimmte Zug- 
schlußstelle erreicht hat. 

Nach dem Kriege wurden die rein elektrisch arbeitenden 
Gleisbildstellwerke mit automatischen Gleisfreimeldeanlagen 
entwickelt. Bei diesen modernen Anlagen werden die Weichen 
und die Signale (Lichtsignale) von einem Stelltisch aus durch 
Drucktasten (deshalb die Bezeichnung Dr-Stellwerk) bedient; 
dabei wird auch das Freisein der Gleise selbsttätig überwacht. 


X. 28. Abgeordneter Wird die Bundesregierung nunmehr der Deut- 

Dr. Kohut sehen Bundesbahn die für den Fortschritt not- 

wendigen Mittel in einem ausreichenden Um- 
fang zur Verfügung stellen? 
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Schriftliche Antwort des Bundesministers Dr.-Ing. Seebohm 
vom 3. September 1965 

Von den rd. 10 000 mechanischen Stellwerken der Deutschen 
Bundesbahn konnten bis jetzt rd. 1400 durch die Errichtung von 
675 Gleisbildstellwerken ersetzt werden, wobei natürlich die 
größeren Stellwerke an Hauptlinicn bevorzugt wurden. Zur Zeit 
gibt es also noch rd. 8500 Stellwerke mechanischer oder elektro- 
mechanischer Art, von denen nach den Plänen der Deutschen 
Bundesbahn noch eine große Anzahl auf die neue Technik um- 
gestellt werden soll. Für die sinnvolle Umstellung auf einen 
Gesamtbcstand von etwa 3000 Gleisbildstellwerken im Rahmen 
der technischen, planerischen und kapazitätsmäßigen Möglich- 
keiten ist noch ein Zeitraum von etwa 2 Jahrzehnten vorgese- 
hen und erforderlich. Dieses Ziel ist indes nur erreichbar, wenn 
jährlich etwa 100 solcher Stellwerke gebaut werden können (die 
bisherige Spitzenleistung eines Jahres betrug 76 Stellwerke). 
Für das noch durchzuführende Programm müssen rd. 2,8 Mrd. 
DM auf gewandt werden, im Jahresdurchschnitt also mindestens 
120 bis 130 Mio DM. Daß dieses Programm wegen seines hohen 
Rationalisierungseffektes möglichst uneingeschränkt durchge- 
führt wird, ist auch das Anliegen der Bundesregierung. Sie hat 
der Deutschen Bundesbahn in den letzten Jahren jährlich 
500 Mio DM Kapital für Rationalisierungsinvestitionen zuge- 
führt. 


X. 29. Abgeordneter Ist es der Bundesregierung bekannt, daß die 
Reitz Deutsche Bundesbahn beabsichtigt, die im 

Zuge der Elektrifizierung im Raume Dillen- 
biirg freiwerdenden Kräfte ohne Rücksicht 
auf familiäre und soziale Belange nach dem 
Raume Frankfurt (Main) iimzusetzen? 

Schriftliche Antwort des Biindesministers Dr.-Ing. Seebohm 
vom 8. September 1965 

Es ist der Bundesregierung nicht bekannt, daß die Bundesbahn 
beabsichtigt, die im Zuge der Elektrifizierung im Raume Dillen- 
burg freiwerdenden Kräfte ohne Rücksicht auf familiäre und 
soziale Belange nach dem Raume Frankfurt (Main) umzusetzen. 
Im Zuge der Elektrifizierung sind bisher aus dem Raum Dillen- 
burg mit Ausnahme von Gastarbeitern keine Bundesbahnbe- 
diensteten nach Frankfurt (Main) versetzt worden; soweit die 
Entwicklung der Personalverhältnisso in diesem Gebiet über- 
schaubar ist, sind entsprechende Maßnahmen auch nicht zu er- 
warten. Sollten sich jedoch einige wenige Angehörige des Trieb- 
fahrzeugdienstes für eine Umschulung auf elektrische oder Die- 
seltriebfahrzeuge nicht eignen, würden Lösungen mit dem Ziel 
gesucht werden, die persönlichen Verhältnisse des einzelnen in 
einem möglichst weitgehenden Ausmaß zu berückichtigen. 


X. 30. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung im Rahmen einer 
Reitz sozialen Familienpolitik für richtig, daß durch 

die personalpolitischen Maßnahmen der Deut- 
schen Bundesbahn in dem in Frage X/29 dar- 
gelegten Zusammenhang Arbeiter und Beamte 
umgesetzt werden müssen und dabei ihr 
Haus aufgeben sollen und die Ausbildung und 
Erziehung der Kinder gefährdet ist? 
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Schriftliche Antwort des Bundesministers Dr.-Ing. Seebohm 
vom 8. September 1965 

Im öffentlichen Dienst, insbesondere bei Betriebsverwaltungen, 
werden sich Versetzungen nicht immer vermeiden lassen. Die im 
Raum Dillenburg durch den Strukturwandel freiwerdenden 
Kräfte konnten jedoch unter Wahrung aller sozialen Belange 
auf neuen Arbeitsplätzen am bisherigen Dienstort oder an gün- 
stig zu erreichenden Orten im Raum Dillenburg/Wetzlar unter- 
gebracht werden. 


X. 31. Abgeordneter Glaubt die Bundesregierung, daß es sinnvoll 
Reitz und sozial gerecht ist, wenn altgediente 

Eisenbahner nach einer Dienstzeit von mehr 
als 25 Jahren nunmehr im fortgeschrittenen 
Alter und kurz vor der Zurruhesetzung in 
andere, weit entfernte Dienststellen umge- 
setzt werden? 


Schriftliche Antwort des Bundesministers Dr.-Ing. Seebohm 
vom 8. September 1965 

Zu Ihrer letzten Frage, ob es sinnvoll und sozial gerecht ist, 
wenn altgediente Eisenbahner noch kurz vor der Zurruhesetzung 
in andere, weit entfernte Dienststellen umgesetzt werden, darf 
ich auf meine vorstehenden Ausführungen Bezug nehmen. 


X. 32. Abgeordneter Billigt die Bundesregierung die Absichten der 
Bading Deutschen Bundesbahn, im Rahmen eines 

Rückzuges aus der Bedienung des Flächen- 
verkehrs bei den Bahnen in Nordhessen die 
Zahl der Stationen, die Stückgut abfertigen, 
rigoros zu beschränken und die Verlader und 
Empfänger von Stückgut auf den privaten 
Kraftwagengüterverkehr zu verweisen? 


Schriftliche Antwort des Bundesministers Dr.-Ing. Seebohm 
vom 3. September 1965 

Nach meinen Feststellungen ist die Gefahr einer unzureichen- 
den Bedienung des Flächenverkehrs im nordhessischen Raum 
nicht gegeben. Nahezu das gesamte nördliche Hessen einschließ- 
lich der Städte Kassel, Fulda, Fritzlar und Homberg liegt ent- 
weder im Zonenrandgebiet oder in Bundesausbaugebieten. Dort 
dürfen aber nach meinem Erlaß vom 16. Dezember 1964 weder 
Strecken stillgelegt noch Abfertigungen, insbesondere auch 
Stückgutabfertigungen, geschlossen werden. 

Für die nicht von allen Rationalisierungsrnaßnahmen ausge- 
nommenen Kreise gilt der Grundsatz einer volkswirtschaftlich 
optimalen Bedienung des Flächenverkehrs. Hiernach kommt in 
diesen zuletzt genannten Gebieten eine Einstellung der Abferti- 
gungsdienste der Bundesbahn nur in Betracht, soweit eine Bedie- 
nung mit dem Kraftwagen günstiger erscheint. Dabei bitte ich 
zu berücksichtigen, daß vielerorts der Stückgutverkehr schon 
jetzt fast völlig von der Schiene abgewandert ist. 
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X. 33. Abgeordneter 

Höhmann 

(Hessisch 

Lichtenau) 


Ist die Bundesregierung bereit, im Interesse 
einer lückenlosen Verkehrsbedienung und um 
zusätzliche Kosten für die Wirtschaft im Zo- 
nenrandgebiet zu vermeiden, bei einer Ein- 
schränkung des Flächenverkehrs durch die 
Deutsche Bundesbahn dem Straßenverkehrs- 
gewerbe für nicht kostendeckende Transport- 
leistungen einen finanziellen Ausgleich zu 
gewähren? 


X. 34. Abgeordneter 

Höhmann 

(Hessisch 

Lichtenau) 


Was gedenkt die Bundesregierung gegen die 
derzeitigen Absichten der Deutschen Bundes- 
bahn — die sich gegen ihren Beschluß vom 
16. Dezember 1964 richten — zu unternehmen, 
durch Einschränkung des Stückgut- und Wa- 
genladungsverkehrs fast alle Nebenbahnen 
im Zonengrenzraum auszutrocknen? 


Schriftliche Antwort des Bundesministers Dr.-Ing. Seebohm 
vom 8. September 1965 

Der Beschluß der Bundesregierung vom 16. Dezember 1964 
untersagt der Bundesbahn nicht nur die Einstellung von Strecken 
im Zonenrandgebiet und in den sog. Ausbaugebieten des Bun- 
des, sondern er verpflichtet die Bundesbahn auch, in diesen 
Räumen jegliche Einschränkungen im Abfertigungsdienst zu un- 
terlassen. Die Hauptverwaltung der Deutschen Bundesbahn hat 
mir bestätigt, daß diese Weisung in der Vergangenheit beachtet 
worden ist, und daß auch in Zukunft danach verfahren wird. 
Hiernach erscheint die von Ihnen befürchtete „Austrocknung" 
der Nebenbahnen im Zonenrandgebiet ausgeschlossen. 

Unter diesen Umständen besteht auch kein Anlaß, die Frage zu 
prüfen, ob für einen Ersatzverkehr Subventionen gezahlt werden 
sollen. 


Ist es richtig, daß vor etwa 4 Wochen der 
Bundesverkehrsminister eine fahrplanmäßige 
Maschine der Lufthansa, die nach Santiago 
de Chile flog und mit mehr als 100 Passagie- 
ren besetzt war, veranlaßte, fahrplanwidrig 
in Lissabon zwischenzulanden, so daß ein 
Zeitverlust für die Reisenden von IV 2 Stun- 
den entstand? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Dr. Seiermann 
vom 17. September 1965 

Am 10. Juli 1965 mußte Herr Bundesminister Dr. Seebohm aus 
dringendem dienstlichen Anlaß nach Lissabon reisen, um recht- 
zeitig am 11. Juli 1965 an der Einweihungsfeier des 217 km süd- 
lich von Lissabon gelegenen Flughafens Faro teilzunehmen. Hier- 
bei handelte es sich um eine Einladung des portugiesischen 
Staatspräsidenten, deren Annahme im deutschen Interesse lag 
und um die das Auswärtige Amt Herrn Bundesminister Dr. See- 
bohm daher dringend gebeten hatte. Da Herr Dr. Seebohm 
wegen anderer unaufschiebbarer Dienstgeschäfte am 10. Juli 
1965 die Flugreise nicht vor 17.00 Uhr antreten konnte, war die 
Lufthansa gebeten worden, alle noch in Betracht kommenden 
Beförderungsmöglichkeiten einschließlich ihrer Konkurrenzge- 


X. 35. Abgeordneter 

Dr. Imle 
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Seilschaften zu prüfen. Leider bestand jedoch keine günstigere 
Flugmöglichkeit, so daß die Lufthansa Herrn Bundesminister 
Dr. Seebohm den Vorschlag machte, ihre Abendverbindung nach 
Südamerika ausnahmsweise an diesem Tage über Lissabon zu 
leiten. 

Durch die Zwischenlandung entstand auf dem 22'/2-stündigen 
Flug von Hamburg nach Santiago eine Verspätung von nur 
40 Minuten und nicht, wie in der Presse behauptet, von V /2 Stun- 
den. Die übrigen Fluggäste waren vor Flugantritt entsprechend 
informiert worden und zeigten dankenswerterweise bis auf eine 
einzige Ausnahme Verständnis. 


Ist es richtig, daß am 6. Juli d. J. der Bundes- 
verkehrsminister dadurch eine Verspätung 
des Fernschnellzuges „Rheinblitz" um 18 Mi- 
nuten veranlaßt hat, daß in Stuttgart sein 
Salonwagen angekoppelt wurde und man die- 
sen in Mannheim wieder ausrangierte, um ihn 
an der Spitze des Zuges weiterlaufen zu las- 
sen? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Dr. Seiermann 
vom 17. September 1965 

Der Dienstwagen des Bundesministers für Verkehr ist am 
6. Juli 1965 nicht an den Fernschnellzug „Rheinblitz" in Stuttgart 
angehängt worden. Fr war zu diesem Zeitpunkt auf einer ande- 
ren Reiseroute eingesetzt. 

Die Prüfung durch die Reisestelle der Deutschen Bundesbahn 
in Frankfurt (Main) hat ergeben, daß der Dienstwagen des Herrn 
Ministers am 7. Juni 1965 mit dem Fernschnellzug „Rheinblitz" 
ab Stuttgart befördert worden ist. Es ist an diesem Tage auch 
zu einer 18minütigen Verspätung gekommen. Unzutreffend ist 
jedoch, daß sich diese Verspätung aus der Beförderung des 
Dienstwagens des Herrn Ministers ergeben hat. Die Unterlagen 
der Deutschen Bundesbahn über den Zuglauf ergeben, daß der 
aus München kommende Zugteil des „Rheinblitz", an den der 
Dienstwagen angeschlossen worden ist, bereits mit 3 Minuten 
Verspätung in Stuttgart ankam. Mit gleich hoher Verspätung 
hat der Zug Stuttgart wieder verlassen. Das Anhängen des 
Dienstwagens war also nicht die Ursache für die Verspätung. Die 
Verspätung von 18 Minuten bezieht sich auf den aus Basel kom- 
menden Zugteil des „Rheinblitz", die jedoch ausschließlich auf 
den starken Andrang privater Reisender am Pfingstmontag zu- 
rückzuführen ist. Auch in Mannheim ist keine Verspätung durch 
die dort vorgenommene Umstellung des Dienstwagens einge- 
treten. Der Fernschnellzug „Rheinblitz" hat am 7. Juni d. J. 
Mannheim mit einer Verspätung von 12 Minuten erreicht und 
mit gleich hoher Verspätung wieder verlassen. 


X. 36. Abgeordneter 

Dr. Imle 


X. 37. Abgeordneter Falls die Fragen X/35 und X/36 bejaht wer- 

Dr. Imle den: Billigt die Bundesregierung dieses Ver- 

halten des Bundesverkehrsministers? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Dr. Seiermann 
vom 17. September 1965 

In Anbetracht der zu den beiden vorstehenden Fragen mitge- 
teilten Tatsachen erübrigt sich eine Beantwortung dieser Frage. 
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X. 38. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 

Anders das Raumordnungsverfahren nach § 16 Bun- 

desfernstraßengesetz für die E 8 (Europa- 
straße 8) so zu forcieren, daß es bald zum 
Abschluß gebracht wird? 


X. 39. Abgeordneter Wann wird mit dem Bau der in Frage X/38 
Anders genannten so dringend notwendigen Straße 

von der holländischen Grenze bis zum vor- 
gesehenen Anschluß bei Bad Oeynhausen be- 
gonnen werden? 


X. 40. Abgeordneter 

Anders 


Wann ist mit Fertigstellung der in Frage X/38 
genannten Straße zu rechnen? 


Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Dr. Seiermann 
vom 17. September 1965 

Das landesplanerische Verfahren zur Festlegung der Linien- 
führung nach § 16 Bundesfernstraßengesetz ist für den Abschnitt 
der E 8 zwischen der deutsch-niederländischen Grenze bei Bent- 
heim und Osnabrück von den Ländern Nordrhein-Westfalen und 
Niedersachsen als Auftragsverwaltungen des Bundes eingeleitet 
worden. Für den nordrhein-westfälischen Abschnitt zwischen 
Rheine und Osnabrück besteht bereits Übereinstimmung mit der 
Landesplanungsbehörde hinsichtlich der generellen Linienfüh- 
rung, so daß in Kürze nach Beteiligung der für die Raumordnung 
zuständigen Bundesressorts die Linienführung in diesem Bereich 
bestimmt werden kann. Im Zusammenhang mit dem Bau der 
Bundesautobahn Hansalinie wird mit der Erstellung des Auto- 
bahnkreuzes bei Lotte ein kurzes Teilstück der E 8 in den Jah- 
ren 1967/68 fertiggestellt. 

Für den östlich anschließenden niedersächsischen Abschnitt bis 
Melle ist die Linie nach § 16 bestimmt, auch ist bereits das 
Planfeststellungsverfahren nach § 18 Fernstraßengesetz eingelei- 
tet worden; bei den im Zuge der E 8 liegenden Ortsumgehungen 
Osnabrück und Melle sind erste Baumaßnahmen angelaufen. Im 
nordrhein-westfälischen Abschnitt von der Landesgrenze bis Bad 
Oeynhausen baut das Land Nordrhein-Westfalen im Zuge des 
Else-Werre-Tales eine leistungsfähige Landesstraße. Sie wird, 
da die Bauvorbereitungen abgeschlossen sind, in absehbarer Zeit 
für die E 8 in diesem Bereich mit günstigem Anschluß an die 
Bundesautobahn Ruhrgebiet — Hannover bei Bad Oeynhausen 
zur Verfügung stehen. Als Vorsorgeplanung des Bundes soll 
darüber hinaus noch eine Trasse nördlich der Else-Werre-Straße 
planerisch gesichert werden. 

Wegen des engen Haushaltsrahmens für den 3. Vierjahresplan 
(1967 bis 1970) ist für den Abschnitt der E 8 westlich der Bundes- 
autobahn Hansalinie mit Ausnahme der vordringlichen Ortsum- 
gehung Schüttorf in diesem Zeitraum kaum mit dem Baubeginn 
zu rechnen. Die Planungen sollen aber in der Zwischenzeit mög- 
lichst abgeschlossen werden, so daß die entwurfsmäßigen Voraus- 
setzungen zum Bau der Europastraße vorliegen werden, wenn 
Haushaltsmittel bereitgestellt werden können. 

Ein Termin für die Fertigstellung der ganzen Linie kann unter 
diesen Voraussetzungen noch nicht angegeben werden. 
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XL Geschäftsbereich des Bundesministers für 
das Post- und Fernmeldewesen 

XI. 1. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, dem vom 
Peiter Bundespostministerium herausgegebenen Ver- 

zeichnis der Postleitzahlen bald eine Ergän- 
zung nachfolgen zu lassen, nachdem sich her- 
ausgestellt hat, daß eine Reihe von Gemein- 
den, z. B. aus dem Westerwald, in diesem 
Verzeichnis nicht enthalten sind? 


Schriftliche Antwort des Bundesministers Stücklen 
vom 3. August 1965 

Im Verzeichnis der Postleitzahlen sind in Übereinstimmung 
mit der seitherigen Regelung für das Ortsverzeichnis I 
— Teil A — nur Postorte, das sind Orte mit einer Postanstalt, 
aufgeführt (vgl. Vorbemerkungen unter Ziffer 1 und 2). Es hat 
sich also keinesfalls erst nachträglich herausgestellt, daß eine 
Reihe von Gemeinden ohne Postanstalt im Verzeichnis der Post- 
leitzahlen nicht aufgeführt ist. Orte ohne Postanstalt — mithin 
auch Gemeinden ohne Postdienststelle — sind heute ebenso wie 
vor der Einführung der neuen Postleitzahlen im Ortsverzeich- 
nis I — Teil B — enthalten. Diese Regelung wurde bewußt ge- 
troffen, weil es unmöglich gewesen wäre, in ein Verzeichnis im 
Taschenbuchformat außer den rd. 24 000 Postorten noch mehr als 
100 000 Orte, Siedlungen, Abbauten usw. ohne Postanstalt aufzu- 
nehmen. Eine solche Ergänzung des Postleitzahlen-Verzeichnis- 
ses, das zwischen 1962 bis 1965 in ca, 25 Millionen Exemplaren 
an die Bevölkerung kostenlos verteilt wurde, ist deshalb nicht 
beabsichtigt. 

Die Hereinnahme von über 100 000 Orten, Siedlungen, Abbau- 
ten usw. würde das Verzeichnis der Postleitzahlen — ganz ab- 
gesehen von den Kosten — so aufblähen, daß es als Nachschlage- 
werk seinen praktischen Wert verlieren würde. 

Ich darf in diesem Zusammenhang jedoch erwähnen, daß alle 
selbständigen Gemeinden ohne Postanstalt inzwischen auch in 
das neue Ortsverzeichnis I — Teil A — aufgenommen worden 
sind; nicht selbständige Gemeinden, Siedlungen, Abbauten usw. 
sind wie seither im Ortsverzeichnis I — Teil B — zu finden. 
Die neuen Ortsverzeichnisse I — Teil A und Teil B — sind bei 
allen Postämtern zum Preise von je 3,50 DM erhältlich. Ob die 
selbständigen Gemeinden bei einer späteren Neuherausgabe des 
Postleitzahlen-Verzeichnisses auch in dieses Verzeichnis aufge- 
nommen werden können, wird alsdann nochmals geprüft werden. 


XI. 2, Abgeordnete Warum verschiebt die Oberpostdirektion in 

Frau Rudoll Düsseldorf die Inbetriebnahme des Umsetzers 

zur Versorgung des Ortsteiles Essen-Werden 
mit dem zweiten Fernsehprogramm auf den 
April 1966, obwohl der Bundespostminister 
in der Bundestagssitzung am 21. Oktober 1964 
diese für das Jahr 1965 zusagte und die not- 
wendigen Verhandlungen im Mai 1965 abge- 
schlossen wurden? 
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Schriftliche Antwort des Bundesministers Stücklen 
vom 10. September 1965 

Gern bin ich bereit, Ihnen die Gründe für die Verschiebung 
des Fertigstellungstermins des Fernseh-Frequenzumsetzers Es- 
sen-Werden mitzuteilen. 

Zur Zeit Ihrer ersten Anfrage im Oktober 1964 hatte die Ober- 
postdirektion Düsseldorf ein Grundstück auf einem unbebauten 
Gelände ermittelt, das für die Fernseh-Frequenzumsetzeranlage 
gut geeignet erschien und von dem angenommen werden konnte, 
daß die Stadtverwaltung Essen hierfür die Baugenehmigung er- 
teilen würde. Die Stadtverwaltung weigerte sich jedoch, dem 
Bau des Fernseh-Frequenzumsetzers zuzustimmen, weil für die- 
ses Gelände ein Siedlungsplan erstellt werden sollte und das 
Vorhandensein eines Fernseh-Frequenzumsetzers die Planung 
behindern würde. Die Stadtverwaltung stellte daraufhin der 
Oberpostdirektion Düsseldorf ein anderes Gelände zur Verfü- 
gung, in dem sich die Oberpostdirektion einen geeigneten Stand- 
ort aussuchen konnte. Nachdem jedoch die Oberpostdirektion 
Düsseldorf den neuen Standpunkt für die Fernseh-Frequenzum- 
setzeranlage entsprechend bestimmt hatte, zog die Stadtver- 
waltung Essen ihre Zusage zurück und schlug der Oberpostdi- 
rektion Düsseldorf abermals einen neuen Standort vor. 

Bei einer Besprechung und gemeinsamen Ortsbesichtigung 
am 4. Mai 1965 sagte die Stadtverwaltung zu, das von ihr nun- 
mehr in Vorschlag gebrachte Grundstück für den Bau der Fern- 
seh-Frequenzumsetzeranlage zu verpachten, wenn die Oberpost- 
dircktion Düsseldorf einen entsprechenden Antrag stellen würde. 
Bereits am 10. Mai 1965 wurde dieser Antrag von der Oberpost- 
direktion Düsseldorf eingereicht, jedoch trotz zweimaliger schrift- 
licher und mehrmaliger mündlicher Mahnung bis heute von der 
Stadtverwaltung Essen noch nicht beschieden. 

Sie werden verstehen, sehr geehrte Frau Kollegin, daß unter 
diesen Umständen die Oberpostdirektion Düsseldorf den Fertig- 
stellungstermin für den Fernseh-Frequenzumsetzer Essen-Wer- 
den auf den 1. April 1966 verschieben mußte. Ich bedauere sehr 
darauf hinweisen zu müssen, daß eine weitere Verschiebung des 
Termins nicht ausgeschlossen ist, sofern nicht in Kürze die Ober- 
postdirektion Düsseldorf mit der Stadtverwaltung Essen zu 
einer endgültigen Einigung gelangt. . 


XII. Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Wohnungswesen, Städtebau und Raumordnung 

XII. 1. Abgeordneter Ist die Bundesregierung gewillt, dafür Sorge 
Drachsler zu tragen, daß die teilweise schleppende Aus- 

zahlung des Wohngeldes rechtzeitig erfolgt? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Dr. Ernst 
vom 5. August 1965 

Mir ist von einer schleppenden Auszahlung des Wohngeldes 
bisher nichts bekanntgeworden. Es kann sich also höchstens um 
örtliche Übergangserscheinungen handeln. Gleichwohl habe ich 
die für die Durchführung des Wohngeldgesetzes zuständigen 
Minister (Senatoren) der Länder mit Schncllbrief gebeten zu 
prüfen, ob Versäumnisse vorgekommen sind und gegebenen- 
falls auf baldmöglichste Bereinigung hinzuwirken. 
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In diesem Zusammenhang darf ich darauf aufmerksam machen, 
daß die Durchführung der gesetzlichen Vorschriften über das 
Wohngeld nach Artikel 83 des Grundgesetzes Aufgabe der 
Länder ist und meine Einflußmöglichkeiten daher nur begrenzt 
sind. 


XII. 2. Abgeordneter Aus welchen Gründen sind die vom Bundes- 
Baier (Mosbach) Wohnungsbauministerium im Rechnungsjahr 
1964 zur Verfügung gestellten Bundesmittel 
aus Rückflüssen zur Förderung von bundes- 
wichtiger Eigentumsbildung an das Land Ba- 
den-Württemberg trotz verschiedener drin- 
gender Ersuchen noch immer nicht dem Land 
Baden-Württemberg ausgezahlt worden? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Lücke 
vom 20. September 1965 

Auf Ihre mündliche Anfrage vom 3. September 1965 darf ich 
Ihnen mitteilen, daß die von mir antragsgemäß bewilligten Bun- 
desmittel aus Rückflüssen zur Förderung von bundeswichtiger 
Eigentumsbildung im Wohnungsbau dem Lande Baden-Württem- 
berg in der Weise zur Verfügung gestellt werden, daß das Land 
entsprechend dem Baufortschritt bzw. entsprechend den Vor- 
schriften der Landesförderungsbestimmungen die erforderlichen 
Bundesmittel abrufen kann. Für die von den Ländern jeweils zur 
Erfüllung der Bundesverpflichtungen angeforderten Betriebs- 
mittel sind den Ländern monatlich entsprechende Ermächtigungs- 
schreiben übersandt worden. In dem Abrufverfahren sind bislang 
Verzögerungen nicht eingetreten. 

Im übrigen gestatte ich mir, Ihnen unter Bezugnahme auf 
mein nochmals beigefügtes Schreiben vom 1. September 1965 
(s. Anlage) mitzuteilen, daß die von dem Vertreter des Landes 
Baden- Württemberg anläßlich der Unterredung am 28. Juli 1965 
in Aussicht gestellten bereinigten Anträge bislang bei mir leider 
noch nicht eingegangen sind. 

Nach Eingang förderungsfähiger Anträge werde ich dem Lande 
Baden-Württemberg umgehend Bundesmittel aus Rückflüssen zur 
Förderung von bundeswichtiger Eigentumsbildung im Wohnungs- 
bau zur Verfügung stellen. 

Anlage 

Die seinerzeit vom Lande Baden-Württemberg vorgelegten 
listenmäßigen Anträge auf Förderung von Bauvorhaben für be- 
sonders kinderreiche Familien konnten nicht bearbeitet werden, 
da sie Mängel aufwiesen. So waren z. B. Bauvorhaben für Fami- 
lien ohne Kinder, mit 1 bis 4 Kindern, mit 5 und mehr Kindern, 
Bauvorhaben zur Seßhaftmachimg von Industriearbeitern in 
Schramberg, Bauvorhaben für Schwerkriegsbeschädigte, deren 
Förderung aus meinem Sonderfonds erfolgt, usw. aufgeführt. 

Gleichzeitig stellte das Innenministerium in Baden-Württem- 
berg in Aussicht, für Bauvorhaben in Südbaden einen weiteren 
Sammelantrag vorzulegen. Der Eingang dieses Antrages war 
abzuwarten. Zwischenzeitlich hat sich durch das Ausscheiden des 
bisherigen Referenten des Landes keine Gelegenheit ergeben, 
die ebenfalls mit Unstimmigkeiten behafteten Anträge im ein- 
zelnen mit einem Vertreter des Innenministeriums Baden-Würt- 
temberg durchzusprechen. 
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Nach Eingang des letzten seinerzeit angekündigten Antrages 
für Südbaden vom 6. Juli 1965 ist der Fragenkomplex bei der 
ersten sich bietenden Gelegenheit am 28. Juli 1965 mit dem 
Vertreter des Innenministeriums Baden-Württemberg, Herrn 
ORR Dr. Kraihs, eingehend erörtert worden. Hierbei stellte Herr 
Dr. Kraihs in Aussicht, die bereinigten Anträge insgesamt wieder 
vorzulegen. Ein am 22. August 1965 geführtes Telefongespräch 
ergab, daß mit dem Eingang der bereinigten Anträge in Kürze 
gerechnet werden kann. 

Die grundsätzliche Bereitschaft, förderungsfähige Anträge von 
Baden-Württemberg vom BMWo zu bedienen, wird auch weiter- 
hin aufrechterhalten. 


XII. 3. Abgeordneter Ist angesichts des dringenden Bedarfs damit 
Fritsch zu rechnen, daß noch in diesem Haushalts- 

jahr Mittel des Facharbeiterprogramms im 
Zonenrandgebiet dem Land Bayern zur Ver- 
fügung gestellt werden? 


Schriftliche Antwort des Bundesministers Lücke 
vom 5. Oktober 1965 

Der Bund hat im Rechnungsjahr 1965 die für die Zonenrand- 
gebiete bereitgestellten Sondermittel zur Durchführung des 
Facharbeiterwohnungsbaues von jährlich 7 Mio DM auf 14 Mio 
DM erhöht. 

Unmittelbar nach Inkrafttreten des Haushaltsgesetzes 1965 
wurden mit Schreiben vom 6. April 1965 zunächst 10 Mio DM 
auf die Zonenrandländer verteilt. Von diesen Mitteln entfielen 
auf das Land Bayern entsprechend dem Verteilungsschlüssel der 
Vorjahre 2,5 Mio DM. Die restlichen 4 Mio DM sollten den 
Zonenrandländern zur Verfügung gestellt werden, die bis zum 
15. September 1965 einen zusätzlichen Bedarf anmeldeten. Ent- 
sprechend dem Verteilungsschlüssel wurde dem Land Bayern 
hierfür eine weitere Million DM in Aussicht gestellt. 

Das Land Bayern hat mit Schreiben vom 14. Juli 1965 um die 
Bereitstellung weiterer Bundesmittel zur Förderung von Woh- 
nungsbaumaßnahmen für Facharbeiter und Schlüsselkräfte im 
Zonenrandgebiet in Höhe von 3939 Mio DM gebeten. Daraufhin 
wurde dem Land Bayern mit Schreiben vom 12. August 1965 die 
erwähnte weitere Million DM bereitgestellt. 

Auch die Länder Hessen und Schleswig-Holstein haben ent- 
sprechend ihren Bedarfsanforderungen ebenfalls die in Aussicht 
gestellten zusätzlichen Bundesmittel aus dem vorerwähnten noch 
unverteilten Restbetrag von 4 Mio DM inzwischen erhalten. Das 
Land Niedersachsen hat gleichfalls am 4. Oktober 1965 mitgeteilt, 
daß es den in Aussicht gestellten Betrag voll in Anspruch neh- 
men werde. Damit steht fest, daß dem Lande Bayern im Rech- 
nungsjahr 1965 keine weiteren Bundessondermittel zur Förderung 
des Facharbeiterwohnungbaues im Zonenrandgebiet zur Verfü- 
gung gestellt werden können. 

Mit Schreiben vom 6. September 1965 hat das Land Bayern 
jedoch wegen der Vielzahl der noch vorliegenden und in dem 
Sonderprogramm für das Zonenrandgebiet eingeplanten Familien- 
heimanträge um eine weitere Mittelzuweisung von zunächst 
1 Mio DM aus Rückflußmitteln gebeten. In Anbetracht der be- 
sonderen Anstrengungen, die das Land Bayern zur Befriedigung 
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des Wohnungsbedarfs im Zonenrandgebiet macht, werde ich dem 
Land weitere zusätzliche Bundesmitt^l in Höhe von 1,2 Mio DM 
zur Förderung von Eigentumsmaßnahmen im Zonenrandgebiet 
zur Verfügung stellen. Das Bereitstellungsschreiben wird dem 
Land Bayern in den nächsten Tagen zugehen. 


XIIL Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wissenschaftliche Forschung 


XIIL 1. Abgeordneter Wird die Anzeigenserie „Informationsfolge 
Dr. Lohmar Wissenschaft und Forschung" aus Bundesmit- 

teln und gegebenenfalls aus welchem Haus- 
haltstitel finanziert? 


Schriftliche Antwort des Bundesministers Lenz 
vom 25. August 1965 

Die Anzeigenserie „Informationsfolge Wissenschaft und For- 
schung" wird aus Einzelplan 04 Kap. 04 03 Tit. 314 finanziert. 


XIIL 2. Abgeordneter Wie hoch sind die Kosten der in Frage XIII/l 
Dr. Lohmar genannten Anzeigenserie insgesamt? 


Schriftliche Antwort des Bundesministers Lenz 
vom 25. August 1965 

Die Gesamtkosten halten sich im Rahmen der gleichen Summe, 
wie sie in der Fragestunde vom 14. Mai 1965 von seiten der 
Bundesregierung auf eine entsprechende Zusatzfrage des Herrn 
Kollegen Dr, Schäfer genannt worden ist. 


XIIL 3. Abgeordneter Welche Gründe haben den Bundesminister 
Dr. Lohmar für wissenschaftliche Forschung veranlaßt, 

die in Frage XIII/1 genannte Anzeigenserie 
unmittelbar vor Beginn des Bundestagswahl- 
kampfes und dazu mit einem deutlichen par- 
teipolitischen Akzent zu publizieren? 


Schriftliche Antwort des Bundesministers Lenz 
vom 25. August 1965 

Die Förderung der wissenschaftlichen Forschung stellt einen 
der Schwerpunkte der Regierungspolitik dar. Diesem Schwer- 
punkt die größtmögliche Resonanz zu verschaffen, ist das Gebot 
der Stunde, das selbstverständlich auch in Wahlkampfzeiten 
erfüllt werden muß. 
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XIV. Geschäftsbereich des Bundesschatzministers 

XIV. 1. Abgeordneter Billigt die Bundesregierung das Verhalten des 
Folger Bundesnachrichtendienstes, unter Umgehung 

der lokal zuständigen Behörden und unter 
Mißachtung der geltenden Bestimmungen über 
den Landschaftsschutz in Puilach bei Mün- 
chen einen öffentlichen Spazierweg abzurie- 
geln und um sein Gelände eine 2 V 2 m hohe 
Mauer zu errichten? 


Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Kattenstroth 
vom 4. August 1965 

Die Abgrenzung des Geländes an der Ostseite der Zentrale des 
Bundesnachrichtendienstes wird künftig anstelle des bisher vor- 
handenen Maschendrahtzauns durch eine Mauer erfolgen. Dies 
dient nicht zum Schutz gegen Einsicht in das Gelände, sondern 
in erster Linie dazu, das unerlaubte Eindringen in den Bereich 
der Zentrale des Bundesnachrichtendienstes zu verhindern. Aus- 
serdem waren wirtschaftliche Überlegungen für den Entschluß 
maßgebend, da Bau und Unterhaltung eines Maschendrahtzaunes 
mit sichtbehindernder Hecke auf die Dauer höhere Kosten ver- 
ursachen würden. 

Für die Errichtung der Mauer ist die Zustimmung der Regie- 
rung von Oberbayern nach Artikel 103 BayBO eingeholt worden. 
Die danach erforderliche Stellungnahme der Gemeinde Puilach 
ist dem Zustimmungsantrag beigefügt worden. Die Gemeinde 
hatte mit Schreiben vom 9. April 1965 keine Einwendungen 
gegen das geplante Bauvorhaben erhoben. Die Zustimmung der 
Regierung von Oberbayern ist daraufhin mit Schreiben vom 
8. Juni 1965 erteilt worden. 

Als Ersatz für den alten Burgweg ist bereits vor seiner Sper- 
rung im Zusammenhang mit dem Bau der Mauer ein neuer Spa- 
ziergängerweg unter Beachtung der geltenden Bestimmungen 
für den Landschaftsschutz angelegt worden. Die Trassenführung 
dieses Weges ist mit der Gemeinde Puilach in örtlicher Begehung 
abgestimmt worden. Ausführung und Breite des Weges ent- 
sprechen den Wünschen der Gemeinde. Am 29. Juni 1965 ist der 
neue Weg in Anwesenheit des Herrn Ersten Bürgermeisters 
Seidl und des Herrn Oberbauinspektors Regensburger der Ge- 
meinde als öffentlicher Weg übergeben worden. 


XIV. 2. Abgeordneter Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesre- 

Ertl gierung zu ergreifen, um die Schwierigkeiten 

beim oberbayerischen Pechkohlenbergbau zu 
beheben? 


Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Kattenstroth 
vom 13. August 1965 

Die Lage der Oberbayerischen AG für Kohlenbergbau, Mün- 
chen, (Oberkohle) ist in den letzten Monaten Gegenstand zahl- 
reicher Besprechungen zwischen den beteiligten Bundesressorts, 
der Bayerischen Staatsregierung, dem Vorstand der Bergwerks- 
gesellschaft Hibernia AG, Herne, und dem Vorstand der Ober- 
kohle gewesen. 
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Nach dem Ergebnis dieser Besprechungen kann das in Aussicht 
genommene Kraftwerk in Penzberg auf Grund der Entwicklung 
im Jahre 1965 nicht mehr zu wirtschaftlich tragbaren Bedingungen 
gebaut und betrieben werden. Die Grube Penzberg kann deshalb 
nur noch für eine begrenzte Zeit weiterbetrieben werden. Die 
Bundesregierung hat beschlossen, der Oberkohle vorbehaltlich 
der parlamentarischen Genehmigung durch Gewährung zins- 
freier Kredite eine Überbrückungshilfe in Höhe von 26,6 Mio DM 
— abzüglich der Haushaltskürzung von 7®/o und der Haushalts- 
sperre von 3®/o — zu leisten. Die Hilfe soll das Unternehmen in 
die Lage versetzen, notwendige betriebliche Maßnahmen in Ruhe 
vorzubereiten und Entlassungen zu vermeiden. 

Das Gebiet von Penzberg soll durch die Neuansiedlung von 
Betriebsstätten bedeutender Unternehmen — ■ mit denen die 
Verhandlungen bereits aufgenommen worden sind — eine wirt- 
schaftlich gesunde Struktur erhalten. Hierzu wird der Bund 
neben dem Freistaat Bayern durch Gewährung von ERP-Krediten 
oder-Bürgschaften Hilfe leisten. Unberührt bleiben die durch die 
Umstrukturierung für die Belegschaft erforderlich werdenden 
sozialen Hilfsmaßnahmen des Bundes. Der Freistaat Bayern hat 
sich bereit erklärt, die notwendigen Infrastrukturmaßnahmen 
zu finanzieren. 


XIV. 3. Abgeordneter 

Riedel 

(Frankfurt) 


Wie sichert die Bundesregierung die Beteili- 
gung mittelständischer Bauunternehmen im 
öffentlichen Auftragswesen unter der Berück- 
sichtigung der Strukturbreite im ländlichen 
und Zonenrandbereich sowie der für den Ver- 
teidigungsfall wünschenswerten Dekonzentra- 
tion solcher Betriebe? 


Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Kattenstroth 
vom 10. August 1965 

Was die gegenwärtig gegebene Situation anlangt, so stehen 
der Bundesregierung zwar Daten über die Beteiligung mittel- 
ständischer Bauunternehmen im eigentlichen Sinne nicht zur 
Verfügung, es lassen sich jedoch zuverlässige Schlüsse ziehen, 
wenn man zunächst einmal von der Beteiligung der handwerk- 
lich organisierten Bauunternehmen ausgeht, für die Zahlenma- 
terial vorliegt, und dazu aus Vergleichswerten den hinzuzurech- 
nenden Anteil der bauindustriell organisierten mittelständischen 
Betriebe zu schließen versucht. In Verbindung mit den allgemei- 
nen Erhebungen des Statistischen Bundesamtes ergibt sich dann 
folgendes Bild: 

Die Vergabestatistik der Finanzbauverwaltungen, die seit eini- 
gen Jahren geführt wird, weist zuletzt folgende Anteile der 
Handwerksunternehmen am gesamten Auftragsvolumen aus: 

1962 45 V. H. 

1963 42 V. H. 

1964 47 V. H. 

Nicht erfaßt sind hierbei sog. Kleinaufträge mit einem Auftrags- 
wert von 2500 DM (1962) bzw. 10 000 DM (ab 1963). Es kann 
unterstellt werden, daß diese Kleinaufträge, deren Anteil 1963 
und 1964 etwa 15 v. H. des Gesamtvolumens ausmachte, eben- 
falls ganz an Handwerksunternehmen erteilt worden sind. Die 
angegebenen Hundertsätze sind also noch entsprechend zu er- 
höhen. 
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Der hohe Anteil des Handwerks ist damit zu erklären, daß 
eo ipso für fast alle Ausbauarbeiten nur Handwerksunternehmen 
zur Verfügung stehen, weil hier als „industriell" klassifizierte 
Betriebe sehr selten sind. 

Aber auch für den übrigen, an Industrieunternehmen gegange- 
nen Teil der Aufträge muß man bedenken, daß ein recht erhebli- 
ches Volumen an Unternehmen des Mittelstandsbereichs verge- 
ben worden ist. Man kann diesen Anteil allerdings nur mittelbar 
und nur für das sog. Bauhauptgewerbe erschließen. Unter Heran- 
ziehung der Erhebungen des Statistischen Bundesamtes laßt sich 
der Anteil der bauhauptgewerblichen Industriebetriebe mit bis 
zu 200 Beschäftigten — zieht man die Grenze für „Mittelstands- 
unternehmen" vorsichtig einmal bei dieser verhältnismäßig 
niedrigen Zahl — am Gesamtumsatz dieser Gruppe mit etwa 
25 V. H. errechnen. Daraus ergibt sich, daß man den ganzen 
Anteil der industriell organisierten mittelständischen Bauunter- 
nehmen am Bauvolumen der Finanzbauverwaltungen mit 10 v. H. 
nicht zu hoch veranschlagt. Insgesamt ist also der Anteil der 
Mittelstandsunternehmen am Bauauftragsvolumen auf reichlich 
70 V. H. zu schätzen (Handwerksbetriebe = 47 v. H., industriell 
organisierte mittelständische Betriebe “■ 10 v. H., sog. Klein- 
auf träge ^ 15 v. H.). 

Zur Abrundung des Bildes sei bemerkt, daß sich nach der jähr- 
lichen sog. Totalerhebung im Bauhauptgewerbe im Juni 1964 
die Beschäftigten wie folgt verteilten: 

Betriebe mit bis zu 199 Beschäftigten: 1 269 415 

Betriebe mit 200 bis zu 499 Beschäftigten: 288 042 

Betriebe mit 500 und mehr Beschäftigten: 159 414 

1 716871 

In eigentlichen Großbetrieben waren also nicht mehr als knapp 
9 V. H. der Beschäftigten tätig. Statistische Daten über die Um- 
satzanteile liegen nicht vor (sie könnten wegen des vermehrten 
Maschineneinsatzes etwas höher liegen). 

In den ländlichen Bezirken und im Zonenrandbereich dürften 
die Verhältnisse grundsätzlich gleich liegen; hier ist eher noch 
mit einem grösseren Anteil der mittelständischen Bauunterneh- 
men am Auftragsvolumen des Bundes und der Länder zu rechnen. 
Dies deutet sich darin an, daß nach der Vergabestatistik der 
Finanzbauverwaltungen im Bereich der Oberfinanzdirektionen 
Kiel und Hannover der Anteil der an Handwerksunternehmen 
erteilten Aufträge — stets ohne Kleinaufträge — tendenziell über 
dem oben angegebenen Bundesdurchschnitt liegt, nämlich 

Kiel Hannover 

1963 46 V. H. 43 v. H. 

1964 53 V.- H. 46v. H. 

Die angegebenen Daten erfassen die Aufträge des Straßen- 
und sonstigen Tiefbaues nur, soweit es sich um Baumaßnahmen 
der Bundeswehr handelt (z. B. Flugplätze, Treibstoffleitungen 
u. ä.) oder sie in Verbindung mit Hochbauten auszuführen sind. 
Im sonstigen Straßenbau, vor allem im Fernstraßenbau, wird die 
Beteiligung der großen Bauunternehmen bedeutender sein, doch 
ergibt sich dies zwangsläufig aus dem hohen Maschinisierungs- 
grad dieses Zweiges der Bautätigkeit; der Bundesfernstraßenbau 
ist im übrigen am gesamten Straßenbauvolumen mit nur etwa 
einem Drittel beteiligt. 
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Nach Untersuchungen des Ifo-Instituts für Wirtschaftsfor- 
schung e. V. (München) — Kostenstruktur und Preisentwicklung 
in der Bauindustrie, München, April 1963, S. 5 — ist der Aktions- 
bereich der Bauimternehmen ganz allein sehr viel enger begrenzt, 
als man dies angesichts des Schlagwortes von der „Industrie der 
wandernden Fabriken'' annehmen sollte. Im Bauhauptgewerbe 
entfielen z. B. am Jahresende 1959 und 1960 von den Umsätzen 

72 v. H. auf das eigene Kreisgebiet der Unternehmen, 

23 V. H. auf andere Kreise im eigenen Bundesland und nur 
4 V. H. auf andere Bundesländer sowie 
1 V. H. auf das Ausland. 

Die Tatsache, daß 95 v. H. der Umsätze innerhalb des Bundes- 
landes des Unternehmenssitzes erbracht worden sind, beweist, 
daß dem Baugewerbe eine überaus breite Auftragsstreuung 
strukturell eigentümlich ist-, denn was das Ifo-Institut für das 
Bauhauptgewerbe festgestellt hat, gilt erst recht und verstärkt 
für das Ausbauhandwerk, dessen Aktionsradius im Durchschnitt 
noch kleiner ist. 

Es bestehen auch keinerlei erkennbare Anzeichen, daß sich in 
den seither vergangenen Jahren ein Wandel in dieser Hinsicht 
vollzogen hätte oder anbahnte. Die gelegentlich in der Presse 
vertretene Auffassung, im Baugewerbe vollziehe sich ein Kon- 
zentrationsprozeß, orientiert sich an atypischen Einzelerschei- 
nungen. 

Bei dem hohen Anteil der Bauaufträge, der nach diesen Dar- 
legungen, gerade auch im Zonenrandbereich, an mittelständische 
Unternehmen laufend vergeben wird, glaubt die Bundesregierung, 
daß diese Unternehmen ausreichend berücksichtigt sind. 

Die Bundesregierung verfolgt im übrigen sehr aufmerksam und 
wohlwollend die Bemühungen mittelständischer Bauunterneh- 
men, sich zu ständigen Arbeitsgemeinschaften zusammenzu- 
schließen, um so als potente Bewerber auch bei Großaufträgen 
auftreten zu können. Keinesfalls kann davon gesprochen werden, 
die öffentliche Hand habe eine „ausgeprägte Neigung", in erster 
Linie die Großunternehmen zu berücksichtigen, wie dies jüngst 
in Presseverlautbarungen seitens der neuen Bundesvereinigung 
mittelständischer Bauimternehmen e. V. geschehen ist. 


XIV. 4. Abgeordneter 

Hörmann 

(Freiburg) 


Ist die Bundesregierung bereit zu prüfen, ob 
die vom Haushaltsausschuß des Bundestages 
am 25. Juni 1964 bewilligten 26,6 Millio- 
nen DM Bundeszuschuß für den Bau eines 
Pechkohlen-Kraftwerkes in Penzberg (Ober- 
bayern) in Sondermittel für Wirtschafts- und 
sozialpolitische Struktur- und Uberleitungs- 
maßnahmen umgewandelt werden können, 
falls wider Erwarten die Pechkohlengruben 
Penzberg und Hausham geschlossen werden 
müßten? 


Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Kattenstroth 
vom 13. August 1965 

Die Lage der Oberbayerischen AG für Kohlenbergbau, Mün- 
chen, (Oberkohle) ist in den letzten Monaten Gegenstand zahl- 
reicher Besprechungen zwischen den beteiligten Bundesressorts, 
der Bayerischen Staatsregierung, dem Vorstand der Bergwerks- 
gesellschaft Hibernia AG, Herne, und dem Vorstand der Ober- 
kohle gewesen. 
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Nach dem Ergebnis dieser Besprechungen kann das in Aussicht 
genommene Kraftwerk in Penzberg auf Grund der Entwicklung 
im Jahre 1965 nicht mehr zu wirtschaftlich tragbaren Bedingun- 
gen gebaut und betrieben werden. Die Grube Penzberg kann 
deshalb nur noch für eine begrenzte Zeit weiterbetrieben werden. 
Die Bundesregierung hat beschlossen, der Oberkohle vorbehalt- 
lich der parlamentarischen Genehmigung durch Gewährung 
zinsfreier Kredite eine Überbrückungshilfe in Höhe von 
26,6 Mio DM — abzüglich der Haushaltskürzung von 7®/o und 
der Haushaltssperre von 3®/o — zu leisten. Die Hilfe soll das 
Unternehmen in die Lage versetzen, notwendige betriebliche 
Maßnahmen in Ruhe vorzubereiten und Entlassungen zu ver- 
meiden. 

Das Gebiet von Penzberg soll durch die Neuansiedlung von 
Betriebsstätten bedeutender Unternehmen — mit denen die Ver- 
handlungen bereits aufgenommen worden sind — eine wirt- 
schaftlich gesunde Struktur erhalten. Hierzu wird der Bund 
neben dem Freistaat Bayern durch Gewährung von ERP-Krediten 
oder -Bürgschaften Hilfe leisten. Unberührt bleiben die durch 
die Umstrukturierung für die Belegschaft erforderlich werdenden 
sozialen Hilfsmaßnahmen des Bundes. Der Freistaat Bayern 
hat sich bereit erklärt, die notwendigen Infrastrukturmaßnahmen 
zu finanzieren. 


XIV. 5. Abgeordneter Welche Werke aus dem Kunstbesitz des 
Dr. Emde Bundes sind der Stadt Bonn als Leihgaben 

zugedacht? 


Schriftliche Antwort des Vertreters des Staatssekretärs, Rossig, 
vom 17. September 1965 


Ihre Anfrage kann ich im gegenwärtigen Zeitpunkt leider noch 
nicht abschließend beantworten. 

Wie Ihnen bekannt ist, habe ich die dem Bund übergebenen 
Kunstbestände aus ehern. Reichsbesitz zunächst von einer Sach- 
verständigenkommission sichten und auf ihre Eignung für die 
Ausstellung in Museen hin prüfen lassen. Nachdem sich die 
Kommission in vier Arbeitssitzungen einen Überblick über den 
vorhandenen Bestand verschafft hat, soll den hauptamtlichen 
Museumsleitern und Museumspflegern Ende Oktober d. J. Ge- 
legenheit gegeben werden, die zur Verfügung stehenden Werke 
im Schloß Schleißheim bei München zu besichtigen, um im Ab- 
schluß daran spezifizierte Anträge zu stellen. Bei der Verteilung 
der Leihgaben wird es wesentlich darauf ankommen, daß die zu 
überlassenden Werke dazu geeignet sind, einen bereits vorhan- 
denen Sammlungsbestand sinnvoll zu ergänzen. 

Um Berücksichtigung bei der Verteilung von Leihgaben haben 
sich sowohl die Stadt Bonn als auch das Rheinische Landesmu- 
seum in Bonn beworben. Beide sind auf Veranlassung des Bun- 
desschatzministeriums vom Deutschen Museumsbund eingeladen 
worden, an der Besichtigung teilzunehmen und danach — wie 
die rd. 80 übrigen Bewerber ■ — ihre Anträge zu spezifizieren. 

Nach Vorlage dieser Anträge wird die Sachverständigenkom- 
mission ihre Empfehlung ausarbeiten. Erst dann vermag ich 
über die endgültige Aufteilung zu entscheiden. 
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XV. Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Gesundheitswesen 

XV. 1. Abgeordneter Ist es richtig, daß in dem Erfrischungsgetränk 
Ritzel Coca-Cola neben Alkaloid ein Geheimextrakt 

enthalten ist, von dem niemand weiß, ob er 
gesundheitsschädlich ist? 

Schriftliche Antwort der Bundesministerin Dr. Schwarzhaupt 
vom 26. Juli 1965 

Bereits vor Jahren ist die Befürchtung geäußert worden, das 
Erfrischungsgetränk Coca-Cola enthalte gesundheitsschädliche 
Alkaloide oder sonstige schädliche Stoffe. Ich habe damals die 
Inhaltsbestandteile des Coca-Cola durch das Bundesgesund- 
heitsamt überprüfen lassen. Die Prüfung hat ergeben, daß dies 
nicht der Fall ist. Coca-Cola enthält weder das Alkaloid Cocain 
noch sonstige Stoffe, die bei sachgemäßem und maßvollem Ge- 
nuß zu einer Schädigung der menschlichen Gesundheit führen 
können. 


XV. 2. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, durch einen 
Drachsler Forschungsauftrag Erfahrungen zu sammeln 

wie man den Gesundheitsschäden aus der 
zunehmenden Verunreinigung der Luft durch 
Ölheizungen und Auspuffgase in den Wohn- 
vierteln der Großstädte wirksam entgegen- 
treten kann? 

Schriftliche Antwort der Bundesministerin Dr. Schwarzhaupt 
vom 29. Juli 1965 

Ihre Anfrage betrifft zwei Probleme: 

a) das Problem der Verunreinigung der Luft durch Ölheizungen, 

b) das Problem der Verunreinigung der Luft durch Kraftfahr- 
zeuge. 

Uber diese Probleme sind bereits zahlreich*:) Forschungsaufträge 
durch die Bundesregierung, die Deutsche Forschungsgemein- 
schaft und die Länderregierungen vergeben worden. 

Zu a) 

In Verfolgung der bei diesen Forschungen gewonnenen Er- 
kenntnisse habe ich dem Bundesgesundheitsrat die Frage vor- 
gelegt, ob eine gesetzliche Regelung notwendig erscheint, durch 
welche die häuslichen Ölfeuerungsanlagen einer regelmäßig 
wiederkehrenden Überwachung unterzogen werden, und wie 
eine solche Überwachung gegebenenfalls durchgeführt werden 
sollte. Der Bundesgesundheitsrat hat in der Vollversammlung 
am 29. Juni 1965 folgendes Votum beschlossen: 

„Mit Heizöl betriebene häusliche Feuerungsanlagen weisen zu 
einem großen Teil technische Mängel auf oder werden nicht 
sachgemäß betrieben und gewartet, so daß die Bevölkerung in 
zunehmendem Maße durch üble Gerüche, Rußauswurf und andere 
Emissionen belästigt und gesundheitlich gefährdet wird. Der 
Bundesgesundheitsrat hält es daher für dringend erforderlich, die 
häuslichen Ölfeuerungsanlagen einer gesetzlich vorgeschriebenen 
Abnahme-Untersuchung und regelmäßig wiederkehrenden Über- 
wachung zu unterwerfen. 
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Im einzelnen wird dazu folgendes empfohlen: 

a) Bei der Planung und Errichtung von häuslichen ölfeuerungs- 
anlagen sollte ein Fachmann, der über die erforderlichen Er- 
fahrungen hinsichtlich der Verminderung der Emissionen 
verfügt, verantwortlich mitwirken. 

Der Nachweis über das Vorhandensein der erforderlichen 
Fachkenntnisse ist etwa in der gleichen Weise wie bei den 
Gas- und Wasserfachleuten zu erbringen. 

b) Die Übergabe einer neuerrichteten häuslichen Ölfeuerungs- 
anlage an den Betreiber sollte unter Beilage eines vom Fach- 
bauleiter unterschriebenen Meßprotokolls erfolgen. Ein sol- 
ches Meßprotokoll hat Angaben über die sichere Funktion 
und die Erfüllung der nach den geltenden Gesetzen geforder- 
ten Schutzmaßnahmen sowie die wichtigsten technischen Da- 
ten für den Kessel, den Brenner, die Brennerdüse, den einge- 
stellten Öldruck, die Verbrennungskennwerte und über die 
bei der Abnahme durchgeführten Messungen zu enthalten. 

c) Die häuslichen Ölfeuerungsanlagen sind jährlich einmal nach 
den Vorschriften der DIN 4755 durch einen Fachmann (siehe 
Absatz a) meßtechnisch und hinsichtlich der Emission zu 
überprüfen. Das Ergebnis diesen Überprüfung ist in Form eines 
Meßprotokolls festzuhalten, welches dem Betreiber der An- 
lage auszuhändigen ist. 

d) In Fällen von Beschwerden über erhöhten Rußauswurf von 
häuslichen Ölfeuerungsanlagen ist zunächst eine Beurteilung 
durch den Schornsteinfeger vorzunehmen, der im Bedarfs- 
fälle eine genaue Überprüfung durch einen Fachmann veran- 
laßt. 

Die Überwachung der Durchführung der in den Absätzen b 
und c vorgesehenen Maßnahmen ist dem örtlich zuständigen 
Schornsteinfeger zu übertragen. 

e) Die Bundesbauordnung sollte wie folgt sinngemäß ergänzt 
werden: 

Bei der Errichtung von häuslichen Ölfeuerungsanlagen 
muß ein genügend hoher Schornstein vorgesehen werden, 
um die Immissionswirkungen auf ein Mindestmaß zu be- 
schränken. 

1 ) l i l ) ( u' g a n g s b e s t i m rn u n g e n 

Für die bei Inkrafttreten der vorstehenden Bestimmungen 
bereits betriebenen häuslichen Ölfeuerungsanlagen ist das 
unter Absatz b geforderte Meßprotokoll bei der nächsten 
lährlichen übcuprüfung zu erstellen." 

Zu b) 

Die auf diesem Gebiet gewonnenen Forschungsergebnisse ha- 
ben zur Einrichtung einer Bundesprüfstelle geführt, der u. a. 
obliegt, Einrichtungen und Maßnahmen zur Entgiftung der Auto- 
abgase auf ihren Gebrauchswert zu untersuchen. In ihrem Bemü- 
hen, weitere Erkenntnisse zur Lösung des Problems der Verun- 
reinigung der Luft durch Kraftfahrzeuge zu gewinnen, hat die 
Bundesregierung in diesem Jahr vier umfangreiche Forschungs- 
aufträge an mehrere wissenschaftliche und technische Institutio- 
nen vergeben. Darunter befindet sich auch ein Forschungsauftrag 
zur Erstellung von Richtlinien für die Prüfung von Einrichtungen 
zur Entgiftung der Abgase von Verbrennungsmotoren. Eine 
Untersuchung der medizinisch-biologischen Wirkungen schädli- 
cher Abgasbestandteile aus Kraftfahrzeugen mit Öttomotoren 
mit dem Ziel, Höchstwerte für Emissionskonzentrationen festzu- 
legen, wird vorbereitet. 
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XV. 3. Abgeordneter Zu welchem Ergebnis haben die bereits durch- . 

Schmitt- geführten Versuche, dem Trinkwasser zur 

Vockenhausen Verhütung von Karies Fluor zuzusetzen, ge- 
führt? 

Schriftliche Antwort der Biindesministerin Dr. Schwarzhaupt 
vom 2. August 1965 

Seit dem Jahre 1953 wird in Kassel-Wahlershausen das Trink- 
wasser versuchsweise fluoridiert. Da nach Angaben der örtlich 
zuständigen Gesundheitsbehörde erst in einem Jahr die wissen- 
schaftlich gesicherten Ergebnisse voiiiegen werden, habe ich am 
13. Juli 1965 auf Grund des § 20 b LMG die Verlängerung des 
Versuchs um ein weiteres Jahr genehmigt. Ich darf insoweit 
auf die Beantwortung der Fragen der Abgeordneten Frau Dr. Die- 
mer-Nicolaus vom 11. Oktober 1962 — Protokoll des Deutschen 
Bundestages, 4. Wahlperiode, 40. Sitzung, S. 1708 (C) — sowie 
auf die Beantwortung der Fragen des Abgeordneten Herrn 
Clemens Riedel vom 21. Juli 1965 — Drucksache IV/3753, XII. — 
verweisen. 


XV. 4. Abgeordneter Ist die Bundesregierung angesichts der posi- 
Schmitt- tiven Erfahrungen im Ausland bereit, Vor- 

Vockenhausen schlage zur Änderung des Lebensmittelrechts 
vorzulegen, um den Gemeinden im Interesse 
der Volksgesiindheit die in Frage XV/3 ge- 
nannte Maßnahme zu ermöglichen? 

Schriftliche Antwort der Bundesministerin Dr. Schwarzhaupt 
vom 2. August 1965 

Erst nach Vorliegen der (mdgültigen Ergebnisse in Kassel- 
Wahlershausen und unter Auswertung der Erfahrungen, die mit 
dem Zusatz von Fluor auch im Ausland gemacht worden sind, 
wird zu erwägen sein, welche Maßnahmen zu ergreifen sind. 
Ich beabsichtige, hierzu noch den Bundesgesundheitsrat zu gege- 
bener Zeit um eine gutachtliche Stellungnahme zu bitten. 


XV. 5. Abgeordnete Sind der Bundesregierung die im In- und Aus- 
Frau Dr. Heuser land gewonnenen positiven Erfahrungen mit 
einer Kariesprophylaxe durch Fluoranreiche- 
rimg des Trinkwassers bekannt? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Bargatzky 
vom 14. September 1965 

Die Erfahrungen im Ausland sind mir bekannt. Sie können 
nicht uneingeschränkt als „positive Erfahrungen" gewertet wer- 
den. Daher ist bei der Vorbereitung der Trinkwasser- Aufberei- 
tungs-Verordnung vom 19. Dezember 1959 (BGBl. I S. 762) die 
Frage der Zulassung des Zusatzes von Fluor zu Trinkwasser 
zwar eingehend erörtert, von einer Einschränkung des Fremd- 
stoffzusatzverbotes im Lebcnsinittelgesetz durch Rechtsverord- 
nung aber schließlich abgesehen worden. Im Interesse einer 
gesicherten wissenschaftlichen Beurteilung hatte ich seinerzeit 
die Fortführung der seit dem Jahre 1953 in Kassel-Wahlershau- 
sen laufenden Versuche, bei denen das gesamte Trinkwasser 
dieses Stadtteils fluoridiert wird, nach den einschlägigen Vor- 
schriften des Lebensmittelgesetzes genehmigt. Die Fortführung 
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dieser Versuche ist erst kürzlich von mir nochmals für ein weite- 
res Jahr bewilligt worden, da endgültige, wissenschaftlidi ge- 
sicherte Erkenntnisse noch nicht vorliegen. Die zuständige ört- 
liche Gesimdheitsbehörde hat hierzu berichtet, daß eine ab- 
schließende Beurteilung erst in etwa einem Jahr möglich sein 
wird. Dessenungeachtet habe ich den hessischen Minister für 
Arbeit, Volkswohlfahrt und Gesundheitswesen gebeten, midi 
baldmöglichst über die bisher erzielten Ergebnisse zu unter- 
richten. 


XV, 6. Abgeordnete Sind der Bundesregierung schwerwiegende 

Frau Dr.* Heuser wissenschaftliche Gründe bekannt, die der in 
Frage XV .i» gemannten Maßnahme angesichts 
des hohen Kariesbefalls insbesondere unserer 
Jugend entgegenstehen? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Bargatzky 
vom 14. September 1965 

Gegen die allgemeine Fluoridierung des Trinkwassers, die zu 
einer ungezielten, zwangsweisen Fluoraufnahme für die gesamte 
Bevölkerung des betreffenden Gebietes führt und die nur eine 
der Möglichkeiten der Fluorzuführung zur Verhütung der Karies 
darstellt, werden von wissenschaftlicher Seite Bedenken geltend 
gemacht. 


XV. 7. Abgeordnete Ist die Bundesregierung bereit, durch einen 
Frau Dr. Heuser entsprechenden Zusatz zum Lebensmittelge- 
setz die in Frage XV/5 genannte prophylak- 
tische Maßnahme in der Bundesrepublik ge- 
nerell wirksam wmrden zu lassen? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Bargatzky 
vom 14. September 1965 

Erst nach Vorliegen des Versuchsergebnisses in Kassel-Wah- 
lershausen und nach Anhörung des Bundesgesundheitsrates 
wird sich die Bundesregierung schlüssig werden können, ob und 
welche Maßnahmen zur Einführung dieses prophylaktischen 
Schutzes der menschlichen Gesundheit in Betracht kommen. 

Zu Ihrer weiteren Unterrichtung darf ich auf die Beantwortung 
der Frage der Abgeordneten Frau Dr. Diemer-Nicolaus am 11. 
Oktober 1962 (Protokoll des Deutschen Bundestages, 4. Wahl- 
periode, 40. Sitzung S. 1708 C fl.) Bezug nehmen. Ferner hatten 
die Abgeordneten Riedel und Schmitt-Vockenhausen Anfragen 
in dieser Angelegenheit vor einiger Zeit an mich gerichtet 
(Drucksache IV/3753, Fragen Xll/l bis 3, Drucksache IV/3799, 
Fragen XV/3 und 4). 


B(')nn, d(m 15. Oktober 1965 
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